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Diese gesellschaftlichen Szenarien der Verunsicherung wir-
ken sich unmittelbar auf die Subjektwerdung aus. Zwar
sind lebensgeschichtliche Übergänge immer Phasen der
Fragilität und der Verwundbarkeit, dennoch ist es erschre-
ckend, wie viele Kinder in dem Bewusstsein aufwachsen,
dass es für sie keinen Weg aus ihrer Situation gibt, längst
bevor sie daran denken könnten, sich einen Platz zu er obern;
bedrückend, wie gering ihre Zuversicht ist, wie wenig sie
sich zutrauen. Dabei ist der Zusammenhang zwischen Armut
und Entwicklungschancen sattsam bekannt. Orientiert am
Individuum an sich und seiner Entwicklung, war Bildung
einmal verbunden mit dem Wert der Chancengleichheit und
der Vorstellung, sich durch Ordnen und Verstehen die Welt
anzueignen. Heute scheint Bildung vorrangig verbunden
zu sein mit dem Wert Leistung und einer instrumen tellen
Kompetenz, bei der es mehr um funktionale Wissensanhäu-
fung geht denn um Kontextbezug. 

Nach dem Gesetz hat jeder junge Mensch ein Recht auf För-
derung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit. In einer Welt, in der verlässliche Rollen, Konzepte
und Perspektiven sich auflösen, die gekennzeichnet ist
durch Entgrenzung, Durchlässigkeit, wechselnde Konfigu-
rationen und Beliebigkeit, suchen junge Menschen heute
ihren Weg in die Zukunft. Wenn sich dieser Weg nicht nur
an Effizienzkriterien orientieren soll, sondern auch an dem
Ideal einer humanen Zivilgesellschaft, muss es Ziel sein,
Heranwachsende darin zu unterstützen, selbstbewusst teil -
zuhaben, Autonomie und Verantwortungsgefühl zu entfal  -
ten, die Wirksamkeit ihrer Kompetenzen zu erfahren und
Wertschätzung wie Zugehörigkeit erleben zu können.

Eine Möglichkeit, Zukunft gut zu bewältigen, ist, Nischen-
kompetenzen auszubilden mit sozialen Fertigkeiten und
Fähigkeiten, die querliegen zu fachspezifischen Erfordernis -
sen und helfen, sich immer wieder neu zu orientieren und
zu behaupten. Es ist nach wie vor eine der edelsten päd -
agogischen Aufgaben, junge Menschen herauszufordern, sie
in ihrer Entwicklung zu einer selbstbestimmten Persönlich-
keit zu fördern und auf ihrer Suche zwischen Aufbruch und
Anpassung zu begleiten. 
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Liebe Leserin, lieber Leser,

der modulare Mensch, der sein Leben baukastenartig zu
einer Patchworkidentität zusammensetzt, der fluide Mensch,
der sich schnellflüssig verändert, der flexible Mensch, der
sich den rasanten Veränderungen anzupassen hat – diese
Metaphern für heutige Lebensentwürfe spiegeln Anforde-
rung und Bewältigung gleichermaßen wider. 

Sich einzugliedern in die Gesellschaft und ihr Normenge -
füge, in ihr Aufgaben, Rollen und Verantwortung zu über -
neh  men, einen Platz zu finden und dabei seinen eigenen
Lebensentwurf zu konzipieren, ist über die Generationen
hinweg eine gleichbleibende Anforderung. Verändert haben
sich die Koordinaten, unter denen Identitätsentwicklung
erfolgt. Standen vormals Sozialisationsriten und gesell-
schaftliche Traditionen in unterschiedlichem Maße zur Ver-
fügung und ge währten Orientierung, Halt, Sicherheit und
Schutz – durchaus auch in der Abgrenzung und Opposition
zu ihnen –, so bieten dies die schnell wechselnden Konfi -
gurationen von heute nicht mehr. Nicht die Übernahme
sozial-funktionaler Rollen ist gefragt, sondern die „markt-
gängige“ Persönlichkeit. Dazu bedarf es eines andauernden
Wandels, muss Identität stets von Neuem hergestellt wer-
den, ist der flexible Mensch ständig auf dem Weg der Anpas-
sung an marktbedingte Veränderungen. 

Gravierend ist auch die zunehmende Geschwindigkeit, mit
der, ausgehend von den Kindern und den Alten, Armut sich
ausbreitet. Zwischen Integration und Ausschluss wächst
eine „Zone der Gefährdung“ mit instabilen Lebensverhält-
nissen und dem Risiko, in einer lebens- oder berufsbeding-
ten Krise zu scheitern und sozial abzusteigen. Die Angst
davor wird immer offenkundiger. Mittleren Schichten an zu-
gehören, ist längst keine Garantie mehr für soziale Sicher-
heit. Immer mehr Menschen landen als „Abfall der Moder-
ne“ im Abseits. Die Mehrheit derer, die dem Ziel verpflichtet
sind, als die Besten und Tüchtigsten zu überleben, inter -
essiert sich kaum noch für die Chancenlosen. Verantwor-
tung ist reduziert auf die Verantwortung für das eigene Los,
und Scheitern wird zu einem Phänomen immer breiterer
Bevölkerungskreise. 

Editorial

Rein  hard Rudeck
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Wer sich in den letzten Jahren mit den strukturellen Bedin -
gungen des Aufwachsens Jugendlicher hierzulande be schäf-
tigte, kam an Begriffen wie „Entstrukturierung“, „Plurali-
sierung“, „Enttraditionalisierung“, „Individualisierung“,
„Entgrenzung“ kaum vorbei. Die Konzeptdiskussion be schäf-
tigte sich zunächst unter dem Schlagwort der Entstruktu-
rierung mit den diffus gewordenen Altersgrenzen zwischen
Kindheit und Jugend einerseits und Jugend und Erwach -
senenleben andererseits (zum Beispiel schon früh Horn-
stein 1982, S. 264 ff.). Wenig später lieferte das von Ulrich
Beck populär gemachte Individualisierungstheorem im
Zusammenspiel mit der Debatte um die Pluralisierung der
Lebensformen jene konzeptionellen Rahmen, die bis heute
weitgehend alternativlos sind und in vielfältigen Varianten
die Diskussion prägen (Griese und Mansel 2003). Indivi-
dualisierung bezeichnet, ohne hier die Diskussion in allen
ihren Aspekten darstellen zu wollen, zunächst das Ver-
schwimmen des lebensweltlich vormals weitgehend Selbst-
verständlichen, das Aufbrechen der Traditionen und Rou -
tinen der Lebensführung und die Eröffnung vielfältiger,
zumindest denkbarer Optionen für nahezu alles und jedes.
Individualisierung verweist zudem auf das Entstehen plu-
raler Lebensformen und Mischungsverhältnisse. Und
schließlich betont die Individualisierungsthese – deshalb
der Begriff – die wachsende Bedeutung individueller Ent-
scheidungen. Gerade weil gleichsam die Leitplanken der
Tradition und des Selbstverständlichen brüchig und diffus
geworden sind, muss jede und jeder für sich entscheiden,
welche Wege durch die Biografie möglich und passend er -
scheinen.

Attraktiv waren diese konzeptionellen Rahmen, weil sie
einerseits zwanglos Anschlüsse an die allgemeine Moder -
nisierungsdiskussion ermöglichten, beispielsweise zum 
As pekt der gesellschaftlichen Ausdifferenzierung, und weil
sie andererseits eine plausible Folie zum Verständnis der
Man nigfaltigkeit außerschulischer Lebens- und Inszenie-
rungsformen Jugendlicher bereitstellten. In der Summe
 lieferten Diskurs und Forschung ungezählte Belege für die
heute mittlerweile in jedem Feuilleton nachzulesende For -
mel, dass es die Jugend nicht mehr gebe und dass man
besser von „den Jugenden“ sprechen müsse.

Die sicherlich weitestgehenden Konsequenzen aus der These
der Individualisierung der Jugendphase sowohl in Bezug
auf das Verständnis von Jugend als auch in Bezug auf die
Implikationen für die Jugendforschung und Jugendtheorie
hat Albert Scherr gezogen. Für ihn sind die Veränderun-
gen der Jugendphase ein Hinweis dafür, dass „moderne Ge  -
sellschaften […] nicht auf einer einheitlichen und umfas-
senden Ordnung der Altersgruppen [beruhen]. Deshalb
kann für die moderne Gesellschaft nicht mehr von Jugend
als einer klar eingrenzbaren Lebensphase oder Sozialgruppe
gesprochen werden, die gemeinsame psychische und so -
ziale Merkmale aufweist“ (Scherr 2003, S. 65). Jugend wird
auf diese Weise zu einem „beobachterrelativen Sachverhalt“
mit der Konsequenz, dass der Jugendforschung die Auf -
gabe zukommt, „die Bedeutung und Verwendungsweisen
der heterogenen Unterscheidungen von Jugenden im Kon-
text der Teilsysteme und Organisationen der Gesellschaft zu
untersuchen“ (ebd.). Die Konsequenzen daraus sind klar:
Jugend als soziale Tatsache verliert „zunehmend seinen
objektiven Realitätsgehalt und seine Stabilität in der Zeit.
Jugend subjektiviert, relativiert, ja ‚verflüchtigt‘ sich gera-
dezu“ (Zinnecker 2003, S.14).

Die notwendige Erweiterung des Blickes

Zweifelsohne kann die Individualisierungsthese nach wie
vor hohe Evidenz für sich beanspruchen, vor allem wenn
man den Blick auf den Alltag der Jugendkulturen lenkt, auf
die fragilen Statuspassagen und die ungelösten Fragen,
wann die Jugendphase beginnt und wann sie endet, welches
die dafür ausschlaggebenden Kriterien sind und was Jugend
im Kern ausmacht. Bei genauer Betrachtung hatte die In -
dividualisierungsthese aber zugleich schon immer eine
deutliche Schlagseite, die nur deshalb nicht sichtbar wurde,
weil die Jugendforschung ihren Gegenstand gleichsam still -
schweigend halbiert hatte. Die Plausibilität der Individua -
lisierungsthese und ihrer Verwandten beruhte vor allem auf
der Konzentration des analysierenden Blickes auf die außer-
schulische Freizeit. Dort konnten sich das Szeneleben 
und kulturelle Pluralität entfalten. Anders formuliert: Ein
nicht unerheblicher Teil der argumentativen Überzeugungs-
kraft der Individualisierungsthese und ihrer Verwandten
basierte auf einem Kunstgriff, nämlich der – von wenigen
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Ausnahmen abgesehen (siehe als Überblick Helsper und
Böhme 2002) – weithin getrennten Betrachtung von Ju gend -
lichen in ihrer Rolle als Schülerinnen und Schüler im Rah-
men der Schulforschung einerseits und als Angehörige
jugendkultureller Szenen mit entsprechenden Orientierun-
gen und Handlungsmustern als Gegenstand der Jugendfor-
schung andererseits.

Diese Zwei-Welten-Trennung hatte schon immer etwas
Irreales an sich. Zwar spiegelten sich darin getreulich die
beiden für Jugendliche zentralen Welten wider, sie war
jedoch bei der Beantwortung allgemeiner jugendtheoreti-
scher Fragen, wie der nach den Strukturen und den Auf -
gaben der Jugendphase heute, auf Dauer kaum vertretbar. 
So wichtig Peers, Medien, die eigene Familie und anderes
für Jugendliche auch sein mögen, so gilt doch auch, dass
die Strukturen von Jugend in modernen, wohlfahrtsstaatli-
chen Gesellschaften sich nicht angemessen begreifen lassen
ohne Bezugnahme auf die institutionellen Vorgaben und
Inhalte des Bildungssystems sowie des gesamten Systems
der sozialstaatlichen Förder-, Unterstützungs- und Hilfe -
angebote beziehungsweise der verschiedenen Kontroll -
instanzen.

Gegenläufige Tendenzen

Erweitert man in diesem Sinne den jugendtheoretischen
Blick, dann wird schnell sichtbar, dass sich in den letzten
Jahren an unterschiedlichen Stellen Veränderungen voll -
zogen haben, die zumindest teilweise nicht so recht zu dem
Bild der individualisierten und entgrenzten Jugendphase
passen. Dazu gehören zunächst die Bemühungen um eine
Verkürzung der schulischen und hochschulischen, zum Teil
auch der beruflichen Ausbildung. So wurde zum Beispiel 
in allen Bundesländern mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz
der Weg zur Erlangung der Hochschulreife gegenüber dem
in Westdeutschland traditionellen neunjährigen Gymnasi-
um um ein Jahr verkürzt. Zudem zielt auch die Reform der
Ausbildung an den Hochschulen, also die Einführung von
Studiengebühren, von Bachelor- und Master-Studiengän-
gen und die Modularisierung, unter anderem ausdrücklich
auf eine Verkürzung der Ausbildung. Eine weitere Strate-
gie, die Schullaufbahn lebensgeschichtlich früher enden zu
lassen, die in einem noch weit größeren Umfang alle Kin-
der betrifft, ist die Vorverlagerung des Zeitpunktes der Ein-
schulung.

Zugleich wachsen fast schon exponentiell die Lernanforde-
rungen und Bildungserwartungen, die sowohl vonseiten der
Schule und der Kindertagesbetreuung wie auch vonseiten
der Familie, der Peers, der Medien und der (Fach-)Öffent -
lich keit an Kinder und Jugendliche herangetragen werden.
Dabei nimmt nicht nur das in der Schule zu erwerbende
Wissen beständig zu. Angesichts der für unsere Gesellschaft
typischen Flexibilisierung und Beschleunigung des Wan-
dels einerseits und vielfältiger tatsächlicher und vermeint-
licher Gefährdungen andererseits wird der Katalog der im
Kindes- und Jugendalter zu bewältigenden Entwicklungs-
aufgaben, Lern- und Bildungserwartungen (siehe zum Bei-
spiel Fend 2001, S. 2005 ff.) kontinuierlich erweitert und
differenziert. Wie selbstverständlich haben Kinder und Ju -
gendliche heute Schutzfaktoren gegen alle Widrigkeiten
dieser Welt zu stärken, sie sollen eine gesunde Lebensfüh-

rung einüben und interkulturelle Kompetenzen erwerben.
Gleichsam nebenher gilt es, mit den immer stärker auf Kon-
sum und Leistung orientierten jugendkulturellen Moden
mitzuhalten, beispielsweise die neuesten Handy- und Spiel-
konsolenmodelle zu kennen, besser noch, zu beherrschen.
Insgesamt heißt das: Kinder und Jugendliche müssen heute
stabile und kohärente Identitäten ausbilden, was angesichts
der „flüchtigen Moderne“ (Bauman 2003) immer schwie -
riger wird. Sie müssen in kürzerer Zeit mehr Wissen und
mehr Kompetenzen erwerben als noch vor zwanzig Jahren.
Anders formuliert: Die typischen Entwicklungsaufgaben des
Kindes- und Jugendalters sind für die Mehrheit der Kin-
der und Jugendlichen angewachsen und müssen schneller
er ledigt werden.

Bedenklich ist dabei, dass diese Verdichtungsprozesse die
oben beschriebenen Individualisierungs- und Entgren-
zungstendenzen keineswegs ersetzen, sondern gleichzeitig
stattfinden mit der Folge, dass neue Ungleichzeitigkeiten
und Gegenläufigkeiten entstehen. Bevor jedoch auf das Phä-
nomen der Verdichtung der Jugendphase etwas genauer
eingegangen wird, sollen in einem kleinen Exkurs seine Hin-
tergründe ausgeleuchtet werden. (1)

Modernisierung und „dritter Weg“

Beschleunigung, Verkürzung, Dynamisierung und Verdich-
tung sind keine jugendtypischen Phänomene, sondern Kenn -
zeichen spätmoderner Gesellschaften, wie Hartmut Rosa
jüngst in einer grandiosen Studie (2005) zeigen konnte. Die
Beschleunigung nahezu aller Prozesse, die Innovations dy -
namik und die wachsende Bedeutung von Polychronizität
und Multitasking erweisen sich dabei auch als eine gesell-
schaftliche und politische Herausforderung, weil die in der
Moderne ausdifferenzierten gesellschaftlichen Teilsysteme
immer weniger mit den veränderten zeitlichen Strukturen
zu synchronisieren sind. Instanzen und Verfahren, die De -
mokratie und soziale Gerechtigkeit ermöglichen, geraten
unter Druck; Bildung und individuelle Autonomie sehen sich
neuen Imperativen von Flexibilität, Effektivität und Pass -
genauigkeit ausgesetzt.

Unter diesen Bedingungen gewinnen Entwürfe schnell an
Akzeptanz, die beanspruchen, Demokratie und soziale
Gerechtigkeit mit den neuen Bedingungen wenn nicht zu
versöhnen, so doch wenigstens im Kern zu erhalten. Der von
Anthony Giddens 1999 beschriebene „dritte Weg zur Erneu-
erung der sozialen Demokratie“ ist ein solcher Ansatz, und
es ist schon erstaunlich zu sehen, wie weitgehend dieses
Konzept mittlerweile allgemeine Zustimmung gefunden hat.

Eine der zentralen Programmformeln des „dritten Weges“
lautete: „Investition in menschliches Kapital statt direkter
Zahlungen. An die Stelle des Sozialstaates sollten wir den
Sozialinvestitionsstaat setzen, der einen integralen Be -
standteil einer Gesellschaft mit positiver Wohlfahrt bildet“
(Giddens 1999, S.137). Giddens selbst hat diesen Ansatz an
den Beispielen Alters- und Arbeitslosenversicherung ver-
deutlicht. In der bundesrepublikanischen Rezeption konzen-
trierte sich die Politik vorrangig auf die Reform der Arbeits -
marktpolitik. Unter dem Motto „Fördern und Fordern“ 
und als „Hartz-Gesetze“ bekannt geworden, nahm diese
konkrete Formen an, und unter dem Begriff des „aktivieren-
den Sozialstaates“ wurden die Prämissen und Implikatio-
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nen dieser Neudefinition wohlfahrtsstaatlicher Politik aus-
führlich diskutiert (siehe zum Beispiel Dahme und Wohlfahrt
2002).

Ganz im Sinne des oben geforderten erweiterten Blickes 
ist aus der Perspektive von Kindern und Jugendlichen von
Bedeutung, dass die im Konzept des Sozialinvestitions -
staates beziehungsweise des aktivierenden Sozialstaates
angelegte „Neuprogrammierung des Sozialen“ (Kessl und
Otto 2002, S. 444) nicht auf die großen Versicherungssyste-
me beziehungsweise die Arbeitsmarktreform beschränkt
blieb. Das Bildungssystem, der gesamte Bereich der vor-
und außerschulischen Angebote sowie die Familienpolitik
werden zunehmend an dieses Modell angepasst. (2) Die
Stichworte hierzu sind vielfältig: Der Aufbau „sozialer Früh-
warnsysteme“ und die Stärkung elterlicher Erziehungs-
kompetenzen sind ebenso zu nennen wie die allerorten zu
beobachtenden Bemühungen um die frühe Förderung im
Vorschulalter; die gesamte nach PISA einsetzende Debatte
zur schulischen Bildungsgerechtigkeit sowie in ihrem Wind-
schatten die Diskussionen zu den vielfältigen Orten außer-
schulischer Bildung und zur notwendigen Aufwertung in -
formeller Lern- und Bildungsprozesse sind hierfür ebenso
ein Indiz wie die Entwicklung von Strategien zur Delin-
quenz- und Gewaltprävention im Kindes- und Jugendalter,
die, sollten sie sich als nicht erfolgreich erweisen, durch
repressive Maßnahmen ergänzt werden. Das mittlerweile
öffentliche Nachdenken über den Ausbau geschlossener
Unterbringung ist ebenso ein Ausdruck für die Neuprogram-
mierung des Sozialen wie der jüngst vorgelegte Kabinetts-
entwurf zur nachträglichen Sicherheitsverwahrung bei
jungen Erwachsenen oder der Gesetzentwurf zur Ergänzung
des Paragrafen 1666 BGB zur Erleichterung familienge-
richtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohles. 

Folgen für die Strukturen der Jugendphase

Die inzwischen relativ umfangreiche Literatur zum aktivie-
renden Sozialstaat hat ihr Augenmerk vor allem auf die
veränderte Rolle der sozialstaatlichen Institutionen von der
Arbeitsverwaltung über das Gesundheitssystem, die Versi-
cherungssysteme bis hin zur Sozialen Arbeit gelegt (für die
verschiedenen Bereiche der Sozialen Arbeit siehe Dahme
und Wohlfahrt 2005). Weniger Aufmerksamkeit wurde
 bislang dem Aspekt geschenkt, dass die institutionelle Ver-
ankerung des Sozialinvestitionsstaates auch das Aufwachsen
von Kindern und Jugendlichen strukturell verändert (als
eine wichtige Ausnahme neben der schon erwähnten Arbeit
von Schütter 2006 siehe auch Olk 2007). „Strukturell“ be -
deutet dabei, dass vorrangig jene gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen, -prozesse und (fach-)öffentlichen Diskurse
zu Kindheits- und Jugendbildern in den Blick genommen
werden, die es erlauben, von Kindheit und Jugend als
jeweils eigenen Lebensphasen mit jeweils spezifischen Ver-
läufen, Entwicklungsaufgaben und Themen zu sprechen.
Diese determinieren nicht das Denken und Handeln von
Kindern und Jugendlichen, sie schaffen aber einen sozialen
Rahmen, innerhalb dessen Kinder und Jugendliche agieren
und den sie sich individuell und kollektiv aneignen bezie-
hungsweise auf dessen Hintergrund sie ihre eigenen Bilder
von sich selbst als Kinder und Jugendliche entwickeln. 
Das klar abgegrenzte Jugendbild der Fünfziger- und Sechzi -
gerjahre des letzten Jahrhunderts, geprägt durch vergleichs-
weise klare Übergänge in das Erwachsenenalter und in -

haltlich ausgefüllt als Moratorium zur Vorbereitung auf das
Erwachsenenleben, stellte ebenso einen derartigen struk-
turellen Rahmen dar wie der zuvor schon zitierte Entgren-
zungsdiskurs mit seinen Verweisen auf die diffus geworde-
nen Übergänge und der ausgeprägten Betonung des Ge -
genwartsbezuges jugendlichen Denkens und Handelns (siehe
hierzu fast schon prototypisch Münchmeier 1998).

Zeitliche und inhaltliche Verdichtung im Schulsystem

Fragt man nun, worin die strukturellen Veränderungen 
des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen bestehen,
dann lassen sich, wie oben bereits angedeutet, die über-
zeugendsten Belege anhand der Umsteuerung des Bildungs-
systems erbringen. In einem kleinen Beitrag für die Wo -
chenzeitschrift DIE ZEIT hat kürzlich der Bildungsforscher
Klaus Klemm diese Entwicklungen auf die Formel der „zeit -
lichen Verdichtung“ gebracht (Klemm 2007). Er verweist
unter anderem auf die auch durch den jüngsten Nationalen
Bildungsbericht (Konsortium Bildungsberichterstattung
2006, S. 43 ff.) gut belegte Vorverlagerung der Einschulung,
die Verkürzung der Schulzeit auf zwölf Jahre und die Ver-
kürzung der akademischen Ausbildung. Die Begründung
dafür ist einfach und mittlerweile weithin Konsens: „Wir
können heute mit der Lebenszeit nicht mehr so verschwen-
derisch umgehen“ (Süddeutsche Zeitung 2007). 

Was Klemm in seinem Beitrag als zeitliche Verdichtung
beschreibt, ist lediglich eine zentrale Dimension der struk-
turellen Veränderungen der Jugendphase, denn es geht
nicht allein – obwohl dies ein zentraler Aspekt ist – um zeit-
liche Vorverlagerung und Verkürzung. Gleichzeitig mit der
zeitlichen Schrumpfung ist vielmehr auch eine inhaltliche
Ausweitung dessen verbunden, was in der Schule gelernt
werden muss. Die Verkürzung der Schulzeit hat nicht nur zu
einer anteiligen Kürzung der Lehrpläne geführt, zugleich
wurden entsprechend den gesellschaftlichen Erwartungen
neue Lerninhalte aufgenommen. Ein Vergleich mit den
Lehrplänen von vor zwanzig oder dreißig Jahren dokumen-
tiert diese Entwicklung. Die Aufnahme von Informatik in
allen weiterführenden Schulen sowie die Einführung von
Englisch als Pflichtangebot in immer mehr Grundschulen
sind nur zwei Belege. 

Hinzu kommen schulübergreifende jahrgangsbezogene
Leistungstests (Lernstandserhebungen) auf Länderebene,
die im Nachklang zu der Debatte um die deutschen PISA-
Ergebnisse bundesweit eingeführt wurden. Die Folgen für
die betroffenen Jugendlichen sind klar: Schule gewinnt
mindestens in zeitlicher, aber auch in inhaltlicher Hinsicht
an Bedeutung. Nachmittagsunterricht ist mittlerweile für
viele selbstverständlich, und danach müssen noch die Haus-
aufgaben erledigt werden. Schon rein quantitativ werden
damit die außerschulischen Gestaltungsspielräume enger.

Allerdings – und dies ist wichtig – sind davon ganz offenbar
nicht alle Kinder und Jugendlichen in gleicher Weise betrof -
fen. Klemm macht in seinem Beitrag darauf aufmerksam,
dass diese Verdichtung primär auf die Gruppe der mittel und
höher Qualifizierten abzielt: „Während dort die Zeitspar -
politik zu greifen beginnt, sind keine aussichtsreichen Stra-
tegien zu erkennen, um die Gruppe der gering oder gar nicht
Qualifizierten, für die der Arbeitsmarkt von morgen allen-
falls prekäre Beschäftigungsverhältnisse bieten wird, zu
verkleinern: Das Abschieben dieser Jugendlichen – in den
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Nik schien beim Skaten immer ein Stück hö -
her zu springen als seine Freunde. Stets den
coolsten Spruch auf der Zunge und immer
einen Tick charmanter, legte er es darauf an,
nicht nur sein Umfeld, sondern vor allem auch
sich selbst zu beeindrucken. Allerlei Grenzen
austestend, agierte er spontan und ohne zu
überlegen und wirkte jedesmal neu von sich
überrascht: auf der Suche nach sich selbst,
ohne darüber jedoch nachdenken zu wollen.
Sabine Höroldt
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Pisa-Studien ‚Risikogruppen‘ genannt – in anspruchs- und
förderungsarme Lernmilieus der Haupt- und Sonderschulen
wird kaum infrage gestellt“ (Klemm 2007, S. 56).

Ausbau präventiver Angebote bei angedrohtem Ausschluss

Doch es sind nicht nur die Veränderungen im Bildungssys-
tem, die Anlass dazu geben, die Individualisierungsthese in
Bezug auf das Jugendalter zu ergänzen. Exemplarisch sei
auf den Ausbau der Gewaltprävention im Kindes- und
Jugendalter eingegangen. Vor dem Hintergrund des Amok-
laufes in Erfurt und eines Beschlusses der Ministerpräsi-
denten der Länder hat die Arbeitsstelle Kinder- und Jugend-
kriminalitätsprävention zusammen mit dem Deutschen
Forum für Kriminalprävention (DFK) und der Polizeilichen
Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK)
den Versuch unternommen, eine Zwischenbilanz zum Stand
der Gewaltprävention im Kindes- und Jugendalter zu zie-
hen (Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätspräven-
tion 2007). Der distanzierte bilanzierende Blick macht
sicht bar, was im Gewusel des Alltagsgeschäftes oft unter-
geht: Es hat in den letzten Jahren eine bemerkenswerte
Weiterentwicklung gewaltpräventiver Strategien in allen
pädagogischen Handlungsfeldern, aber auch bei der Polizei
und der Justiz, und insgesamt einen Ausbau entsprechen-
der Angebote gegeben. „Es beeindruckt, […] in welchem
Umfang Gewaltprävention mittlerweile in den Handlungs-
feldern zu einem weithin selbstverständlichen Bestandteil
der alltäglichen Praxis geworden ist. Zum Ausdruck kommt
dabei eine erfreuliche Ausdifferenzierung der Praxisfelder,
der darin jeweils eingesetzten Strategien, Konzepte und
Verfahren, der Zielgruppen sowie der Anlässe und Inhalte“
(Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention
2007, S. 281). Der Bericht weist darauf hin, dass damit
nicht selten eine Entgrenzung des Gewalt- wie auch des Prä -
ventionsverständnisses verbunden sei. Problematisch ist
ihm zufolge auch die unreflektierte Vorverlagerung der prä-
ventiven Interventionen nach dem Motto „Je früher, desto
besser“.

Die Ergebnisse des Berichtes sind aber noch aus einem
anderen Grund aufschlussreich. Sie dokumentieren exem-
plarisch die Expansion pädagogisch-präventiver, zunehmend
niedrigschwelliger und soweit möglich lebensweltnaher
Angebote im Kindes- und Jugendalter. Strukturell gesehen
stellen sie zusätzliche, öffentlich organisierte Lernchancen
dar, die sich vorrangig auf das Sozialverhalten sowie auf
Einstellungen und Orientierungen Heranwachsender be zie-
hen, beispielsweise im Kontext der Programme gegen
Rechtsextremismus. Den mit der komplexer werdenden Ge-
sellschaft einhergehenden tatsächlichen oder vermeint -
lichen Gefährdungen wird mit möglichst früh ansetzenden
präventiven Lernprogrammen entgegengewirkt. Dabei wird
zunächst weniger mit Verboten und Repression gedroht
beziehungsweise agiert, sondern ganz im Sinne des Gedan -
kens der Sozialinvestition sollen Kinder und Jugendliche
ressourcenorientiert befähigt werden, den Gefährdungen
gestärkt und kompetent zu widerstehen. Individuelle Verant -
wortungsübernahme wird dabei großgeschrieben.

Diese Angebote sind hochambivalent: Sie eröffnen einer-
seits neue pädagogisch strukturierte Lernmöglichkeiten und
sind insofern auch als Schritte zu einer Pädagogisierung des
Alltags von Kindern und Jugendlichen zu sehen. Sie set zen
auf lern- und veränderungsbereite Teilnehmerinnen und

Teilnehmer. Mit ihnen verbunden ist aber immer auch die
Aussicht, dass irgendwann Schluss ist mit der präventiven
Geduld. Staat und Öffentlichkeit investieren nicht beliebig
lang, sodass nach dem Scheitern dieser Angebote umso
deutlicher die Repression auf den Plan gerufen wird. Man
wird die oben erwähnten jüngeren Gesetzesinitiativen zur
geschlossenen Unterbringung und zur nachträglichen Si -
cher heitsverwahrung wohl ebenso wie zum Beispiel die vor
Kurzem in Bayern geschaffene Option, extrem renitente
Jugendliche ein Jahr früher von der Schulpflicht zu entbin-
den, in diesen Kontext einordnen müssen.

Bei alledem werden zunächst ohne Zweifel erhebliche zu -
sätzliche Ressourcen aufgewendet, um Kinder und Jugend-
liche gesellschaftlich zu integrieren. Diese Integration ge -
schieht aber immer gleichsam weniger „auf eigene Faust“,
wie es der Entgrenzungsdiskurs noch nahelegte, sondern
zunehmend pädagogisch begleitet und präventiv gestärkt,
wobei zu berücksichtigen ist, dass der gesellschaftliche
Ressourcenaufwand auf der einen und die gewünschte In te-
grationsleistung auf der anderen Seite je nach der Gruppe
von Jugendlichen höchst unterschiedlich ausfallen und
dabei immer deutlicher Grenzen gesetzt werden, die maß-
geblich über spätere Inklusion und Exklusion entscheiden. 

Es ist wichtig zu sehen, dass diesen Angeboten und den mit
ihnen gesetzten Grenzen implizite Jugendbilder zugrunde
liegen. Jedes – neutral formuliert – institutionalisierte päd -
agogische Angebot arbeitet mit mehr oder weniger expli -
ziten Vorstellungen darüber, was in Bezug auf die jeweilige
Gruppe alters- und aufgabenangemessen ist. Der Expansion
der pädagogischen Angebote sowie der Entdeckung neuer
Lernorte und Lernformen, wie sie vor allem in der Diskus -
sion zum informellen Lernen und der Debatte um „Bildung
ist mehr als Schule“ geführt wird, wohnt deshalb immer
auch das Bemühen inne, das Besondere der Jugendphase
als Entwicklungsphase zu betonen und institutionell zu fas-
sen, genauer zu formieren und zu restrukturieren.

Ausblick

Was hier lediglich skizziert werden konnte, bedarf der wei-
teren Ausleuchtung. Für die Jugendphase gilt es, entspre-
chende empirische Hinweise zu sammeln, zu prüfen und
zu systematisieren. Darüber hinaus muss der Blick sowohl
in Richtung Kindheit als auch in Richtung der Lebenspha-
sen geöffnet werden, die der Jugend folgen. Es spricht viel
dafür, dass jene Prozesse, die Michael Honig einmal als
„Institutionalisierung der Kindheit“ bezeichnet hat (Honig
1999), sich zwanglos als Verdichtungsphänomene be schrei -
ben lassen. Genau dies legen aktuell die Debatten und Ini-
tiativen zu den frühen Hilfen und der frühen Förderung
ebenso nahe wie die umfänglichen Bemühungen zur Stär-
kung elterlicher Erziehungskompetenz bis hin zu den neuen
Strategien zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Olk
2007). Was die Phase der jungen Erwachsenen angeht, so
sei daran erinnert, dass der Siebte Familienbericht der Bun -
desregierung mit guten Gründen von der „Rushhour“ des
Lebens zwischen 27 und 35 Jahren spricht (Bundesmi -
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2005,
S. 60) und darin ein nicht zu unterschätzendes familien -
politisches Problem sieht.
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Mit anderen Worten: Was sich hier als Restrukturierung von
Jugend im Sinne einer begrenzten, mit spezifischen Ent-
wicklungserwartungen verknüpften Altersphase andeutet,
bei der zur vorherrschenden Individualisierung und Ent-
grenzung der Jugendphase gleichzeitig eine zunehmende
Verdichtung tritt, bedarf noch der genaueren und im Hin-
blick auf die unterschiedlichen Gruppen von Jugendlichen
differenzierten Beschreibung. Darüber hinaus könnte – das
sei vorsichtig angedeutet und wäre vor dem Hintergrund
der oben angedeuteten großflächigen Durchsetzung der Idee
des Sozialinvestitionsstaates keine echte Überraschung –
Verdichtung als Strukturmerkmal keineswegs nur in Be zug
auf die Jugendphase von Bedeutung sein (siehe hierzu auch
Rosa 2005).

Dabei sind allerdings zwei Aspekte von zentraler
 Bedeutung:

–  Der Hinweis auf Verdichtungsphänomene als Kennzeichen
spätmoderner Gesellschaften darf nicht die Frage über -
lagern, was diese Entwicklungen für das Aufwachsen von
Kindern und Jugendlichen bedeuten. Zumindest muss die
Frage erlaubt sein, ob sich Lern- und Bildungsprozesse
immer weiter verdichten lassen oder ob – und wenn, wo –
diese Verdichtungen an Grenzen stoßen. Die zunehmende
Zahl psychisch stark belasteter, vor allem depressiver Kinder
und Jugendlicher stimmt nachdenklich und könnte eine
solche Grenze markieren (siehe Robert-Koch-Institut 2007,
besonders S. 871 ff.). Vielleicht erfordern die von Kindern
und Jugendlichen in modernen Gesellschaften erwarteten
Lern- und Bildungsprozesse und die Bewältigung der ohne-
hin zu leistenden alterstypischen Entwicklungsaufgaben
unvermeidlich entsprechende „Entschleunigungsinseln“,
ein Begriff von Hartmut Rosa (2005, S.143), der dabei aller -
dings nicht die Lern- und Bildungsprozesse im Kindes- und
Jugendalter und die entsprechenden institutionellen Rah-
menbedingungen im Blick hat.

–  Die oben genannten Beispiele haben angedeutet, dass das
Verhältnis von Individualisierung, Entgrenzung und Ver-
dichtungsprozessen Kinder und Jugendliche offensichtlich
unterschiedlich trifft und dass die Idee der Sozialinvestition
in Kinder und Jugendliche eine folgenreiche Implikation
mit sich führt: Es stellt sich unweigerlich die Frage nach
dem Ende der Investitionen. Wie immer im Einzelfall dafür
die Kriterien sein mögen, so mehren sich doch die Hinweise
an ganz unterschiedlichen Stellen, dass explizit und im -
plizit Schwellen definiert werden, deren Überschreitung
erkennbar zu einer nachlassenden Bereitschaft des Staates
führt, Förderung, Unterstützung oder Hilfe weiterzugewäh -
ren. Exemplarisch ist dies im Rahmen der Reform des So  -
zialgesetzbuches Zweites Buch Grundsicherung für Ar beit -
suchende (SGB II) realisiert worden. Die gesetzliche Um set -
zung des Prinzips „Fördern und Fordern“ bedeutet zugleich:
ohne Erfüllung der Forderungen keine Förderung. In der
Folge haben es Jugendliche unter bestimmten Bedingungen
nicht nur mit Verdichtungsphänomenen zu tun. Sie sehen
sich auch damit konfrontiert, gesellschaftlich abgehängt
und dafür auch noch verantwortlich gemacht zu werden.
Sie müssen zeitlos in prekären Lebenslagen verweilen und
gegebenenfalls mit verschärfter Repression rechnen.

Schließlich darf nicht vergessen werden, dass mit diesen
Überlegungen zunächst nur Strukturen und ihre Dynamiken,
also Rahmen, in den Blick genommen werden. Wie sich

Jugendliche konkret in ihm verhalten, welche zusätzlichen
Auswirkungen die Verdichtung auf das Aufwachsen von
Jugendlichen hat, beispielsweise auf das Generationenver-
hältnis, welche Rolle dabei die Kinder- und Jugendhilfe
spielt und spielen sollte (siehe dazu den Beitrag von Mike
Seckinger in diesem Heft) und welche jugendpolitischen
und fachlichen Konsequenzen daraus zu ziehen wären, das
sind alles schon weiter gehende Fragen.

Anmerkungen

1
Die hier vorgestellte These zu Verdichtungsphänomenen
in der Jugendphase ist das Ergebnis gemeinsamer Diskus -
sionen der Abteilung „Jugend und Jugendhilfe“ im Deut-
schen Jugendinstitut (DJI). Zu danken habe ich vor allem
Wolfgang Gaiser und Eric van Santen, sodann Claus Tully
und Ekkehard Sander für ihre Unterstützung, ihre kriti-
schen Einwände, hilfreichen Hinweise und Zuarbeiten. Den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Abteilung und
den Kolleginnen und Kollegen, die in zwei Diskussions-
runden die Thesen kritisch unter die Lupe nahmen, danke
ich für Ermunterungen, hilfreiche Warnungen und viele
Hinweise im Detail, die hier gar nicht alle aufgenommen
werden konnten. Zu nennen ist schließlich auch Heiner
Keupp, der uns viel Mut machte, den eingeschlagenen Weg
weiterzuverfolgen.

2
Da sich diese Entwicklung in ihrer ganzen Breite in der
Bundesrepublik Deutschland gerade erst herauszuschälen
beginnt, lohnt sich ein Blick über den nationalen Zaun
und dabei besonders nach Großbritannien, weil sich dort
die kindheits- und jugendpolitischen Implikationen des
Sozialinvestitionsstaates schon relativ deutlich abzeich-
nen (siehe zum Beispiel Schütter 2006 und Ziegler 2006).

Christian Lüders, Jahrgang
1953, Dr. phil., Leiter der Ab -
teilung Jugend und Jugendhilfe
am Deutschen Jugend institut
(DJI) in München. Arbeits- und
For schungsschwerpunkte:  Kin-
der- und Jugend hilfe, Sozial -
päd agogik, Jugendforschung,
Evaluation, Wissensgesell-
schaft, Wissenschaftsforschung.
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Will man die Frage näher beleuchten, welchen Herausfor-
derungen sich die Kinder- und Jugendhilfe sowohl auf der
Ebene der Weiterentwicklung des Systems insgesamt als
auch auf der Ebene der konkreten Arbeit mit Kindern, Ju -
gendlichen und Familien zu stellen hat, kommt man nicht
umhin, sich auch mit den strukturellen Bedingungen des
Aufwachsens in dieser Gesellschaft auseinanderzusetzen. (1)
Dies ist an sich nicht weiter verwunderlich, da es zu den
Kernfunktionen der Kinder- und Jugendhilfe gehört, Her an-
wachsenden bei ihrer Integration in die Gesellschaft zu
helfen und Eltern bei der Erziehung beziehungsweise bei
der für die Gesellschaft angemessenen Sozialisation ihrer
Kinder zu unterstützen. Neben dieser Integrationsaufgabe
soll sie zugleich positive Bedingungen des Aufwachsens för-
dern (§1 SGB VIII) und problematische gesellschaftliche
Bedingungen verändern, die der Emanzipation Heranwach-
sender entgegenstehen, sie sozial ausgrenzen oder ins -
gesamt überfordern, eigenverantwortlich ihr Leben zu ge -
stalten.

Bis vor Kurzem schien es für die Kinder- und Jugendhilfe
ausreichend zu sein, die mit der anhaltenden gesellschaft-
lichen Modernisierung einhergehenden strukturellen Ver-
änderungen des Aufwachsens als Individualisierung jugend -
licher Lebens- und Bedarfslagen zu deuten, auf die sie mit
der Flexibilisierung ihrer Angebote angemessen reagierte.
Mittlerweile lassen sich jedoch Phänomene erkennen, die
mit der Individualisierungsthese nicht mehr hinreichend zu
erklären sind. Christian Lüders charakterisiert diese Ver-
änderungen als Verdichtungsphänomene (siehe seinen Bei-
trag in diesem Heft).

Mit Verdichtung wird das Phänomen beschrieben, dass für
die einzelne Aufgabe weniger Zeit vorhanden ist, der da -
durch mögliche Zeitgewinn nicht als freie Zeit zur Verfügung
steht und stattdessen mit anderen, zusätzlichen Aufgaben
ausgefüllt wird und auch die noch vorhandenen „Ruhepha-
sen“ zielgerichtet genutzt werden. Gemäß der im aktivie-
renden Sozialstaat zugrunde liegenden Logik soll mit den
zusätzlichen Aktivitäten die persönliche Wettbewerbsfähig-
keit gestärkt werden. Etwas anders formuliert könnte man
auch sagen, scheinbar zweckfreie Betätigungen und Zei-
ten verlieren an gesellschaftlicher Akzeptanz, auch wenn sie
zur individuellen und gemeinschaftlichen Sinnstiftung bei-

tragen und für die Persönlichkeitsentwicklung unerlässlich
sind. Mit der Metapher Verdichtung wird also sowohl eine
zeitliche als auch eine inhaltliche Verdichtung beschrieben.

Vom Verdichtungsphänomen sind vor allem diejenigen be -
troffen, die am Rande der Gesellschaft leben. Für sie ver-
festigen sich die bestehenden sozialen Grenzen, sodass die
Wahrscheinlichkeit für eine Rückkehr in die Mitte der Ge -
sellschaft sinkt. Denn wer bei der verdichteten gesellschaft-
lichen Entwicklung auch nur phasenweise nicht mithalten
kann, wird so weit abgehängt, dass ein Aufholen kaum
mehr möglich erscheint (Rosa 2005, S.136).

Die Kinder- und Jugendhilfe unterliegt ebenfalls einer struk -
turellen Verdichtung. Auch sie ist unter verstärkten gesell-
schaftlichen Druck geraten mit der Folge, ihre gesellschaft-
liche Rolle zum Teil neu definieren zu müssen. Die Gefahr
besteht, dass sie auf diesem Wege fachliche Grundüberzeu -
gungen über Bord wirft, beispielsweise wenn sie beteili-
gungsorientierte Ansätze vernachlässigt und verstärkt im
Konzert repressiver Maßnahmen mitspielt.

Verdichtung auch im System der Kinder- 
und Jugendhilfe

Es ist nicht einfach, die Kinder- und Jugendhilfe mitsamt
ihren regionalen und kommunalen Besonderheiten in den
Blick zu nehmen und aus den Einzelbeobachtungen allge-
meine Tendenzen abzuleiten. In der Zusammenschau meh -
rerer empirisch abgesicherter Indikatoren wird jedoch 
die These einer zunehmenden Verdichtung der Kinder- und
Jugendhilfe plausibel.

Kürzere Bearbeitungszeiten

Die Zeit, die Fachkräften zur Verfügung gestellt wird, ge -
meinsam mit den Adressatinnen und Adressaten Problem-
lagen zu bearbeiten, wird immer kürzer. In den letzten
Jahren wurden verschiedene Konzepte für intensive und
zeitlich strikt begrenzte Maßnahmen entwickelt und entspre-
chende Angebote in der Praxis etabliert, wie „Familie im
Mittelpunkt“ (FIM), das „Familienaktivierungsprogramm“
(FAM), „Ambulante Intensive Begleitung“ (AIB) oder andere
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Modelle der kurzfristigen, intensiven Krisenintervention.
Ein anderer Indikator für die Verknappung der zur Verfü-
gung stehenden Zeit ist die Verringerung der Stunden pro
Fall beziehungsweise die Erhöhung der Fallzahlen pro
 Mitarbeiterin und Mitarbeiter. Für die Sozialpädagogische
Familienhilfe (SPFH) ist für den Zeitraum der Jahre 2000
bis 2004 ein erheblicher Anstieg der Fälle pro Fachkraft
bundesweit zu beobachten (im Durchschnitt 8 %, im Me-
dian 16 %; Pluto, Gragert, van Santen und Seckinger 2007,
S. 206; van Santen, Mamier, Pluto, Seckinger und Zink
2003, S.197). Im stationären Bereich steht ebenfalls immer
weniger Zeit zur Verfügung, um die Entwicklung der Kin-
der und Jugendlichen zu fördern. So ist die durchschnittliche
Verweildauer zwischen 1994 und 2004 um zehn Monate
gesunken (Pluto, Gragert, van Santen und Seckinger 2007,
S. 244). Auch die Deckelung der Haushalte und die in vie-
len Jugendamtsregionen betriebene Konsolidierungspolitik
führen zu einer Verknappung der zeitlichen Ressourcen, 
da einerseits immer weniger Betreuungsstunden bewilligt
werden und andererseits zugleich die Anforderungen an
die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe steigen.

Diagnose statt Aushandlung

Die wachsende Attraktivität diagnostischer Instrumente zur
Absicherung von Hilfeentscheidungen in der Kinder- und
Jugendhilfe lässt sich als Hoffnung deuten, fachlich vertret-
bare Antworten auf die Verdichtung der Prozesse inner-
halb des Hilfesystems zu finden. Diagnostische Verfahren
sollen zu mehr Handlungssicherheit für die Fachkräfte füh-
ren, indem sie Komplexität reduzieren, Handlungsalterna-
tiven klären und damit insgesamt entlastend wirken. Kom-
plexe Phänomene werden durch diagnostische Prozesse
klassifiziert und sind so einfacher zu bearbeiten – auch wenn
diese noch keine Garantie dafür bieten, dass es tatsächlich
zu einer angemessenen Hilfeentscheidung kommt. Erst
eine von den Adressaten und unterschiedlichen Fachkräften
gemeinsam vorgenommene Problemdefinition und Suche
nach Problemlösungsstrategien bieten die Chance, eine
dem individuellen Fall und seinen komplexen Problemen
angemessene Handlungsstrategie zu entwickeln. Ein solches
aushandlungsorientiertes Vorgehen ist zeitlich aufwendig
und fachlich anspruchsvoll. Die Anwendung diagnostischer
Instrumente birgt das Risiko, dass diese zunehmend ver-
kürzt eingesetzt werden und sich die Aufmerksamkeit von
der Hilfe zur Diagnose verschiebt. Derartige Instrumente
befriedigen dann zwar Kontroll- und Allmachtsfantasien,
indem sie relativ schnell generierbare, scheinbar objektive
Befunde an die Stelle langwieriger und nachweislich mit
Unsicherheiten behafteter Aushandlungen setzen, jedoch
etablieren sie auch Formen der Entscheidungsfindung, die
bestehende fachliche Standards der Kinder- und Jugend-
hilfe aushöhlen.

Mit der Einführung diagnostischer Instrumente ist die Er -
wartung verbunden, zukünftig schneller und fehlerfreier
Hilfeentscheidungen treffen zu können. Es werden jedoch
auch mehr „Auffälligkeiten“ wahrgenommen, was zu einer
Zunahme der Fälle führt, sodass die Entlastungsstrategie
selbst wieder zur weiteren Verdichtung beiträgt.

Auf der Systemebene ist zu bedenken, dass diagnostischen
Instrumenten „politisch auch eine Art soziale Steuerungs-
funktion angetragen wird, um Reformfähigkeit der Gesell-
schaft im Bildungs- und Sozialbereich zu dokumentieren.

Gerade dort, wo sie derart instrumentalisiert Anwendung
finden, ist die Gefahr, dass durch diagnostische Filter
 Etikettierungsprozesse forciert werden, nicht zu übersehen
[…]“ (Thole, Ahmed & Höblich 2007, S.130). Von der Eti-
kettierung zur sozialen Ausgrenzung ist es jedoch nur ein
kleiner Schritt.

Zunahme von internen und externen Controllingverfahren

Die Zeiträume zwischen den Klientenkontakten werden
zunehmend durch die Bedienung interner und externer Con-
trollingverfahren ausgefüllt. Dass es sich hierbei um eine –
nicht nur von den sozialpädagogischen Fachkräften sub-
jektiv als solche wahrgenommene – Belastung handelt, lässt
sich empirisch zeigen. So haben viele Kommunen in den
letzten Jahren interne Dokumentationssysteme geschaffen,
die Anforderungen an die Aktenführung sind erheblich
gestiegen, und das Bedürfnis, mehr über die eigenen Akti-
vitäten zu wissen, um besser – in etlichen Fällen wohl auch
nur effektiver – steuern zu können, ist gewachsen (siehe
zum Beispiel Haubrich, in Druck). Mit der Einführung
immer neuer Controllinginstrumente steigt auch die Erwar-
tung, einen Nützlichkeitsnachweis in Bezug auf meist von
außen gestellte Kriterien zu erbringen. Häufig werden for -
male, einfach zu operationalisierende Kriterien herange -
zogen, wie Erfolg in der Schule oder auf dem Arbeitsmarkt,
Legalbewährung, zukünftige Unabhängigkeit von sozial-
staatlichen Unterstützungsleistungen oder auch nur eine
Verkürzung der Hilfedauer. Diese Kriterien werden jedoch
unabhängig von der komplexen Ausgangssituation der Un -
terstützungsempfänger angewandt und können am fach-
lich notwendigen Entwicklungsbedarf vorbeigehen. Der Ein-
satz von Controllinginstrumenten bleibt somit nicht ohne
Folgen für die fachlich-inhaltlichen Entscheidungen und be -
zieht sich nicht allein auf die reine Optimierung von Arbeits-
abläufen.

Die Dokumentations- und Evaluationssysteme erfüllen für
die Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eine ähnli-
che Funktion wie die diagnostischen Instrumente in der
Fallbearbeitung. Sie sollen eine „objektive“ Grundlage für
Organisationsentscheidungen bieten und eine diskursive
und die individuelle Erfahrung der Einzelnen berücksichti-
gende, sich meist über einen längeren Zeitraum hinziehende
Auseinandersetzung über fachliches Handeln und über 
die Optimierung von Organisationsprozessen ersetzen. Die
Ergebnisse von Controllingprozessen legen ganz im Sinne
des betriebswirtschaftlichen Denkens scheinbar eindeutige
Handlungsstrategien nahe, die keiner Diskussion auf der
Mitarbeiterebene bedürfen. Mit der Einführung von Con-
trollingverfahren besteht also die Gefahr, dass beteiligungs-
orientierte Organisationskulturen verarmen und Organisa-
tionswissen darüber, wie komplexe Probleme gelöst wer-
den können und mit welchen Verfahren neues Wissen
ge wonnen werden kann, verloren geht. Komplexität redu-
zierende, fachfremde Entscheidungskriterien können so 
zu legitimatorischen Kurzschlüssen führen, die ebenso wie
der zusätzliche Arbeitsaufwand für das Controlling eine
weitere Verdichtung der Arbeitsprozesse nach sich ziehen.

Individualisierung der Verantwortung

Der Prozess der Verdichtung führt sowohl bei dem einzelnen
Individuum als auch in den Institutionen und Organisatio-
nen der Kinder- und Jugendhilfe zu einer Verstärkung der
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individuellen Verantwortung. Bedingt durch den Umbau des
Sozialstaates, der eng mit dem Konzept des Sozialinvesti -
tionsstaates verknüpft ist (Giddens 1999; Dahme und Wohl-
fahrt 2002), werden Erfolg und Misserfolg zunehmend als
individuelle Leistungen oder als individuelles Versagen
betrachtet. Damit verbunden ist eine Entlastung der Institu-
tionen von Verantwortung. Nicht die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen, die auf Wettbewerb, Leistungsfähig-
keit und letztlich auf soziale Benachteiligung und „institu-
tionalisierte Ungleichheiten“ (Berger und Kahlert 2005) an -
gelegt sind, müssen sich verändern, sondern das Individu-
um muss seine ihm zugewiesenen Chancen optimal
 nutzen. Innerhalb der einzelnen Organisation führt dieser
Umsteuerungsprozess dazu, dass immer mehr Aufgaben
auf die Schultern der einzelnen Mitarbeiterin beziehungs-
weise des einzelnen Mitarbeiters gelegt werden und die
Organisation selbst sich zunehmend auf die Kontrolle der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschränkt.

Die Entwicklungen bei der Kindertagesbetreuung zeigen
exemplarisch, wie sehr eine wachsende individuelle Verant-
wortung auch in der Kinder- und Jugendhilfe zur Verdich-
tung beiträgt. Die Kindertagesbetreuung soll unterschied -
liche und sich zum Teil widersprechende Aufgaben erfüllen:
Sie soll lange, maximal flexible Öffnungszeiten anbieten
und dabei persönliche Betreuungskontinuität sichern, einen
niedrigschwelligen wie zugleich verbindlichen Zugang zu
Eltern herstellen, so früh wie möglich Kindeswohlgefähr-
dungen erkennen, erste Fremdsprache- und mathematische
Kompetenzen ausbilden, Familien mit Migrationshinter-
grund integrieren, Gesundheit fördern, insgesamt Präven-
tion für alles Mögliche leisten. Gleichzeitig verschlechtern
sich die Arbeitsbedingungen. Aufgrund der gestiegenen
Flexibilitätsanforderungen müssen die Fachkräfte zuneh-
mend mit unsicheren, zeitlich befristeten oder im Hinblick
auf die vereinbarte Arbeitszeit variablen Arbeitsverträgen
zurechtkommen. Die Strukturen, innerhalb deren die Er -
zieherinnen und Erzieher den immer umfangreicher wer-
denden Katalog gestiegener Anforderungen bearbeiten
 sollen, haben sich nicht positiv verändert. Die Aufgabe, die-
sem Katalog dennoch gerecht zu werden, ist an die einzel-
ne Erzieherin beziehungsweise den einzelnen Erzieher
delegiert. Ähnliche Entwicklungen lassen sich für alle Hand-
lungs fel der der Kinder- und Jugendhilfe beschreiben.

Marktwirtschaftliche Prinzipien in der Kinder- und
 Jugendhilfe

Die Prinzipien des Marktes werden für die Organisationen
der Kinder- und Jugendhilfe immer zentraler, obwohl sich
der soziale Sektor und damit auch die Kinder- und Ju -
gendhilfe nur sehr bedingt nach diesen Prinzipien organi-
sieren lassen. Die wachsende Anzahl privat-gewerblicher
Träger in der Kinder- und Jugendhilfe geht einher mit einem
Bedeutungsverlust milieugeprägter Bindungen. Diese so -
ziale Entbettung lässt sich auch bei den Verbänden und
Vereinen beobachten, die ursprünglich aus dem Motiv her -
aus gegründet wurden, eine soziale Utopie – zum Beispiel
Verwirklichung der christlichen Nächstenliebe, eine Gesell-
schaft ohne Armut – verwirklichen zu wollen. In diesen
Organisationen wurden inzwischen häufig ökonomische
Kriterien zu den Leitprinzipien, an denen sich das gesamte
Organisationshandeln zu orientieren hat. Auf der perso -
nalwirtschaftlichen Seite ist damit eine sinkende Mitarbei-
terbindung und -motivation verbunden. Um schnell auf

eine Veränderung der Nachfrage und damit der „Ertrags -
lage“ reagieren zu können, werden neue Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter nur noch befristet, erfahrene und hochqua-
lifizierte Fachkräfte kaum noch eingestellt. Nicht zuletzt
werden Tarifverträge zuungunsten von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern verändert.

Auch so banale Anzeichen wie eine Erhöhung der den Ent-
geltsätzen zugrunde gelegten Auslastungsquoten für sta -
tionäre Einrichtungen zeugen von einer wachsenden Markt-
orientierung in der Kinder- und Jugendhilfe. Die Entschei-
dung über eine Hilfegewährung wird zunehmend stärker
von Kosten-Nutzen-Kalkülen als von Bedarfslagen be stimmt.
Dies hat zur Folge, dass sinnvolle, aber aufwendige Hilfen
unterbleiben oder nur solche angeboten werden, die relativ
günstig bereitzustellen sind. Damit wird die ohnehin schon
bestehende Tendenz zum Ausschluss bestimmter Bevöl -
kerungsgruppen noch beschleunigt (siehe ausführlicher
Schernus und Bremer 2007). Die Betonung marktwirtschaft-
licher Prinzipien trägt also insofern zu einer Verdichtung
bei, als Fachkräfte immer häufiger Entscheidungsdilem-
mata ausgesetzt sind, wenn sie ihre Entscheidungen nicht
nur nach fachlichen Kriterien fällen müssen, sondern auch
wirtschaftlich zu rechtfertigen haben.

Für jede einzelne der hier aufgezeigten Entwicklungen, die
zur Verdichtung der Kinder- und Jugendhilfe führen, gibt
es, aus ihrer jeweiligen Binnenlogik gesehen, gute Gründe:
Kürzere Bearbeitungszeiten ermöglichen eine zeitnahere
Problembearbeitung; Diagnoseinstrumente können einen
Beitrag dazu leisten, dass es nicht mehr dem Zufall über-
lassen bleibt, ob die Adressaten die Unterstützung bekom-
men, die notwendig ist; Evaluationen fördern die fachliche
Weiterentwicklung; Controllingverfahren helfen, Steue -
rungs entscheidungen zu treffen, die in die erwünschte Rich-
tung gehen; mehr individuelle Verantwortung der einzel-
nen Fachkraft ermöglicht es ihr, dem Einzelfall gegenüber
angemessener zu entscheiden, und marktwirtschaftliche
Prinzipien können dazu beitragen, beschränkte finanzielle
Ressourcen effizienter einzusetzen. Bei einer solchen die
einzelnen Aspekte betonenden Betrachtungsweise bleiben
intendierte und nicht intendierte Nebeneffekte, die größer
sein können als die gewünschten Wirkungen, oft unsicht-
bar. Erst eine Betrachtung im Gesamtzusammenhang lässt
erkennen, dass die vielen Einzelmaßnahmen, die zur Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit des Systems beitragen
sollen, dieses in der Summe an die Grenzen seiner Hand-
lungsfähigkeit treiben. Die Folgen der Verdichtung werden
weitere einzelne Regulierungsmaßnahmen auf den Plan ru-
fen, womit ein sich selbst verstärkender Zirkel droht.

Die Auswirkungen sind beträchtlich und nicht nur auf die
Kinder- und Jugendhilfe beschränkt. Hier wie auch in
anderen Bereichen werden mit zunehmender Verdichtung
demokratisch legitimierte, auf Aushandlung, Abwägung
und Beratung ausgerichtete Prozesse der Entscheidungsfin-
dung durch autoritäre Entscheidungen abgelöst. Hartmut
Rosa (2005) sieht einen wichtigen Grund für diese Entwick-
lung in den beschleunigten Zeitrhythmen, die schnelle 
und Komplexität reduzierende Entscheidungen erzwingen. 
Aus psychoanalytischer Sicht können die Rückkehr auto -
ritärer Strukturen sowie die damit verbundenen Kontroll-
und Allmachtsfantasien als Reaktion auf die Überforderung
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durch die Komplexität und Vielfältigkeit interpretiert wer-
den (Vetter 2006). Folgt man dem Gedankengang, dass ver-
dichtete Strukturen Aushandlungen entgegenstehen, dann
erscheinen zum Beispiel die in immer kürzeren Abstän-
den wiederkehrenden Versuche, den Kinder- und Jugend-
hilfeausschuss in seiner Funktion einzuschränken oder ab -
zuschaffen, in einem neuen Licht (siehe diverse Bundes-
ratsinitiativen, dargestellt zum Beispiel in Wiesner 2006).
Die zeitliche und inhaltliche Verdichtung führt zur struk -
turellen Überlastung und lässt ein Gefühl von Zeitnot entste -
hen. „Sperrige“ Verhandlungs- und Entscheidungsgremien
mit vorgegebener Zeitstruktur, in denen es wie im Kinder-
und Jugendhilfeausschuss um den manchmal mühsamen
Ausgleich von Interessen geht und die nicht nur der inneren
Logik des Arbeitsfeldes verpflichtet sind, passen nun nicht
mehr in die gestrafften Arbeitsabläufe.

In wie vielen Ensembles kann man gleichzeitig
spielen?

Aus den veränderten Bedingungen des Aufwachsens erge-
ben sich ambivalente, zum Teil sich auch widersprechende
Rollenerwartungen an die Kinder- und Jugendhilfe. Sie 
soll im Orchester der „Verdichter“, in der „Wellnesscombo“
und in der „Exklusionskapelle“ mitspielen. Noch gibt es
wenige Hinweise dafür, dass der Umgang mit diesen unter-
schiedlichen Rollenerwartungen vor dem Hintergrund eige-
ner pädagogischer und sozialpolitischer Positionen systema -
tisch reflektiert wird. Und auch die darin liegende Aufgabe,
sich als Institution im sozialstaatlichen Gefüge zu veror -
ten, wird kaum diskutiert. Beides wäre jedoch zur Erfüllung
des noch immer geltenden Auftrages, positive Bedingungen
des Aufwachsens zu fördern, unbedingt notwendig.

Orchester der Verdichter

Versteht die Kinder- und Jugendhilfe sich weiterhin als ein
wichtiges „Teilstück des institutionalisierten gesellschaft -
lichen Sozialisationsprozesses“, wie es der Dritte Jugend-
bericht formuliert (Der Bundesminister für Jugend, Familie
und Gesundheit 1972)? Lässt sich die Kinder- und Jugend-
hilfe tatsächlich noch immer definieren als „ein ausdiffe-
renziertes Teilsystem innerhalb der Sozialen Arbeit, das die
Sozialisationsbedingungen für Kinder, Jugendliche und ihre
Familien vor dem Hintergrund der durch andere Instan-
zen und Milieus (Schule, Familie usw.) geprägten Lebens-
und Aufwachsbedingungen öffentlich organisiert und dafür
einen gesellschaftlichen Auftrag hat“ (Bock und Seelmeyer
2001, S. 985)? Beide Beschreibungen würden der Kinder-
und Jugendhilfe in erster Linie eine die Prozesse der Ver -
dich tung fördernde Rolle zuweisen. Schließlich sind es die
gesellschaftlichen Sozialisationsinstanzen, die diese Pro-
zesse vorantreiben. Eine ganze Reihe von Entwicklungen
in der Kinder- und Jugendhilfe deutet darauf hin, dass
genau diese Erwartungen erfüllt werden. Aus dem Beteili-
gungsrecht der Adressaten wird auch in der Kinder- und
Jugendhilfe zunehmend eine Mitwirkungspflicht, die wieder-
um verbunden ist mit der Androhung von Sanktionen. An
den Diskussionen über die Beteiligung von Eltern im Hilfe-
prozess lässt sich dies exemplarisch verdeutlichen: Aus
einer von Respekt vor dem Individuum und dem grundge-
setzlich verankerten Elternrecht geprägten Haltung wird die
Erwartung der Unterordnung unter die Experten mit dem
Ziel, so den Hilfeprozess effizienter organisieren zu können.

Genügen Eltern dieser Erwartung nicht, dann wird ihnen
entweder eine Hilfebedürftigkeit oder gleich ihr Erziehungs -
recht abgesprochen. Die wachsende Anzahl von Sorge-
rechtsentzügen (Statistisches Bundesamt 2007) und Inob-
hutnahmen (2) weist in diese Richtung.

Eine andere Entwicklung deutet ebenfalls darauf hin, dass
die Kinder- und Jugendhilfe im „Orchester der Verdichter“
mitspielt. Für junge Erwachsene ist es zunehmend schwie-
riger, ihre noch bestehenden Rechtsansprüche auf Jugend-
hilfe zu verwirklichen. In immer mehr Jugendamtsbezir-
ken erhalten junge Erwachsene Hilfen nach dem Sozialge-
setzbuch Achtes Buch Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII)
nur noch, wenn sie bereits vor der Volljährigkeit „Jugend-
hilfefälle“ waren und in absehbarer Zeit die im Hilfeplan
festgelegten Ziele erreicht werden können. Angesichts der
vehementen Versuche verschiedener Bundesländer, im
Rahmen des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Kinder-
und Jugendhilfe (KICK) die Rechtsansprüche junger Volljäh -
riger zu beschränken, ist es zudem fraglich, inwiefern die
Hilfen für junge Volljährige Bestand haben werden.

Ein weiterer Hinweis auf die Mitgliedschaft in diesem
Orchester ist bei noch nicht volljährigen Jugendlichen zu
sehen, deren „Hilfekarriere“ durch einen unsteten Verlauf
gekennzeichnet ist. Sie müssen zunehmend fürchten, dass
ihnen keine neuen Hilfen mehr angeboten werden, da sie
als pädagogisch nicht beeinflussbar eingestuft werden
beziehungsweise sich nicht hilfekonform verhalten. Damit
handelt die Kinder- und Jugendhilfe ganz im Sinne des
Sozialinvestitionsstaates. Mit ihrem Signal, „Es gibt nicht
unendlich viele Chancen, und die Bereitschaft, in einen
Einzelnen zu investieren, hat seine Grenzen“, bleibt mit
zunehmendem Lebensalter vom Prinzip „Fördern und For-
dern“ allein das Fordern übrig.

Auch die Kinder- und Jugendarbeit spielt im Orchester der-
jenigen Institutionen mit, die für den Strukturwandel der
Jugendphase verantwortlich sind. Aus einem außerschuli-
schen Feld, in dem Kinder und Jugendliche „selbst tätig
werden können, Aktionen und Projekte selbst planen und
umsetzen, Arbeitsinhalte und -formen mitgestalten, sich
selbst organisieren können“ (Der Bundesminister für Ju -
gend, Familie, Frauen und Gesundheit 1990, S.107), wird
zunehmend ein quasi-curricular organisiertes Sozialisa -
tionsfeld, das einerseits die Konkurrenzfähigkeit des einzel-
nen Jugendlichen verbessern und andererseits klassische
Bildungsinstitutionen bei einem Teil ihrer Bildungsauf -
gaben entlasten soll. So wird aus einem gesellschaftlich zu -
gebilligten und sogar geförderten Experimentierraum ein
durchstrukturiertes, zweckorientiertes Angebot, das nicht
mehr das Anregen eigenverantwortlicher Emanzipations-
prozesse zum Ziel hat, sondern die Anpassung an eine kon-
kurrenzorientierte Erwachsenengesellschaft. 

All diese Entwicklungen folgen für sich betrachtet dem Ziel,
die Wahrscheinlichkeit, mit der Kinder und Jugendliche
von gesellschaftlichen Entwicklungen abgehängt werden,
zu verringern und ihnen zu helfen, in der Konkurrenzge-
sellschaft bestehen zu können. In der Summe jedoch steht
die Kinder- und Jugendhilfe in der Gefahr, genau dieses
Ziel zu verfehlen. Durch ihre verstärkte Leistungsorientie-
rung und -erwartung erhöht sie bei den Jugendlichen die
Angst, abgehängt zu werden, und stabilisiert gleichzeitig die
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Grenze zwischen denen, die dazugehören, und denen, die
ausgeschlossen sind (siehe zum Beispiel Attewell und Wins-
ton 2003).

Wellnesscombo

Hartmut Rosa beschreibt die Notwendigkeit partieller Ent-
schleunigung für die Funktionsfähigkeit moderner Gesell-
schaften (Rosa 2005, S.149). Nur durch die bewusste Nut-
zung kontemplativer Momente ist es den Individuen und
auch der Gesellschaft insgesamt möglich, das hohe Tempo
und die wachsenden Anforderungen nach Zielgerichtetheit
und Multitasking zu erfüllen. Meditation und Yoga, das
sym bolische Anhalten der Uhr bei schwierigen Verhand-
lungen oder die Besinnung auf ausgewählte Traditionen und
Rituale, Wellnesshotels und Abenteuerreisen sind, um im
Bild zu bleiben, die Instrumente, auf denen in der Wellness-
combo gespielt wird. Auch etliche Angebote der Kinder- und
Jugendhilfe erfüllen die Funktion des punktuellen Durch -
atmens, der befristeten Auszeit mit dem Ziel, wieder mitren-
nen zu können. Angebote der Jugendsozialarbeit, die außer-
halb der „Härte“ des Schulalltags und des Berufslebens,
also außerhalb des „wirklichen“ Lebens etabliert werden,
sollen den jungen Menschen befähigen, möglichst schnell
wieder den Anforderungen und dem Stress der Realität
gewachsen zu sein. Freizeitpädagogische Angebote werden
gefördert, um Orte des Auftankens und Luftholens zu eröff-
nen. Schulsozialarbeit soll die Lernfähigkeit und Anpas-
sung der Schülerinnen und Schüler an den Schulalltag wie-
derherstellen, ohne aber an den Bedingungen etwas zu
ändern, die solche begleiteten Regenerationsphasen notwen -
dig machen. Die Kinder- und Jugendhilfe übernimmt mit
einem erheblichen Teil ihrer Infrastruktur die Aufgabe, Kin -
der, Jugendliche und Familien durch eine gesellschaftlich
mehr oder weniger akzeptierte, aber streng limitierte Aus-
zeit wieder fit für das Leben in einer durch zeitliche und
inhaltliche Verdichtung gekennzeichneten Konkurrenzge-
sellschaft zu machen. In der Wellnesscombo nutzt die Kinder-
und Jugendhilfe die Möglichkeit, das Angenehme zu beto-
nen und den Leistungsaspekt temporär zurückzustellen.
Nichtsdestotrotz trägt sie gerade dadurch zu einer weiteren
Verdichtung der Jugendphase bei.

Exklusionskapelle

Eine dritte Rolle ist der Kinder- und Jugendhilfe in der Exklu -
sionskapelle zugeschrieben. Sie soll mit anderen zusam-
men dafür sorgen, dass diejenigen, die abgehängt sind, den
Fortschritt der Gesellschaft nicht behindern. Die Abgehäng-
ten dürfen nicht stören und sollen möglichst wenig kosten,
denn die Dynamik moderner Gesellschaften lebt von der
scheinbaren Berechenbarkeit ihrer eigenen Entwicklung.
Begehren die Ausgegrenzten auf, indem sie sich beispiels -
weise nicht an die Regeln des Systems halten, also die
Schule schwänzen oder deviante Verhaltensweisen zeigen,
so gefährden sie die Stabilität des Systems.

In den letzten Jahren sind in der Kinder- und Jugendhilfe
vielfältige Entwicklungen zu beobachten, die sie geeignet er-
scheinen lassen, in der Exklusionskapelle mitzuspielen.
Die wachsende Bereitschaft, die Anerkennung der Hilfe be -
dürftigkeit von Wohlverhalten abhängig zu machen, wurde
bereits dargelegt. Die wieder hoffähig gewordenen Diskus-

sionen über das Setzen von Grenzen als vordringliche päd -
agogische Aufgabe, über Disziplin als Wert an sich, über
geschlossene Unterbringung als (pseudo-)therapeutisches
Setting weisen darauf hin, dass die Kinder- und Jugendhilfe
ihren Part in der Exklusionskapelle übernimmt. Die dahin-
terliegende Haltung ist geprägt von der Idee, dass dort, 
wo durch Förderung eine Integration in die Gesellschaft
nicht möglich erscheint oder zu teuer ist, Schaden für die
Gesellschaft und Verunsicherung der Gesellschaft durch
Kontrolle verhindert werden müssen. Diese autoritäre Hal-
tung soll zusätzlich durch die unterstellte Abschreckungs-
wirkung dazu beitragen, dass Jugendliche eher bereit sind,
sich den an sie gestellten Anforderungen anzupassen, 
auch wenn sie in dieser Anpassungsleistung keinen Sinn
erkennen können. Trotz ihrer vielfach belegten und disku-
tierten pädagogischen Fragwürdigkeit (siehe hierzu zum
Beispiel Thiersch und Thiersch 2003; Behnisch 2006; Lan-
genohl u. a. 2007) genießen diese autoritären Konzepte
mittlerweile ein hohes Ansehen.

So unterschiedlich die Musik ist, die von den drei Ensembles
dargeboten wird, so eindeutig ist ihre Funktion. Sie spie-
len jeweils für den Erhalt der Bedingungen auf, die genau
die Probleme hervorrufen, für deren Bearbeitung die En -
sem bles ins Leben gerufen wurden. Obwohl also die drei
Rollen höchst unterschiedlich sind, die der Kinder- und
Jugendhilfe zugewiesen werden und die sie selbst ergreift,
nämlich zweckgerichtete Förderung, Erholung und Aus-
grenzung, sind sie durch eine innere Logik verbunden. Es
wirkt ganz so, als hätte die Kinder- und Jugendhilfe ihre
anwaltschaftliche Funktion für Kinder und Jugendliche ver -
loren. Sie soll nicht mehr für einen Ausgleich zwischen der
Welt der Erwachsenen und ihren Anforderungen auf der
einen und der Welt der Heranwachsenden und ihren
Bedürfnissen auf der anderen Seite sorgen, sondern sich
zunehmend einseitig auf eine perfekte Anpassung der Kin-
der und Jugendlichen an die Erwachsenenwelt konzen -
trieren. Dies ist eine Rolle, mit der die Kinder- und Jugend -
hilfe angesichts ihres Auftrages, positive Bedingungen des
Aufwachsens zu fördern, nicht zufrieden sein kann.

Mit widersprüchlichen Anforderungen umgehen

Die Kinder- und Jugendhilfe kann sich also – folgt man der
hier dargelegten Argumentation – dem Prozess der Ver-
dichtung weder bezogen auf ihre eigenen Strukturen und
damit ihrem Möglichkeitsraum noch bezogen auf ihre Funk-
tion als wichtige Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und
Familien entziehen. Die damit verbundenen Effekte ste-
hen zumindest in einem Spannungsverhältnis zu bisherigen
pädagogischen Zielvorstellungen und Wertorientierungen.
Zudem sind die mit dem Prozess der Verdichtung verbun -
denen Erwartungen an die Kinder- und Jugendhilfe in sich
nicht widerspruchsfrei. Doch wie kann die Kinder- und
Jug endhilfe mögliche Ansatzpunkte dafür finden, wie sie
produktiv mit den unterschiedlichen Folgen der Verdichtung
und den widersprüchlichen Erwartungen umgehen kann?

Die meisten der aktuellen gesellschaftlichen Analysen stim -
men darin überein, dass die Uneindeutigkeit moderner,
globalisierter Gesellschaften wächst. Es wird die „Ungleich -
zeitigkeit des Gleichzeitigen“ (Koselleck 1989) zunehmen.
Was in dem einen geografischen oder sozialen Raum noch
gilt, hat woanders schon wieder an Gültigkeit verloren oder
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aber ist dort noch nicht gültig oder wird es nie werden.
Auch die Ungleichzeitigkeiten innerhalb eines geografischen
oder sozialen Raumes werden zunehmen, beispielsweise
die Vorstellung einer strikten Trennung von Arbeit und Frei-
zeit bei einer zunehmenden Entgrenzung der Arbeit. Trotz -
dem werden sich das einzelne Individuum und auch ge -
sellschaftliche Teilsysteme in den jeweiligen geografischen
und sozialen Räumen zurechtfinden müssen. Dies wird
ihnen nur gelingen, wenn sie gelernt haben, Widersprüche
auszuhalten und mit sich widerstrebenden Erwartungen
zurechtzukommen. Diese Entwicklung ist an sich nicht neu,
bereits der Individualisierungsschub im letzten Drittel des
vorigen Jahrhunderts trug dazu bei. Durch den Prozess 
der Verdichtung verschwinden jedoch letzte Refugien, die
ein Aussteigen aus der gesellschaftlichen Entwicklung
erlaubten, ohne deshalb völlig ausgegrenzt und dauerhaft
abgehängt zu sein.

Es stellt sich für die Kinder- und Jugendhilfe die Frage, wel-
chen Beitrag sie unter den veränderten Bedingungen des
Aufwachsens und der gleichzeitig wachsenden Vielfalt und
Widersprüchlichkeit der eigenen Rollen bei der Erziehung
von Kindern und Jugendlichen übernehmen kann. Ergin
Focali sieht eine Strategie darin, den „Begriff der Identität,
als Bildungsmythos der Moderne, durch den der Ambiva-
lenz zu ersetzen“ (Focali 2007, S. 211). Der in dieser Aus -
sage implizit konstruierte Gegensatz von Ambivalenz und
Identität erscheint vor dem Hintergrund des oben beschrie -
benen unausweichlichen Nebeneinanders von sich Wider-
sprechendem unangemessen. Es muss vielmehr darum
gehen, trotz einer hohen Ambivalenz eine gelingende Iden-
tität herauszubilden.

Die Bewältigung dieser Aufgabe erfordert, dass Kinder und
Jugendliche in den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe
die Möglichkeit haben, sich im Aushalten mehrdeutiger
Situationen üben zu können. Dazu ist es erforderlich, auf
autoritäre Lösungen zu verzichten und eine aushandlungs-
orientierte pädagogische Praxis zu fördern. Die in Aus-
handlungsprozessen mögliche Erfahrung, Widersprüche
verstehen zu lernen und sich selbst als sinnkonstruierend
und als einen zu aktiven Entscheidungen fähigen Men-
schen zu erleben, erhöht die Wahrscheinlichkeit, zukünftig
nicht von unübersichtlichen, verwirrenden und zum Teil
auch angstauslösenden Situationen überfordert zu werden
beziehungsweise trotz Überforderung nicht an ihnen zu
zerbrechen. Durch den Modus der Aushandlung wird die
Erfahrung möglich, dass sich widersprechende Anforderun -
gen anders bewältigt werden können als durch Verdrän-
gung und Abwehr. In institutionellen Settings, wie beispiels -
weise in den unterschiedlichen Formen der stationären
Hilfen oder in Jugendzentren, sind institutionalisierte For-
men der Aushandlung notwendig (Pluto, in Druck), denn
nur so kann ein Ausgleich zwischen den sich aus der Eigen-
logik der Institution scheinbar ergebenden Sachzwängen
und den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen erreicht
werden. Allerdings ist bei der Gestaltung solcher Settings
darauf zu achten, dass sie nicht selbst wiederum zu einer
Überforderung beitragen.

Das Paradoxe an diesem Handlungsvorschlag ist, dass das
System der Kinder- und Jugendhilfe auf die Folgen der
 Verdichtung reagieren soll, indem es sich auch einer weite-
ren Verdichtung seiner selbst widersetzt, und das obwohl
die Kinder- und Jugendhilfe eigentlich keine Möglichkeit hat,

sich der fortschreitenden Verdichtung zu entziehen, da sie
„Teilstück des institutionalisierten gesellschaftlichen So -
zialisationsprozesses“ ist (Der Bundesminister für Jugend,
Familie und Gesundheit 1972). Insoweit scheint auch sie ge -
fangen in widersprüchlichen Anforderungen.

Wenn die Entwicklung einer Identität als Entwicklungsauf-
gabe nicht zugunsten der Entwicklung von Ambiguitäts -
toleranz aufgegeben wird, sondern der gelingende Umgang
mit Ambivalenzen einen Beitrag zur Identitätsentwicklung
leistet, dann muss sich die Kinder- und Jugendhilfe als
Reaktion auf die Folgen der Verdichtung der Jugendphase
auch fragen, ob sie selbst noch immer Orte der Identitäts-
bildung anbietet. In den folgenden Fragen spiegeln sich die
unterschiedlichen Rollenerwartungen an die Kinder- und
Jugendhilfe und ihre möglichen Auswirkungen für die Iden-
titätsbildung wider: Sind für die Kinder- und Jugendhilfe
noch immer die Förderung des Eigensinns und die Emanzi -
pation des Subjektes wichtiger als das Befolgen betriebs-
wirtschaftlicher und zweckrationaler Handlungsstrategien?
Gelingt es der Jugendarbeit noch, einen guten Rahmen zu
bieten, um in der experimentellen Auseinandersetzung von
Lebensentwürfen und Rollenbildern eine den komplexen
Anforderungen gerecht werdende Identität entwickeln zu
können, obwohl sie einer der Bereiche der Kinder- und
Jugendhilfe ist, die durch ihre Ausrichtung auf eine Opti-
mierung informeller Lernprozesse besonders zur Verdich-
tung der Jugendphase beitragen? Wie können stationäre
Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung, wenn die ange-
strebte Verweildauer immer kürzer wird und die Erwartun -
gen an den Erfolg der Hilfe gleichzeitig steigen, zu einem Ort
werden, der eine gelingende Identitätsbildung ermöglicht?

Der Aufenthalt in einer stationären Einrichtung stellt einen
Bruch in der Biografie und damit auch in der Identitätsbil-
dung dar. Die schwierige Aufgabe, vor die die einzelnen
Einrichtungen und das Hilfesystem insgesamt gestellt sind,
lautet demnach, eine „einbindende Kultur“ anbieten zu
können, die erstens den Heranwachsenden in seinem bishe -
rigen Identitätsbildungsprozess bestätigt und ermutigt,
zweitens irritierende Erfahrungen anbietet, die einen Über-
gang zu einer anderen Identitätsstufe ermöglichen, und
drittens in Phasen des Überganges zwischen zwei Identi-
tätsstufen immer wieder als sicherer Rückzugs- und Erho-
lungsraum dient (Krappmann 1997, S. 83).

Fasst man die Überlegungen zusammen, so wird deutlich,
dass eine reflexive und selbstkritische Auseinandersetzung
der Kinder- und Jugendhilfe mit den Ursachen, Phänome-
nen und Folgen der Verdichtung der Jugendphase aus-
steht. Die Kinder- und Jugendhilfe ist selbst einerseits trei-
bende Kraft im Prozess der Verdichtung und andererseits,
bedingt durch ihre Einbettung in das Gefüge gesellschaft -
licher Institutionen, auch Getriebene dieses Prozesses. Die
Herausforderung besteht darin, die Kinder- und Jugend -
hilfe in Theorie und Praxis so weiterzuentwickeln, dass sie
reflexiv mit den aufgezeigten Widersprüchlichkeiten und
Abhängigkeiten umgehen kann, dass sie ihre Funktion als
eine Instanz wahrnehmen kann, die nicht nur einseitig
eine Anpassung von Kindern und Jugendlichen an gesell-
schaftliche Bedingungen fördert, sondern auch gesellschaft -
liche Entwicklungen fordert, die den Bedürfnissen von
 Kindern und Jugendlichen entsprechen. 
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Anmerkungen

1
Siehe hierzu das Projekt des Deutschen Jugendinstitutes
„Jugendhilfe und sozialer Wandel – Leistungen und Struk-
turen“ (www.dji.de/jhsw).

2
Das Statistische Bundesamt registrierte 2005 1.785 Fälle
von Inobhutnahmen, womit sich von 1995 bis 2005 eine
Steigerung um vierzig Prozent ergibt
(www.fruehehilfen.de/1995.0.html).
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Jugendliche suchen einen Weg in die Welt der Erwachsenen
und müssen nach wie vor die klassischen Entwicklungsauf-
gaben und Statuspassagen bewältigen, die mit der Jugend-
zeit als „innerer Baustelle“ verbunden sind. Gleichwohl
kann das individuell sehr unterschiedlich ausfallen. Insbe-
sondere Jugendliche, die mit Erziehungshilfen leben, müs-
sen im Vergleich zu den meisten Gleichaltrigen ihre Ent-
wicklungsaufgaben in vielerlei Hinsicht unter erschwerten
Bedingungen bewältigen.

„Vom Gefühl her sind sie noch meine Eltern“

Daniela ist sechzehn Jahre alt, als die Streitereien mit
ihren Eltern immer häufiger eskalieren und ihre wiederholt
auftretende Angst, dem Leben nicht gewachsen zu sein, 
so stark wird, dass die Familie den Sozialpsychiatrischen
Dienst aufsucht. Die Diagnose lautet „Anpassungsstörung
mit Panikattacken“. In der Rückschau war es für Daniela
die Zeit, in der sie psychisch krank war und daher nicht
mehr bei ihren Eltern leben konnte, „weil ich immer wieder
in dasselbe Verhaltensmuster zurückgefallen bin“. Ihre
Entscheidung, in die betreute Wohngemeinschaft der SOS-
Jugendhilfen Gera (1) zu gehen, „war dann die Chance für
mich, richtig neu anzufangen“. (2)

Um Eigenständigkeit entwickeln zu können, müssen Jugend-
liche sich in einen gewissen Gegensatz zu ihren Eltern
begeben. Sie ringen um eine innere Distanz, da sie die in der
Kindheit idealisierten Eltern kaum noch ertragen können
(Schröder 2006). Dabei tritt der Generationenkonflikt im
Gegensatz zu früheren Generationen sehr viel leiser auf. Da
sich die Werte und Normen von Erwachsenen und Jugend-
lichen kaum noch voneinander unterscheiden, wird zuneh-
mend der „alltägliche Kleinkrieg“ zur Bühne für das Rin-
gen um jugendliche Abgrenzung und Bindung. So auch bei
Daniela, die mit dem allmählichen Abstand zu ihren Eltern
lernt, ihre Rolle als Tochter im Familiensystem zu reflek -
tieren, in die sie immer wieder zurückfällt und dann „alles
furchtbar findet, so wie der Haushalt geführt wird und wie
man Wäsche wäscht und solche Kleinigkeiten, das regt
einen dann auf. […] Obwohl man helfen wollte, hat sich der
Streit trotzdem hochgeschaukelt.“

Daniela stammt aus einer bildungsorientierten, finanziell
abgesicherten Familie. Sie hatte bis zu ihrer Krise einen fes -
ten Freundeskreis und ging erfolgreich die vorgezeichnete
Schullaufbahn Richtung Abitur. Wie andere Jugendliche 
in Krisen musste jedoch auch sie erleben, dass vieles, was
ihr bis dahin als selbstverständlich galt, plötzlich brüchig
wurde: ihre Beziehung zu den Eltern, der Zusammenhalt der
Clique, die soziale Anerkennung in der Schule.

Daniela ist für die Kinder- und Jugendhilfe kein Normalfall.
Als sie in die Wohngemeinschaft zog, wurde ihr selbst
schnell klar, dass sie es zwar fortan schwerer haben würde
als ihre früheren Mitschülerinnen auf dem Gymnasium. 
Sie sah jedoch auch, dass sie im Vergleich mit ihren neuen
Mitbewohnerinnen noch viel bessere Ausgangsbedingungen
hatte. Während sich für eine große Zahl von Kindern und
Jugendlichen im Zuge der Demokratisierung der Familie
und der Etablierung von „Verhandlungshaushalten“ die Er -
ziehungswelten zu ihren Gunsten gewandelt haben, sie in
ihren Familien zunehmend Partizipationsmöglichkeiten
und elterliche Unterstützung erfahren, sind viele Familien
vor allem dann von der „hochkomplexen familiären Kon-
fliktökonomie“ (Opp 2006, S. 30) überfordert, wenn sie mit
zusätzlichen psychosozialen und wirtschaftlichen Proble-
men konfrontiert sind.

Sandra lebte früher allein mit ihrer Mutter, die stark geh-
behindert war und in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen arbeitete. Durch die körperliche Einschränkung 
der Mutter musste Sandra schon früh weit mehr Verant-
wortung übernehmen als die meisten Gleichaltrigen. Sie
kaufte ein und erledigte Ämtergänge. Die sich nach und
nach entwickelnde Beziehung wie zwischen zwei Freun din-
nen überforderte Sandra, als sie in die Pubertät kam. Mit
zwölf Jahren begann sie, sich der mütterlichen Kontrolle
zu entziehen, streifte mit einer Clique durch die Stadt,
schwänzte die Schule, beging kleine Diebstähle und ver-
heimlichte der Mutter unterlassene Besorgungen. Obwohl
ihre Mutter über vieles im Bilde war, sprach sie es nicht
offen an, sondern wartete ab aus Angst davor, dass sich
die Tochter vollends von ihr entfernen könnte. Mit dem
plötzlichen Tod der Mutter brach dieses symbiotische Sys-
tem gegenseitiger Abhängigkeit zusammen. Erst nach einer
zweimonatigen stationären Therapie mit dem Schwerpunkt

„Hier hat jeder seinen Rucksack zu tragen“

Forum

Ernst-Uwe Küster

Lebenslagen und Entwicklungsaufgaben von 
Jugend lichen in den Erziehungshilfen

Entnommen aus: Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.) (2007). 
SOS-Dialog 2007. Jugendliche zwischen Aufbruch und Anpassung (S. 20 – 29). München: Eigenverlag.
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Trauerarbeit gelang es Sandra schließlich, sich innerlich
von der Mutter zu lösen und ihren Platz in der betreuten
Wohngruppe zu finden.

Die im Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS)
erarbeitete Studie der Arbeiterwohlfahrt (Holz, Richter,
Wüstendörfer und Giering 2006) geht davon aus, dass min -
destens jedes siebte Kind in einer armen Familie aufwächst
und die deutliche Mehrheit dieser Kinder mit multiplen
Deprivationserfahrungen zurechtkommen muss. Es sind
vor allem kinderreiche Familien und Alleinerziehende, die
einem besonderen Armutsrisiko ausgesetzt sind. Im Zwei-
ten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung
(Deutscher Bundestag 2005, S.75 ff.) wird ausgewiesen,
dass fast jede vierte alleinerziehende Person Sozialhilfe in
Anspruch nehmen muss (23,7 Prozent), um die laufenden
Kosten zum Lebensunterhalt decken zu können, und dass
dieser Anteil mit der Kinderzahl steigt.

Viele dieser Eltern sehen sich meist nicht in der Lage, ihre
prekäre Lebenssituation zu verändern. Sie müssen zudem
mit der gesellschaftlichen Zuschreibung leben, selbst für
die Ursachen ihrer Armut verantwortlich zu sein. Die Kin-
der- und Jugendhilfe steht vor dem Problem, „mit den ge -
nannten Missständen und ihren Folgen in ihrem Arbeits-
umfeld zwar stark konfrontiert zu sein, sie aber sozialpäd -
agogisch nicht bearbeiten bzw. nicht beheben zu können“
(Pluto, Gragert, van Santen und Seckinger 2007, S. 90). 

Für Daniela ist die stationäre Hilfe auch deshalb so positiv
verlaufen, weil sie an vielerlei Ressourcen anknüpfen
konnte. Für und mit Daniela und ihren Eltern wurde eine
passende Hilfe entwickelt, die Eltern waren sehr bemüht, sie
auf ihrem eigenen Weg zu unterstützen, und kooperierten
eng mit den Betreuerinnen. Letztlich gelang es Daniela, 
ihr Verhältnis zu den Eltern zu klären, das „schon immer
mal so geschwankt hat, aber nie gekippt ist, das hat sich
stetig verbessert“. Sie konnte eine neue, nun belastbarere
Beziehung zu ihnen aufbauen.

Viele Jugendliche, die zwischen fünfzehn und siebzehn
Jahren zu den SOS-Jugendhilfen Gera kommen, schaffen es
nicht, diese Chance zu einem Neuanfang zu nutzen. Nicht
selten haben die Eltern den Weg zum Jugendamt zu spät
gefunden, sodass sich bereits eine sehr schwierige familiäre
Problemkonstellation gefestigt hat. Diese ist in den ver -
bleibenden zwei bis drei Jahren Betreuungszeit oft kaum
aufzulösen. Jugendliche und Eltern können in diesen Fäl-
len nicht voneinander loslassen, und für die Pädagoginnen
und Pädagogen wird der Kontakt zu den Eltern äußerst
schwierig, da sie von ihnen oft als bedrohliche Konkurrenz
empfunden werden.

„Meine beste Freundin kennt mich zwar als
 Freundin, aber nicht 24 Stunden am Tag“

Mit der Ablösung von den Eltern wird für Jugendliche die
damit korrespondierende Entwicklungsaufgabe, Kontakte
zu Gleichaltrigen zu finden und sich in Peergruppen zu
integrieren, zunehmend bedeutungsvoll. Diese übernehmen
wichtige sozialisatorische und emotionale Funktionen, die
zuvor vor allem von der Familie erfüllt wurden. Jugendliche
fühlen sich in Gleichaltrigengruppen aufgehoben und ver-
standen, erleben sich als wertgeschätzte und bedeutsame

Die SOS-Jugendhilfen Gera im Überblick

Ursprünglich als Wohngruppe für Jugendliche und
junge Erwachsene konzipiert, haben die SOS-Jugend-
hilfen Gera seit ihrer Gründung 1993 ihr Spektrum
an Hilfen kontinuierlich ausgebaut (www.sos-jh-
gera.de). Das Angebot der Einrichtung wird heute
von sieben pädagogischen Fachkräften, einer Ver-
waltungskraft und zwei Praktikantinnen bereitge-
stellt. Es umfasst 

–  den über vier Etagen sich erstreckenden Wohn-
gruppenbereich für Jugendliche ab fünfzehn Jahren
mit vier Plätzen für Mädchen, sechs Plätzen für
Jungen und seit 1999 zwei Plätzen im Rahmen der
Betreuung von jungen Eltern mit ihren Kindern;

–  ambulante Hilfen mit zehn Plätzen, drei davon 
für Mütter oder Väter mit Kind. Die jungen Men-
schen leben in eigenen, von ihnen selbst oder vom
SOS-Kinderdorf e.V. angemieteten Wohnungen;

–  einen Treffpunkt, den alle stationär und ambulant
Betreuten zur offenen Freizeitgestaltung und All-
tagsberatung oder zu themengebundenen Gruppen-
veranstaltungen nutzen. An einzelnen Tagen steht
der Treffpunkt auch Freunden und Ehemaligen offen;

–  Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH);

–  das Projekt „Junge Familien – miteinander – für-
einander“, in dem derzeit zirka zehn junge Mütter
und Väter bei der Kindererziehung beraten und
begleitet werden;

–  das Jugendkriminalitätspräventionsprogramm
(JKPP) für strafunmündige Kinder, die polizeilich
auffällig geworden sind. Sie und ihre Eltern werden
einzeln und in Gruppenangeboten beraten und un -
terstützt. Weitere Aufgaben des JKPP sind Angebote
zu den Themen „Rassismus“ und „Gewaltprävention“
in Schulen und Einrichtungen anderer Träger der
Kinder- und Jugendhilfe und die Schulung von Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren;

–  den Betreuten Spielplatz, der in Kooperation mit
der FAA gemeinnützigen Bildungsgesellschaft mbH
Gera angeboten wird. Zentral im städtischen „Park
der Jugend“ gelegen, richtet er sich mit offenen Spiel-
angeboten, Gruppenarbeit, einem Ökogarten und
der Kindersprechstunde an Heranwachsende zwi-
schen sieben und vierzehn Jahren und ihre Eltern;

–  in unregelmäßigen Abständen in Zusammenarbeit
mit anderen Trägern durchgeführte Bildungs- und
Beteiligungsprojekte für Kinder und Jugendliche,
beispielsweise die Realisierung von Hilfstransporten
in ein Kinderheim im rumänischen Bivolarie oder
das multimediale Projekt „Abgedreht“ zum Thema
Demokratieverständnis und Mitbestimmung von
Jugendlichen. Bei Stadtrallyes konnten Kinder als
Expertinnen und Experten ihres Alltags die Kinder-
und Familienfreundlichkeit Geras spielerisch über-
prüfen.
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ihrer Biografie an schwierige Verhältnisse anpassen müssen
und dabei Strategien entwickelt, sich selbst zu schützen
und überlebensfähig zu bleiben, Strategien, die sie zwar
„über Wasser halten“, Außenstehenden jedoch problema-
tisch erscheinen.

Aber auch im geschützten pädagogischen Raum der Wohn-
gemeinschaft ist es nicht einfach, miteinander klarzukom-
men. Für Daniela ist das Zusammenleben „halt schon
krass, weil jeder so extrem ist, und jeder hat so eine extre -
me Vorgeschichte. Da ist es oft schwer zu sagen, okay, der
ist halt so, weil er es nicht anders gelernt hat. Oder wenn
man auch mal sagen muss, so weit geh ich mit, aber hier ist
Schluss, hier ist die Grenze. Das ist auch schwer, wenn man
jemanden gern hat, dann zu sagen, lass mich in Ruhe, 
geh woanders hin!“

Diese Grenzen musste auch Sandra erleben. Sie war es
gewohnt, dass ihre Mutter im konkreten wie übertragenen
Sinne nicht weglaufen konnte, immer präsent war und
sich nach ihren Bedürfnissen richtete. Entsprechend war
es für Sandra nach ihrem Einzug eine große Herausfor -
derung, sich mit drei Mädchen auf einer Etage zu arrangie-
ren. Es fiel ihr sehr schwer, den privaten Bereich der
anderen Mädchen zu respektieren und Grenzen einzuhal-
ten. Sie kam in die Zimmer der anderen, „ohne an die Tür
zu klopfen: Hier bin ich, jetzt muss ich Dampf ablassen 
bei dir, hör mir mal zu! Ohne Feingefühl, ob die andere das
auch möchte“, berichtet eine ihrer Betreuerinnen. Sandras
Distanzlosigkeit und Ichbezogenheit ging jedoch nicht 
nur auf das in der Familie eingespielte Verhaltensmuster
zurück. Nach dem Verlust der Mutter musste sie erleben,
wie sich die Verwandtschaft von ihr distanzierte. So war
Sandra „immer auf der Suche nach Freundschaft, hatte
immer gleich die beste Freundin gefunden. Aber nach einer
Woche war alles ganz anders und vorbei. Für sie waren
diese wiederholten Verluste jedes Mal eine Tragödie.“

Wie für Sandra ist es für viele Jugendliche ein großes Pro-
blem, ihre Beziehungen zu den Mitbewohnerinnen und
Mitbewohnern zwischen Nähe und Distanz auszubalancie-
ren. „Entweder reden sie kein Wort miteinander“, oder
jede und jeder ist gleich Freundin oder Freund. Einerseits
sind es vor allem jene Jugendlichen, die aus starken fami-
liären Abhängigkeitsbeziehungen kommen, die unterein -
ander schnell in neue Abhängigkeiten geraten und „wie
siamesische Zwillinge zusammenkleben“. Andererseits
stellen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter immer wieder
fest, dass Jugendliche ihre Gleichaltrigenbeziehungen in
der Einrichtung zwar als Freundschaften bezeichnen, sie
jedoch sehr distanziert bleiben und auch später in der
Außenbetreuung eher Zweckgemeinschaften bilden, „zu
denen man hingeht, wenn man etwas braucht. Aber es han -
delt sich dabei nicht um etwas Verlässliches, wo man er -
leben könnte, was das heißt, für jemanden da zu sein, ohne
dass der etwas dafür haben will. Die Cliquen sind sehr lose,
sind darauf beschränkt, gemeinsam einen Kasten Bier zu
trinken.“

Noch wichtiger als die Gleichaltrigengruppe ist für Jugend-
liche die „beste Freundin“ beziehungsweise der „beste
Freund“ (Sardei-Biermann 2006, S.106).

Personen, die aus eigener Initiative und Kraft etwas bewir-
ken können (Schröder 2006). Zugleich bilden Gleichaltrigen-
gruppen spezifische Erfahrungsräume, in denen Jugend -
liche im Experimentieren und gegenseitigen Aushandeln
lernen, wie sie auf andere wirken und wie soziale Netzwerke
aufgebaut, gefördert und aufrechterhalten werden können
(Grundmann, Groh-Samberg, Bittlingmayer und Bauer
2003, S. 28).

Gleichaltrigengruppen haben für Jugendliche in ihrem Rin-
gen um Bindung und Autonomie jedoch nicht nur positive
Auswirkungen. Wie bei Sandra und ihrem Versuch, sich
mittels der Clique von ihrer Mutter und der familiären Über-
forderung zu entlasten, suchen Jugendliche, deren Biogra-
fien von einer defizitären Familiensozialisation geprägt
sind, häufig in der Clique Lösungen für ihre familiären, so -
zialen und auch schulischen Probleme, die auch in deviante
Verhaltensmuster münden können (Wensierski 2004,
S. 95). Diese Cliquen geraten jedoch schnell an gesellschaft-
lich akzeptierte Grenzen, und das Festhalten an der Clique
stellt nur „zeitweilige oder symbolische Lösungen parat,
die dem Einzelnen nach innen Integration und Anerken-
nung und nach außen Marginalisierung und Ausgrenzung,
schlimmstenfalls Kriminalisierung bescheren“ (ebd., S.108).

Auch für die Jugendlichen, die in den Wohngruppen der
SOS-Jugendhilfen Gera betreut werden, ist Freundschaft
ein großes Thema, denn ohne Freunde will keiner sein.
Doch haben viele von ihnen in diesem Bereich größte Pro-
bleme. Nur sehr selten kommen Jugendliche in die Ein -
richtung, die gelernt haben, Beziehungsnetzwerke und be -
ständige Freundschaften zu knüpfen, zu pflegen und auch
während ihrer Betreuungszeit aufrechtzuerhalten. Die
meisten Jugendlichen sind vielmehr in einen Teufelskreis
sozialen Ausschlusses geraten. Wie insgesamt 10 Prozent
ihrer Altersgenossen (Fend 2000, S.173) wurden sie irgend-
wann Opfer von Aggressionen und Stigmatisierungen in
kindlichen und jugendlichen Gruppen, in denen sie auf-
grund mangelnder ökonomischer, sozialer und kultureller
Ressourcen nicht mithalten konnten. Wenn sie kontinuier-
lich von Diskriminierung betroffen sind, definieren sie 
sich „häufig selbst als Außenseiter und neigen zu sozialer
Resignation, die ihnen auf Dauer wichtige soziale Kompe-
tenzen in Bezug auf den Aufbau und die Aufrechterhaltung
sozialer Netzwerke verwehrt“ (Grunert 2005, S. 60). Ohne
Kompetenzen, wie Selbstorganisation, Verabredungsma-
nagement, Prioritätensetzung, Verbindlichkeit und Zuver-
lässigkeit, schaffen sie es kaum, eigenständig neue Bezie-
hungen zu Gleichaltrigen zu knüpfen.

Für die Pädagoginnen und Pädagogen der SOS-Jugendhil-
fen Gera ist es sehr schwierig, die Jugendlichen bei ihrer
Suche nach freundschaftlichen Beziehungen zu unterstüt-
zen. Im pädagogisch umgrenzten Raum der Wohngruppe,
der einerseits Schutz nach außen bietet, andererseits nach
innen hin Druck ausübt und Strukturen setzt, fällt es den
Jugendlichen zunächst leichter, untereinander Beziehungen
aufzubauen. Für Daniela beispielsweise waren alle von ähn-
lichen Problemen betroffen, sodass unter ihnen ein größe-
res Verständnis dafür herrschte, „dass man vielleicht nicht
so gut ist in der Schule, dass man keine Beziehung mehr 
zu seinen Eltern hat. Das ist hier alles normal. Und da ar bei -
tet man dran, Schritt für Schritt“. Allerdings gelingt es den
Jugendlichen kaum, diese Erfahrung auf die Welt außerhalb
der Einrichtung zu übertragen. Sie haben sich im Laufe
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„Ich habe wenigstens einen groben Plan, wo ich 
hin will – und ich will nicht Hausfrau werden“

„Ich bin vom Gymnasium auf die Regelschule (3) gegangen,
weil mir ja auch die zwei Jahre gefehlt haben, und jetzt
mach ich meinen Regelschulabschluss und danach mein
Fachabitur. Ich möchte irgendwann mal vielleicht studie-
ren, wenn ich mir das dann leisten kann. Also, wenn man
sich die Lage ansieht auf dem Markt, dann denke ich,
dass es wichtig ist, flexibel zu sein und zu sagen, hier ist
mein Ausgangspunkt, und da kann ich vielleicht später
noch hin.“

Daniela hat es geschafft, den aus ihrer psychischen Krise
resultierenden schulischen Abstieg aufzuhalten, sich Schritt
für Schritt einen alternativen Bildungsweg zu erarbeiten
und letztlich eine berufliche Perspektive zu entwickeln, die
gleichermaßen ihre Wünsche wie ihre Möglichkeiten be -
rücksichtigt. Sie erkennt die Notwendigkeit, flexibel mit den
gesellschaftlichen Unwägbarkeiten umzugehen, und ver-
steht es doch, ihren Eigensinn zu behalten. Die meisten
Jugendlichen, die bei den SOS-Jugendhilfen Gera betreut
werden, scheitern an dieser komplexen und anspruchsvol-
len Entwicklungsaufgabe, nicht zuletzt weil ihre Startbe-
dingungen denkbar schlecht sind. Für das Schulsystem gel-
ten sie als bildungsarm, da sie entweder keinen höheren
Sekundarabschluss vorweisen können oder weil sie – wie
laut PISA-Test von 2003 rund 22 Prozent der befragten
Jugendlichen – zur „Risikogruppe“ gehören: „Ihre Kompe-
tenzen reichen für das Erlernen eines Berufes ohne beson-
dere Hilfestellung nicht aus“ (Anger, Plünnecke und Seyda
2007, S. 39).

Vor der Suche nach einem Ausbildungsplatz steht zunächst
die Hürde, die schulische Ausbildung erfolgreich abzu-
schließen und damit dem Stigma zu entgehen, ohne einen
Abschluss die Schule verlassen zu müssen. Insbesondere
die Förderschule entpuppt sich in der Regel als ein „Weg
ohne Wiederkehr“, da lediglich jeder zwanzigste Förder-
schüler eine Rückkehr an die Regelschule schafft und nur
ein Fünftel der Förderschülerinnen und -schüler einen Schul -
abschluss erhält (Helsper und Hummrich 2005, S.102).
Gerade für Förderschülerinnen mit Kind, die in den SOS-
Jugendhilfen im Projekt für junge Mütter/Väter mit Kind
betreut werden, „sieht es ganz düster aus. Keines der
ehema ligen Mädchen hat eine Ausbildung gemacht“. Wie
für fast 15 Prozent der 20- bis 29-Jährigen in Deutschland
(Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S.199) scheint
bei ihnen, so die Erfahrung ihrer Betreuerinnen und Be -
treuer, „die klassische Arbeitslosenkarriere vorprogram-
miert“ zu sein.

Oftmals haben Jugendliche dennoch nicht resigniert, son-
dern sie haben trotz ihrer komplexen Probleme und Belas-
tungen gelernt, sich schulisch „auf der Kippe“ zu halten. 
So wie Sandra: Wie viele andere hat sie Strategien entwi-
ckelt, sich durch das schulische System „hindurchzuwu-
seln“, und die Fähigkeit ausgebildet, „Kompetenzen vorzu-
geben, die kaum vorhanden sind. Die Jugendlichen wirken
im Gespräch sehr erwachsen, wenn sie erzählen, was sie
schon alles können und gemacht haben. Und erst im Laufe
des ersten Eingewöhnungsprozesses stellen wir fest, dass
so manches gar nicht sicher ausgebildet ist, da ist vieles
Makulatur.“

Für Daniela ist klar: Die beste Freundin kann niemand aus
der Einrichtung sein. Sie hat zwar zu Anfang in der Wohn -
gemeinschaft eine Gleichgesinnte getroffen, und sie alle
waren dort wenn „nicht eine Familie, aber so ein Ersatz“.
Und doch: „Ich werde die nicht als beste Freundin be zeich -
nen. Das ist was anderes. Meine beste Freundin, mit der
lebe ich nicht zusammen. Die kennt mich zwar als Freundin,
aber nicht 24 Stunden am Tag. Da kann man immer noch
ausweichen, wenn man nicht so gut drauf ist. Aber die, mit
denen man zusammenlebt, die kennen einen anders, auch
wenn man total scheiße drauf ist. Die beste Freundin, die
sucht man sich aus.“ Mit ihrem Auszug aus der Wohnge-
meinschaft in die eigene Wohnung veränderte sich jedoch
für Daniela die Beziehung plötzlich: „Im Nachhinein ist
sie die beste Freundin geworden, aber erst im Nachhinein.
Wo wir zusammengewohnt haben, war die Basis anders.“

In einer stationären Jugendhilfeeinrichtung zu leben, einen
anderen Alltag zu haben und andere Alltagsaufgaben be -
wältigen zu müssen als nichtbetreute Jugendliche, stellt auch
für diejenigen ein Problem dar, die relativ selbstbewusst
neue Kontakte außerhalb der Einrichtung knüpfen können.
Schwierig wird es, wenn Gespräche mit neuen Bekannt-
schaften an der Frage angelangt sind, wieso sie nicht bei
ihren Eltern leben. Daniela hat zwar festgestellt, „dass die
meisten offener reagieren, als man denkt“, und sie hat auch
eine Strategie entwickelt, Gespräche so zu lenken, „dass
man die Kurve kriegt, für sich selbst, dass man sich selbst
schützt vor Fragen“, aber „manche reagieren schon eigen,
weil sie Angst haben, denke ich. Das ist was Fremdes, 
und das kennen die nicht, wissen nicht, wie sie damit um -
gehen sollen.“ Aber einfach ist es für sie trotzdem nicht,
und „am Anfang war es komisch, das zu sagen, aber dann
nach zwei Jahren ist es normal. Man sagt aber auch nicht,
man wohnt im Heim. Das ist halt betreutes Wohnen, das
klingt besser.“

Daniela hat sogar die Erfahrung gemacht, dass bei Außen-
stehenden auch „irgendwo Neid da ist, weil sie denken, dass
es einfacher ist, nicht zu Hause zu wohnen, obwohl ich
denke, dass das viel schwieriger ist, weil man hier all sein
Zeug selbst machen muss, man muss selbst aufräumen,
putzen, die Wäsche machen und einkaufen. Das alles macht
man neben der Schule. Aber die anderen machen nur ihr
Schulzeug, und das wars.“

Für ihre Bekannten bleibt das Leben in der Einrichtung
eine fremde Welt, die sie nur teilweise verstehen, beispiels-
weise den herrschenden zeitlichen Rhythmus: „Ich fand
das am Anfang schwierig, denen zu erklären, dass ich jetzt
keine Zeit hab. Dafür hatten die kein Verständnis.“ Noch
schwieriger wurde es für Daniela in der Schule, wo sie sich
ihre Kontakte nicht aussuchen konnte. Durch ihre krank-
heitsbedingte Auszeit war sie zwei Jahre älter als die meis-
ten in der Klasse und ihnen in der Entwicklung voraus.
„Man macht vieles einfach schon wie Erwachsene, das ist
normal. Man wird reifer dadurch.“ Das bedeutet jedoch
auch, dass sie bei ihren Problemen kaum mit Verständnis
rechnen konnte. Wenn sie von sich erzählte, kamen ihre
Mitschülerinnen und Mitschüler nicht mit, „es sind ja nicht
ihre Probleme, deshalb setzen sie sich gar nicht damit aus-
einander“.



26

Einstieg in die Berufswelt. Einerseits ist es gerade für Haupt-
schülerinnen und Hauptschüler sehr wichtig, sich eine klare
berufliche Orientierung zu erarbeiten, andererseits werden
die Bildungs- und Ausbildungswege von Jugendlichen mit
Hauptschulabschluss zunehmend länger und komplizier-
ter, immer weniger planbar (Reißig und Gaupp 2007, S.17).
Die permanente Zumutung, sich bei Ungewissheit eine
klare Orientierung zu erarbeiten und dabei flexibel zu sein
und wiederholt Auswahlentscheidungen treffen zu müssen,
überfordert viele Jugendliche. Sie zweifeln an der getrof -
fenen Festlegung bei der Berufswahl oder dem Ausbildungs-
betrieb.

Ob sie einen Schulabschluss beziehungsweise Ausbildungs-
platz vorweisen können oder nicht, „die Gesellschaft ist
heute zu den Jugendlichen sehr zynisch. Sie signalisiert: Es
ist zwar nicht bekannt, was auf dich zukommt, aber bereite
dich schon mal darauf vor“ (Fischer 2006, S.17). Und in
strukturschwachen Regionen, wie Gera, müssen sie häufig
erleben, „dass sie schlicht nicht gebraucht werden“ (Arnold
2006, S. 9). Ihnen droht eine längere Zeit der Jugendar-
beitslosigkeit, die bei vielen zu hohen gesellschaftlichen 
Aus grenzungsrisiken führt und die mit erheblichen psycho -
sozialen Folgen verbunden ist. Von 40 Prozent der Jugend-
ämter wird Jugendarbeitslosigkeit als gravierender Pro-
blembereich für die eigene Arbeit eingeschätzt. Dies ist in
der Erhebung des Deutschen Jugendinstitutes längst jener
Problembereich mit dem höchsten Wert, und zwar noch
vor „Gewalt in den Familien“ (21 Prozent), „Gebrauch 
illegaler Drogen“ (20 Prozent) und „sexueller Missbrauch“ 
(13 Prozent) (Pluto, Gragert, van Santen und Seckinger
2007, S. 81).

„Aber dieses Erwachsensein, so toll ist es nun
auch wieder nicht“

Für die bei den SOS-Jugendhilfen Gera betreuten Jugend -
lichen ist der frühe Auszug aus der elterlichen Wohnung
ein ungewöhnliches und einschneidendes Lebensereignis,
auch wenn sie schon fünfzehn bis siebzehn Jahre alt sind.
Nach spätestens drei Jahren in der betreuten Wohnge-
meinschaft müssen sie sich abermals von einem sozialen
Ort trennen, der ihr Zuhause geworden war. Für nur wenige
stellt deshalb der Auszug den sehnlichst erwarteten Auf-
bruch ins eigene Leben dar. Für die meisten ist dieser Schritt
trotz der mehrmonatigen Nachbetreuung in der eigenen
Wohnung mit Angst besetzt.

Daniela, die sich zunächst darauf gefreut hatte, endlich
volljährig zu werden, dachte sich: „Hey, dann ziehst du aus,
und dann musst du nicht mehr genau diesen WG-Plan er -
füllen und kannst heimkommen, wann du willst.“ Doch
nach einer ersten euphorischen Phase, in der sie „alles
sofort machen, alles ausschöpfen wollte, was geht“, trat
die Ernüchterung ein. Es begann eine sehr kritische Zeit,
in der die bisherigen Entwicklungsaufgaben nicht einfach
wegfielen, sondern sich verschärften. Zwei Jahre hatte 
sie intensiv auf das Ziel Auszug hingearbeitet. Nun, da es
erreicht war, empfand sie eine große Leere, die sie füllen
musste. In der WG hatten ihr die festen Regeln geholfen,
ihr Leben wieder in den Griff zu bekommen. Von diesen
freigesetzt, beschlich sie aber die Furcht vor der Freiheit:
„Vorher war ja alles extrem geregelt, danach sind zwar
auch Regeln da, aber man muss das ja alles nicht machen,

Spätestens wenn es darum geht, einen Ausbildungsplatz 
zu finden, werden die betreuten Jugendlichen mit ihren
Grenzen konfrontiert. „Unbestritten erhöhen sich aufgrund
des technischen und sozialen Wandels auch die Anforde-
rungen der Berufe selbst und damit auch die personellen
Leistungsvoraussetzungen“ (Großkopf 2005, S. 7). Zugleich
richten sich die Anforderungen der Unternehmen und
Betriebe an Auszubildende nach dem Ausbildungsmarkt:
„Je mehr BewerberInnen vorhanden sind, umso höher wer-
den die Anforderungen geschraubt“ (Winkler 2005, S.12).
Mit dieser Entwicklung droht letztlich der systematische
Ausschluss von Schülerinnen und Schülern bildungsferner
sozialer Schichten. Für sie wird es immer schwerer, eine
Lehrstelle zu finden, obwohl sie sich bereits den Restriktio-
nen des Arbeitsmarktes angepasst haben und bereit sind,
Abstriche zu machen, sodass für sie gar nicht mehr von
einer Berufswahl gesprochen werden kann. Sie arrangieren
sich mit wenig attraktiven Berufen oder – um überhaupt
erst einmal „versorgt“ zu sein – mit der ungeliebten Alter-
native Berufsvorbereitung (Deutsches Jugendinstitut 2007).

Angesprochen auf ihre beruflichen Pläne, dominiert wie bei
den meisten Hauptschülerinnen und Hauptschülern auch
bei den in Gera betreuten Jugendlichen die Vorstellung einer
traditionellen Abfolge, die sie dahin führt, „irgendwann
richtig normal leben zu können, das heißt: Ich will eine Aus-
bildung, einen Job, Kohle verdienen.“ Ökonomisch unab-
hängig zu sein, ist insbesondere jenen Mädchen sehr wich-
tig, die von der ostdeutschen Tradition geprägt sind, dass
Frauen selbstverständlich Mütter sind und – durch ein um -
fangreiches System öffentlicher Erziehung unterstützt –
gleichzeitig einer Beschäftigung nachgehen (Rätz-Heinisch
2005, S.32 ff.). Gerade Mädchen sind jedoch vom Lehr -
stellenmangel doppelt so häufig betroffen wie Jungen (Ga -
nato und Schittenhelm 2004), obwohl sie in der Schule
durchschnittlich bessere Abschlüsse erzielen. Sie treten aber
mit weitaus geringerem Selbstvertrauen auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt auf.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der SOS-Jugendhilfen
Gera haben bei ihren Bemühungen, die Jugendlichen bei
ihrem Übergang in den Beruf zu unterstützen, sehr unter-
schiedliche Erfahrungen gemacht. In Einzelverhandlungen
mit Schulen versuchen sie, ein auf den Entwicklungsbedarf
der Jugendlichen zugeschnittenes individuelles Arrange-
ment zu treffen. Vor allem im Bereich der betreuten jungen
Mütter zeigen sich Schulen immer wieder kooperations -
bereit, wenn es um flexible Prüfungszeiten oder darum geht,
mit dem Unterricht ein Jahr auszusetzen oder Einzelunter-
richt nehmen zu können. Weit schwieriger ist die Zusam-
menarbeit mit Berufsschulen und den Betrieben mancher
Branchen. Die Mädchen finden Ausbildungsplätze zumeist
als Einzelhandelskauffrauen, bei denen die Arbeitszeiten
und Praktikaregelungen üblicherweise wenig kinderfreund -
lich sind. Die Berufsschulen und Ausbildungsstätten „neh-
men da wenig Rücksicht. Die sagen den Jugendlichen: 
Entweder du findest eine Lösung für dich, oder du kannst
das nicht machen.“

Insgesamt müssen Heranwachsende mit einer äußerst
widersprüchlichen Situation klarkommen. Einerseits wer-
den ihre schwer erarbeiteten formalen Bildungsabschlüsse
als Mindestvoraussetzung immer wichtiger, andererseits
garantieren sie ihnen immer weniger den erfolgreichen
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man kann es sich selbst aussuchen. Also, das macht schon
Angst, wenn man das machen darf, was man wirklich will.“
Gleichzeitig musste sie sich ein tragfähiges soziales Um -
feld aufbauen: „Also, es kommt niemand mehr zu einem
hin und fragt, ob alles okay. ist. Wenn du ein Problem hast,
dann musst du selbst zu jemandem hingehen.“

Ob es die jungen Erwachsenen letztlich schaffen, ihr neues
Leben zu bewältigen, ist von Fall zu Fall sehr unterschied-
lich. Zum einen zeigt sich erst jetzt, ob sie ausreichende
Kompetenzen erworben haben, „um draußen als Erwach-
sene standhalten zu können“. Auch wenn sie sich in Krisen
noch oftmals an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
SOS-Jugendhilfen wenden, scheitern viele an der Aufgabe,
in der unübersichtlichen, beschleunigten Gesellschaft ihr
Leben zu organisieren. Sie schaffen es nicht, ein stabiles
soziales Netzwerk aufzubauen, und sind hilflos, „wenn sie
allein bei Ämtern abgewimmelt“ werden, beispielsweise
wenn es um Arbeitsförderungsmaßnahmen geht. Bei eini-
gen, so die Beobachtungen der ehemaligen Betreuerinnen
und Betreuer, verfestigt sich sehr schnell die Selbstdeu-
tung, „immer wieder eine Belastung für den Staat“ und nie-
mals in der Lage zu sein, ein „normales Leben“ zu führen.
Sie haben resigniert, bekommen nach einigen Monaten
Schwierigkeiten mit der Mietzahlung und sind bald darauf
überschuldet, verlieren letztlich „ganz schnell jegliche Struk-
tur und Perspektive“.

Andere, die die Betreuerinnen und Betreuer nach Jahren
wiedersehen, „haben es irgendwie geschafft, jeder auf seine
Weise. Sie sind stolz, haben eine Familie mit zwei Kindern,
was sie immer haben wollten, eine heile Familie. Sie sind
zufrieden und glücklich. Andere haben ein paar Jahre
gejobbt und dann nochmals einen neuen Beruf gelernt und
sich auch kognitiv weiterentwickelt.“

Sandra lebt mittlerweile in einer eigenen Wohnung. Sie 
ist mit ihrem Freund, von dem sie sagt, dass er „der Rich-
tige“ ist, „auf Familienkurs“ und wird in ein paar Mona-
ten ihr erstes Kind zur Welt bringen. Obwohl sie die Mög-
lichkeit dazu hatte, nach fünf Monaten noch weiter nach-
betreut zu werden, lehnte sie die Hilfe ab und möchte
nichts mehr mit dem Amt zu tun haben. Finanziell ist sie
einigermaßen gut abgesichert, sie bezieht Halbwaisenrente
und bestreitet ihren Lebensunterhalt zudem über BAföG-
und Kindergeldzahlungen. Nach der Geburt will sie auf
keinen Fall zu Hause bleiben. Es ist abgesprochen, dass
ihr Freund das Kind betreuen wird, während sie das zwei-
te Ausbildungsjahr absolviert. Aus der Sicht ihrer ehe -
maligen Betreuerin hat Sandra mit der Jugendhilfemaß-
nahme einen sozialen und materiellen Aufstieg vollzogen.
Obwohl sie noch manches Mal dazu neigt, sich zu über-
schätzen, wird sie trotz aller Unwägbarkeiten alles tun,
um sich ihre Zukunftsvorstellung zu erfüllen: eine liebe-
volle, finanziell unabhängige Familienmutter zu sein.

Wenn Daniela heute zurückblickt, möchte sie die Zeit in
der Wohngemeinschaft nicht missen. „Ich würde alles ge -
nauso machen. Also, ich würde nochmal herkommen, weil
ich im Nachhinein denke, dass ich sonst nicht so weit
wäre jetzt.“ In ihrem biografischen Resümee stellt sie fest,
dass sie mit dem vorzeitigen Erwachsenwerden vor allem
viel gewonnen, jedoch auch etwas verloren hat. Zum einen

das angenehme Gefühl, „man fährt heim und man ist Kind.
Da fällt einfach was von einem ab, und es ist jemand da,
und da muss man sich nicht rechtfertigen für irgendwelche
Dinge. Man ist halt einfach die Person, die man ist. So
hätte ich gerne mehr Zeit verbracht.“ Zum anderen emp-
fand sie im Vergleich zu anderen ihre Jugendzeit nicht nur
als kürzer, ihr Lebensgefühl war auch ein anderes: „Was
ich nicht hatte, das war dieser Übermut, dieses: ‚Ach ja, wir
sind frei, wir machen das einfach mal, weil wir jung sind‘.
Dieses Das-wird-schon-alles-werden-Gefühl, das kann 
ich bis heute überhaupt nicht. Also, ich möchte alles schön
geregelt haben und möchte auch nicht mehr, dass alles
durcheinander wird.“

„ … es hält niemand die Zeit an und wartet, 
bis man dann endlich mal da angekommen ist, 
wo man eigentlich steht“

Die Lebenslagen und Entwicklungsaufgaben Jugendlicher,
die in stationären Jugendhilfen leben, sind äußerst kom-
plex und unterscheiden sich trotz vieler generationentypi-
scher Gemeinsamkeiten in entscheidenden Merkmalen von
denen Gleichaltriger. Besonders prekär ist bei ihnen, wie
Probleme in einem Entwicklungsbereich nicht selten zu
weiteren in anderen Bereichen führen, die sich in der Folge
gegenseitig negativ verstärken können. Entsprechend ist 
es für diese Jugendlichen sehr schwer, sich eigenständig aus
dem Netz von Schwierigkeiten zu befreien, in dem sie im
ungünstigsten Fall zwischen Konflikten mit den Eltern,
sozialer Isolation von Gleichaltrigen, Schulversagen und
mangelnder Berufsperspektive verstrickt sind.

Die hier vorgestellten Fälle aus den SOS-Jugendhilfen Gera
zeigen, dass die Kinder- und Jugendhilfe durchaus imstande
ist, diese Jugendlichen bei der erfolgreichen Bewältigung
ihrer Entwicklungsaufgaben zu unterstützen. Die Betreue -
rinnen und Betreuer setzen auf eine kontinuierliche und
verlässliche, an die individuellen Ressourcen und biografi-
schen Probleme der Jugendlichen ansetzende Beziehungs-
arbeit, auf niedrigschwellige, lebensnahe Bildungs- und
Beratungsansätze und auf Kleingruppenpädagogik. Dabei
kann nicht allgemein bestimmt werden, wie viel Zeit jemand
zum „Nachreifen“ benötigt. Daniela hat in der Wohngemein-
schaft „gelernt, man macht hier nicht den Riesensprung
und alles ist gut. Man macht so Tippeltappel-Schritte, und
damit kommt man aber zum Ziel. […] Aber das dauert alles
lange Zeit, und jeder hat seinen eigenen Weg, den er gehen
muss“.

Dieser Ansatz stößt jedoch zunehmend an Grenzen, da mit
den Veränderungen der Kinder- und Jugendhilfelandschaft
in den letzten Jahren sich auch in Gera die strukturellen
Rahmenbedingungen gewandelt haben, die notwendig sind,
um benachteiligte Jugendliche bei der Bewältigung ihrer
Entwicklungsaufgaben zu unterstützen. Sie sind merklich
schlechter geworden (siehe auch den Beitrag von Mike
Seckinger in diesem Heft):

–  Ein fachlich ausgefeiltes Aufnahmeverfahren kann in 
der Regel nicht mehr aufrechterhalten werden. Wenn das
Jugendamt sich mit einer Belegungsanfrage meldet, sind
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgefordert, schnell
und flexibel zu reagieren. Mitunter bleibt kaum eine Woche
Zeit, um abzuschätzen, ob die Jugendlichen und das päd -
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Lage, Jugendlichen Hilfen anzubieten, die auf eine indivi-
duelle Persönlichkeitsentwicklung abzielen, bei der auch
anspruchsvollere Bildungsziele verwirklicht werden können.
Statt soziale Benachteiligungen zu kompensieren, werden
Erziehungshilfen zum Schnellreparaturservice für Jugend-
liche, die möglichst kostengünstig formale Kriterien selbst-
ständiger Lebensführung erreichen sollen. Die Kinder- 
und Jugendhilfe läuft „nur“ Gefahr, dass sie auf die Sicher-
stellung einer Grundversorgung zurückgestutzt wird, den
Betreuten, ihren jetzigen und zukünftigen Kindern, droht
das Schicksal anhaltender sozialer Ausgrenzungserfah -
rungen, die von Generation zu Generation weitergegeben
werden.

Anmerkungen

1
Wir danken den Jugendlichen und den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der SOS-Jugendhilfen Gera für ihre
Unterstützung bei der Erstellung dieses Beitrages und die
gemeinsamen spannenden Gespräche. Unser Dank gilt
insbesondere „Daniela“, die uns in einem sehr beeindru -
cken den Interview Einblicke in ihr Leben gewährt hat,
sowie Rosita Schumann, Jörg Götz, Viola Schirneck und
der Leiterin der Einrichtung, Katrin Berthold, für die aus-
führlichen Interviews.

2
Die Namen der Jugendlichen und konkrete Angaben zu
ihren Lebensgeschichten sind anonymisiert. Soweit nicht
anders ausgewiesen, stammen die wörtlichen Passagen
zur Fallgeschichte von „Sandra“ aus einem Interview, das
der Autor mit ihrer Betreuerin geführt hat, die Passagen
zur Lebensgeschichte „Danielas“ aus einem Interview mit
der Jugendlichen und allgemeine Beschreibungen und
Reflexio nen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus meh-
reren Einzelinterviews und einer Gruppendiskussion im
Team. Die aus den Transkripten übernommenen Zitate wur-
den zur besseren Lesbarkeit leicht überarbeitet.

3
In Thüringen stellt die Regelschule ein spezielles Schul-
modell dar, bei dem in der fünften und sechsten Klassen-
stufe alle Schülerinnen und Schüler gemeinsam unter-
richtet werden. Jeweils am Ende dieser beiden Klassen-
stufen ist der Übertritt an ein Gymnasium möglich. Ab der
siebten Klassenstufe bestimmt die Schulkonferenz, wie
der Unterricht organisiert wird, entweder weiterhin ge -
meinsam oder in Klassen, die jeweils auf den Erwerb des
Haupt- beziehungsweise des Realschulabschlusses aus -
gerichtet sind.

agogische Setting zueinanderpassen. Mit dem Hinweis auf
konkurrierende Anbieter gerät die Einrichtung sowohl 
von außen als auch – durch die trägerseitige Verpflichtung,
ihre Refinanzierungsquote zu erfüllen – von innen unter
Druck. Für die Jugendämter zählen in diesem Zusammen-
hang einzelne fachliche Standards wie das Aufnahmever-
fahren kaum noch.

–  Die Verweildauer bei Fremdunterbringungen hat sich in
zehn Jahren bis 2004 allgemein stark verkürzt. In den SOS-
Jugendhilfen Gera können Jugendliche oftmals nur noch
ein Jahr betreut werden. Diese Zeit reicht kaum, um die
komplexeren Problemlagen erfolgreich zu bearbeiten und
die im Hilfeplan definierten Ziele zu erreichen.

–  Kurze Betreuungszeiten rühren auch daher, dass Jugend-
liche mit längeren Jugendhilfekarrieren erst lebensge-
schichtlich spät, mitunter kurz vor dem achtzehnten Geburts-
tag, zu den SOS-Jugendhilfen Gera kommen, da die vorhe-
rige Einrichtung oder Pflegefamilie mit der Betreuung
kurzfristig überfordert war. Gerade viele schwangere Mäd-
chen kommen in akuten Notsituationen erst kurz vor der
Entbindung, manche auch erst kurz nach der Geburt ihres
Kindes. Somit bleibt kaum Zeit, um die junge Mutter auf
ihre neue Rolle vorzubereiten.

–  Heute werden bei den SOS-Jugendhilfen Gera auch Ju -
gendliche in betreuten Wohngemeinschaften aufgenommen,
denen früher nicht zugetraut worden wäre, dass sie mit
einem relativ freien pädagogischen Konzept zurechtkom-
men, etwa suchtgefährdete Jugendliche mit multiplen Pro-
blemlagen. Fälle mit vergleichsweise leichteren Problemen,
die noch vor zehn Jahren die Mehrheit stellten, erhalten
heute kaum noch eine kostspielige stationäre Hilfe. Die Päd -
agoginnen und Pädagogen mussten sich konzeptionell
darauf einstellen, mehr und mehr Jugendliche zu betreuen,
die weniger Ressourcen mitbringen, an denen angesetzt
werden kann. Insbesondere fällt es ihnen heute sehr viel
schwerer, mit den Jugendlichen Ziele zu entwickeln und
einzuschätzen, wie viel Zeit für die Erreichung nötig sein
könnte.

–  Waren es früher in der Regel zwischen sechs und zwölf
Monate Nachbetreuung, werden nun nur noch drei Monate
zugestanden, oder die Stundenzahl fällt bei längerer Be -
treuung entsprechend geringer aus. Zudem werden keine
Volljährigen mehr in der eigenen Wohnung betreut, die nicht
bereits vorher eine Hilfe erhalten haben, und auch Hilfen
für junge Volljährige werden in Gera praktisch nicht mehr
bewilligt. Achtzehn zu werden, hängt über vielen Betreu-
ten wie ein Damoklesschwert, nicht nur aus Furcht vor der
Freiheit, sondern weil die Nachbetreuungszeit in der eige-
nen Wohnung, außer bei den jungen Müttern und Vätern,
immer stärker begrenzt wird. Diese Zeit reicht gerade noch,
um die Verwaltungsfragen rund um die eigene Wohnung 
zu klären. Mit ihren emotionalen Befindlichkeiten, die mit
dem Auszug verbunden sind, müssen die jungen Erwach-
senen allein zurechtkommen.

Für die Betreuerinnen und Betreuer der SOS-Jugendhilfen
Gera zeichnet sich in der Kinder- und Jugendhilfe und ins-
besondere bei den stationären Erziehungshilfen ein gra -
vierender Wandel ab. Angesichts neuer Armutslagen einer -
seits und verschärfter zeitlicher Zwänge und fachlicher
Restriktionen andererseits sind sie immer weniger in der
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„Wirkungsorientierung“, „wirkungsorientierte Evaluation“
und „wirkungsorientierte Steuerung“ sind Schlagworte, 
die in der Fachöffentlichkeit der Kinder- und Jugendhilfe
aktuell hoch im Kurs stehen. An ihnen scheiden sich die
Geister, und so wurde in jüngerer Zeit eine teils angeregte,
im vergangenen Jahr auch aufgeregte Diskussion um Wir-
kungsorientierung geführt. Ausgangspunkt war das Bestre-
ben einiger Fachleute und Jugendämter, die finanzielle
Steuerung der kommunalen Kinder- und Jugendhilfe mit
dem Erreichen erwünschter Wirkungen bei den Hilfeemp-
fängern zu verbinden. Kritische Stimmen, die darin die
Gefahr einer weiteren Technologisierung und der Über -
betonung kurzfristiger Verhaltensänderungen erkannten,
ließen nicht lange auf sich warten. 

Im Folgenden möchte ich die Grundzüge der zurückliegen-
den Diskussion nachzeichnen und gleichzeitig zu ihrer
Beruhigung beitragen. Hierzu werde ich die zentralen Be -
griffe klären und versuchen, Selbstverständliches von Frag-
würdigem zu unterscheiden, um Ängste, die möglicher -
weise im Umgang mit den neuen Schlagwörtern bestehen,
zu relativieren. Schließlich versuche ich, einen kleinen Aus-
blick auf die weitere Konjunktur des Themas zu geben.

Begriffliche Klärungen

Worum geht es, wenn wir im Zusammenhang mit Erzie-
hungshilfen von Wirkungen, von wirkungsorientierter Eva-
luation und wirkungsorientierter Steuerung reden?

Mit Wirkung von Erziehungshilfen ist in der Regel das Ein-
treten beabsichtigter Veränderungen gemeint, die durch
professionelle Interventionen bei den Adressatinnen und
Adressaten oder in ihrem Umfeld hervorgerufen werden
(sollen). Veränderungen können zum Beispiel die Stärkung
der Erziehungsfähigkeit von Eltern sein, seitdem die Fa -
milienhilfe auf sie einwirkt, erfolgreiche Schulabschlüsse
Ju gendlicher, ihre höhere Selbstständigkeit nach einer
Beratung oder ihre bessere soziale Integration, nachdem
ihnen eine Tagesgruppe Sicherheit gegeben oder die Heim-
erziehung sie gefördert hat. Der Begriff „Wirkung“ bein -
haltet einen ursächlichen Zusammenhang zwischen einer
Intervention, also dem pädagogischen Angebot oder der

Hilfemaßnahme, und den eingetretenen Veränderungen.
Die wirkungsorientierte Steuerung in der Kinder- und
Jugendhilfe stellt im kommunalen Bereich eine Verbindung
zwischen Wirkungen im Einzelfall, der Auswahl von Hilfe-
anbietern und der Finanzierung von Leistungen her.

Die Diskussion um Wirkung erscheint oftmals verwirrend,
weil nicht immer klar ist, was mit einzelnen Begriffen je -
weils gemeint ist und in welchem Verhältnis Neues mit be -
reits Bekanntem steht. Wirkung kann beispielsweise nicht
eins zu eins in die Sprache des Qualitätsmanagements (QM)
übersetzt werden, mit der viele Fachkräfte mittlerweile
vertraut sind. Zwar ähnelt Wirkung dem, was im QM als
„Outcome“ bezeichnet wird, also dem Effekt einer Leistung.
Jedoch sind die im Modell der „Neuen Steuerung“ stark 
in den Blick genommenen Qualitätsebenen Struktur- und
Prozessqualität, also die Frage, wie und von wem die Leis-
tung er bracht wurde, für die Wirkungsorientierung nur
von nachrangiger Bedeutung. Wirkung ist auch nicht einfach
mit „Ergebnisqualität“ gleichzusetzen, die oft an der Zufrie-
denheit der Nutzerinnen und Nutzer oder der Qualität der
Leistung festgemacht wird. Er gebnisqualität bemisst die
Güte des „Outputs“ des Leistungserbringers, nicht aber den
„Outcome“, die Effekte auf der Seite der Adressatinnen und
Adressaten.

Die Evaluation von Wirkung schließlich, sie zu erfassen
und zu bewerten, ist die Voraussetzung, wenn Wirkung bei
der Steuerung und Finanzierung von Erziehungshilfen be -
rücksichtigt werden soll. In der Frage, wie die Ergebnisse
von Erziehungshilfen be wertet werden können, liegt der
Zündstoff der gegenwärtigen Dis kussion, nicht nur weil sie
das bisherige Finanzierungssystem betrifft, sondern weil
mit ihr auch die Fachlichkeit der Profession insgesamt wie-
der einmal auf dem Prüfstand steht.

Das Alte und das Neue an der Diskussion um
 Wirkungsorientierung

Die Diskussion um Wirkung ist weder neu noch besonders
originell. Wodurch sonst, wenn nicht durch ihre Wirkung,
legitimiert sich pädagogische Anstrengung? Der Aufwand,
den moderne Gesellschaften treiben, um pädagogische Sys-
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teme zu unterhalten, zeigt bereits, dass sie die Wirksamkeit
von Pädagogik nicht prinzi piell bezweifeln. Wie bei ande-
ren Professionen versteht es sich von selbst, dass Pädagogik
wirkt. Mehr noch: Die vermutete Wirk samkeit ist ihre Exis-
tenzberechtigung und die sinnstiftende Voraussetzung für
jegliches pädagogisches Planen, Beraten, Betreuen, Unter-
stützen, Animieren und Reflektieren. Dies gilt selbstver-
ständlich auch für die Sozialpädagogik und die erzieheri-
schen Hilfen. Die Formulierung „vermutete Wirksamkeit“
weist jedoch darauf hin, dass es schwierig, und manche sa -
gen auch unmöglich, ist, eindeutig zu be nennen, was als
Wirkung pädagogischer Interventionen gel  ten soll und kann.

So ist oftmals ungewiss, ob die bei einem Kind oder Jugend-
lichen beobachtete Veränderung auf die pädagogische
Hilfe, auf natürliche Reife- und Wachstumsprozesse oder
ganz andere, nicht erkannte oder nicht mitbedachte Ein-
flüsse zurückgeht. Und auch wenn offensichtlich ist, dass die
Hilfe eine Veränderung auslöst, bleibt zu fragen, was an 
ihr das eigentlich Hilfreiche ist. Zudem sind sozialpädago-
gische Interventionen und Maßnahmen keine normierten
Standardrezepte, die unabhängig von konkreten Orten,
Zeiten und beteiligten Menschen immer gleich wirken. Aber
welche Effekte haben diese Variablen jeweils, und wie las-
sen sich in einer Rechnung mit vielen Unbekannten Ursa-
che, Wirkung und Wechselwirkung auseinanderhalten? Und
schließlich ist ungewiss, welche Rolle nichtbeabsichtigte
Nebenwirkungen spielen.

Insbesondere die Heimerziehung als stark eingreifende und
besonders aufwendige Interventionsform stand stets unter
einem besonderen Legitimationszwang. In diesem Feld
sprach die Alltagsempirie oft deutlich gegen die Wirksam-
keit im Sinne der pädagogischen Intentionen. Da zum Bei-
spiel unter Straftätern ehemalige Heimkinder deutlich   
über repräsentiert waren und möglicherweise auch heute
noch sind, konnte dies als Beweis für die Wirkungslosig-
keit der Heimerziehung oder gar für schädliche Wirkungen,
die von ihr ausgehen, gedeutet werden. Ob die Heimerzie-
hung bei diesen Jugendlichen gescheitert ist oder doch
wirksam war, sich das Ergebnis ihres Wirkens jedoch an
diesem Be fund gar nicht ablesen lässt, wird immer wieder
kontrovers diskutiert.

Solche und ähnliche Fragen führten in der Vergangenheit
zu zahlreichen, methodisch meist qualitativ ausgerichteten
Forschungsbemühungen im Bereich erzieherischer Hilfen.
Anhand größerer Vergleichsstudien und Einzelfallstudien
wurde versucht, Wirkungen, Nebenwirkungen, Erfolge 
und Misserfolge beispielsweise der Heimerziehung zu er fas-
sen und sie entsprechenden Merkmalen der Hilfeleistung
zuzuordnen. Insbesondere sind hier die frühe Untersu-
chung von Lieselotte Pongratz und Hans-Odo Hübner (1959)
und die Arbeiten etwa von Ulrich Bürger (1990), Norbert
Wieland, Uschi Marquard, Hermann Panhorst und Hans-
Otto Schlotmann (1992), Helmut Lambers (1996) oder Walter
Gehres (1997) zu nennen. In jüngerer Zeit befassten sich
die Jule-Studie (Baur, Finkel, Hamberger und Kühn 1998)
und die Jugendhilfe-Effekte-Studie JES (Schmidt u. a. 2002)
ganz ausdrücklich mit der Fragestellung, ob und in wel-
chem Ausmaß intendierte Wirkungen von Maßnahmen der
Erziehungshilfe festgestellt werden können, etwa als Ver-
besserung der sozialen Teilhabechancen oder einer gerin-
geren Kriminalitätsbelastung bei (ehemaligen) Adressatin-
nen und Adressaten.

Die Forscherinnen und Forscher interessierten sich für
Veränderungen von Kindern und Jugendlichen, zum Bei-
spiel in ihren Einstellungen und in ihrem Verhalten, die im
Zusammenhang mit pädagogischen Interventionen auftra-
ten. Sie untersuchten, wie plausibel die Intervention als
Ursache für die beobachteten beziehungsweise rekonstru-
ierten Veränderungen gelten kann. Den Studien ist gemein-
sam, dass es in ihnen letztlich nicht um die Bewertung
sozialpädagogischer Praxis in konkreten Einzelfällen ging,
sondern mehr um die Frage, ob ein erreichter Fachstan-
dard und welche Bedingungen die Wahrscheinlichkeit für
bestimmte Wirkungen erhöhen können. Entsprechend
 lieferten diese Untersuchungen nicht exakte Angaben, ob
im Einzelfall spezifische Interventionen nachweislich erfolg-
reicher sein können als andere oder gar welche Wirkung
bei unterlassener Intervention ausgeblieben wäre. Solche
Studien sind im Bereich der Hilfen zur Erziehung ethisch
nicht vertretbar und folgerichtig auch rechtlich unzulässig.
Wenn Kinder, Jugendliche und ihre Familien als hilfebe-
dürftig erkannt werden, darf es nicht möglich sein, ihnen zu
Forschungszwecken als Kontrollgruppe Unterstützung vor-
zuenthalten.

Diejenigen, die Wirkungsforschung betreiben, sind sich
weit gehend darüber einig, dass eine eindeutige Zuschrei-
bung von Erfolg oder Misserfolg zu Maßnahmen oder spe-
zifischen strukturellen Bedingungen nicht möglich ist. Und
sie weisen darauf hin, dass Wirkungen nicht gemessen
werden können, sondern dass es nur darum gehen kann,
Bedingungen und Verfahren festzustellen, bei denen die
Wahrscheinlichkeit positiver Resultate größer und die Wahr -
scheinlichkeit unerwünschter, nicht intendierter Nebenwir-
kungen geringer ist. Insofern hat die bisherige Wirkungs -
forschung bereits einiges für die Modernisierung und Ver-
besserung der professionellen Erziehungshilfe geleistet,
ohne aber Wirkung im streng kausalen Sinne nachzuweisen
oder Hinweise, wie Hilfen gesteuert werden können, zu
 liefern.

Das Neue an der aktuellen Diskussion um Wirkung ist also
nicht das Interesse an Wirkung an sich, sondern das be -
sondere Interesse an messbarer Wirkung im Einzelfall und
in diesem Zusammenhang die Verknüpfung von Wirkung
mit Steuerung. Der Wirkungsforschung ging es bislang
weitgehend darum, das fachliche Angebot der Kinder- und
Jugendhilfe zu untersuchen und weiterzuentwickeln. Mit
der wirkungsorientierten Steuerung kommt nun ein wei -
teres, vornehmlich ökonomisch orientiertes Interesse hinzu.
Ökonomisch zu denken, ist seit Längerem Bestandteil der
Kinder- und Jugendhilfe und an sich auch nicht Gegenstand
der Kritik. Wer bevorzugt die wirksamste Hilfe wählt und
bereit ist, für mehr Wirkung mehr Mittel einzusetzen, han-
delt im Einklang mit den Interessen der Adressatinnen und
Adressaten.

In der bisherigen Diskussion um Steuerung wurde still-
schweigend davon ausgegangen, dass die beste Leistung,
wie auch immer sie gemessen wird, die besten Resultate
erzielt. Diese Steuerungspraxis wurde insbesondere von
Ökonomen (zum Beispiel Halfar 2006) kritisiert. Für sie geht
es beim Modell der Neuen Steuerung zu sehr um die Op -
timierung der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, die,
als Produkte beschrieben, möglichst gut und günstig, also
qualitativ hochwertig und effizient erbracht werden sollen.
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Was die Leistungen bewirken, interessiere dagegen nicht
oder zu wenig, so die Kritik. Als Antwort darauf trennt der
wirkungsorientierte Ansatz konsequent zwischen Leistun-
gen und Wirkungen, auf die sie sich konzentriert. Die Wir-
kungen sind für die Auftraggeber und letztlich auch für die
Adressaten bei der Wahl der Hilfe ausschlaggebend. Auf
die Zahnmedizin übertragen, hieße dieses Prinzip: Es
kommt nicht darauf an, dass die Praxis mit den neuesten
Geräten ausgestattet ist, die Zahnärztin besonders einfühl-
sam zu Werke geht und die Behandlung für den Patienten
möglichst schmerzfrei verläuft. Entscheidend ist auch nicht
die gewählte Methode. Entscheidend ist, dass die Lösung,
wie auch immer sie zustande kam, möglichst gut und lange
ihren Zweck erfüllt.

Anlässe der aktuellen Diskussion um
 Wirkungsorientierung

Die Diskussion um Wirksamkeit hat einen neuen Akzent
erhalten, der die Seite der öffentlichen Verwaltung betont.
Ihre Aufgabe ist es demnach, den Einsatz öffentlicher
 Mittel daran zu binden, dass der Leistungsanbieter mög-
lichst effizient Wirkungen erzielt. Diese Forderung wurde
in anderen Ländern, insbesondere in den USA und in 
der Schweiz, längst umgesetzt, wo sich Programme und
Interventionen, für die öffentliche Gelder ausgegeben wer-
den, viel stärker als bei uns gegenüber der Öffentlichkeit
legitimieren müssen. Was zunächst nach einem guten Kon-
zept gegen Mittelverschwendung und für mehr Transpa-
renz in der Mittelvergabe klingt, lässt Kritiker aufhorchen,
wenn es darum geht, zu bestimmen, was als Wirkung gelten
soll. Erste, aus fachlicher Sicht bedenkliche Auswirkungen
dieser Förderlogik sind bereits in der deutschen Kinder-
und Jugendhilfe anzutreffen. Immer häufiger werden Hil-
fen, bei denen die gewünschte Wirkung ausbleibt, mit der
Begründung beendet, dass es den Jugendlichen an der
Bereitschaft zur Mitwirkung mangele. Und mitunter wer-
den Siebzehnjährigen wegen vermeintlich geringer Erfolgs-
aussichten erst gar keine neuen Hilfen mehr angeboten. 

Im Wesentlichen lassen sich zwei Anlässe für die Diskussion
um Wirkungsorientierung und einer entsprechenden Steu e-
rung in der Kinder- und Jugendhilfe unterscheiden, die
beide mit der Kostendiskussion in den kommunalen Haus-
halten in Zusammenhang stehen.

Zum einen scheinen die im Jahr 1999 im Sozialgesetzbuch
Achtes Buch Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) festge-
schriebenen Mechanismen der Qualitätssteuerung bis heute
nicht so gegriffen zu haben, wie sich das der Gesetzgeber
gewünscht hatte. Nach der Einschätzung der Beteiligten
haben die Paragrafen 78 a bis g SGB VIII weder entschei-
dend zur Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugend-
hilfe beigetragen, noch konnten sie Mechanismen schaf-
fen, die sicherstellen, dass die knapper werdenden Res-
sourcen nur für qualitativ hochwertige, effizient erbrachte
Leistungen eingesetzt werden.

Zum anderen sind sozialpädagogische Ziele und wirtschaft-
liche Interessen nicht deckungsgleich, sondern eher ge -
genläufig. Eine defizitorientierte Erziehungshilfe, die sich
auf die Behebung individueller Probleme und Störungen
beschränkt, leidet unter der grundlegenden Paradoxie eines
fallbezogenen Finanzierungssystems. Arbeitet der Anbie-

ter eines Hilfeangebotes offensichtlich erfolgreich, begibt
er sich stets in ein finanzielles Risiko, da insbesondere ein
erfolgreich beendeter Fall zu einer finanziellen Einbuße
führt, die durch einen neuen Fall kompensiert werden
muss. Bernd Halfar fordert daher eine neue Finanzierungs -
logik, die nicht länger Anreize für längere Verweil- und
Betreuungszeiten setzt und Träger anstiftet, „die Zahl der
Fachleistungsstunden zu ‚optimieren‘. […] Sie darf nicht
Mengenexpansion belohnen, sondern die Wirkungsorientie -
rung und Wirkungserreichung“ (Halfar 2006, S. 105). Jede
Praktikerin und jeder Praktiker kennt diese Paradoxie 
der Finanzierung und die eigentümliche Kommunikation
zwischen öffentlichen und freien Trägern, zu der sie führt:
Prinzipiell muss ich Verbesserungen, also positive Resul -
tate, beschreiben, damit die Intervention sinnvoll und legi-
tim ist. Der Erfolg muss jedoch so bescheiden ausfallen,
dass weitere Hilfe notwendig wird. Erfolg wird so für die
Anbieter von Leistungen problematisch, sein „Eingeständ-
nis“ reduziert die Verweildauer der Betreuten, erhöht ihre
Fluktuation und macht es unmöglich, etwa in der Heim -
erziehung, auch mal die eigenen Erfolge zu genießen, in -
dem man relativ stabile Jugendliche in der Gruppe behalten
kann.

Weder die Beschäftigung mit ihren Wirkungen noch das
Wissen um ihr problematisches Finanzierungssystem ist für
die Kinder- und Jugendhilfe neu. Neu ist eher die Überein-
stimmung, mit der sich Pädagogen und Ökonomen von 
der „Neuen Steuerung“ verabschieden, da sie nicht wie er -
hofft die Probleme des Feldes lösen kann.

Eine Alternative könnten das Konzept der Sozialraum -
orien tierung und die Steuerung mittels Sozialraumbudgets
sein. Dieses Modell hebelt die bisherige problematische
Finanzierungslogik aus, indem es die Ebene der Einzelfälle
verlässt und die Träger mit dem besten Angebot pauschal
für die Versorgung eines bestimmten Sozialraumes mit
 Hilfen betraut (Hinte 2006). Dieses Modell wird seit einiger
Zeit in einigen deutschen Kommunen umgesetzt, ist jedoch
sehr umstritten, da es die bisherige Trägerlandschaft und
das bewährte Zusammenspiel von freien und öffentlichen
Trägern infrage stellt und es so aussieht, dass es nicht 
für alle Kommunen praktikabel ist. 

Entsprechend hoch sind die Erwartungen, die nun mit der
Umsteuerung zu wirkungsorientierten Leistungsverein ba -
rungen verbunden sind: Mit ihnen sollen Leistungen nur
dann belohnt werden, wenn sie erfolgreich sind, und nicht
mehr solche, die zwar mit hoher Struktur- und Prozess qua -
lität erbracht werden, aber den Adressatinnen und Adres-
saten nicht nützen (Halfar 2006).

Zurzeit werden Modelle wirkungsorientierter Steuerung er  -
arbeitet, die sich erst in der Praxis bewähren müssen. 
Entscheidend wird dabei sein, ob Instrumente entwickelt
werden können, die verlässlich und plausibel Wirkungen so
erfassen, dass mit ihren Ergebnissen zweifelsfrei eine Ver-
bindung zwischen sozialpädagogischen Zielen, beobach   -
teten Veränderungen und erwünschten Wirkungen gezogen
werden kann. Eine wirkungsorientierte Evaluation muss
aber auch für sozialadministrative Steuerungszwecke pra-
xistauglich und somit methodisch schlank bleiben. Die
Frage ist, ob sie dann noch ihrem anspruchsvollen Ziel der
Wirkungsfeststellung nachkommen kann.
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Die wirkungsorientierte Evaluation bewertet
Erfolg und stößt an Grenzen

Erziehungshilfen sind ein sehr vielschichtiges Feld Sozialer
Arbeit mit unterschiedlichen Ausgangssituationen, diffe-
renzierten Leistungsmerkmalen und komplexen Zielen.
„Einfache“ Überprüfungen werden ihr ebenso wenig ge -
recht wie methodisch ausgefeilte Untersuchungen „von der
Stange“. Ohne Zeitdruck, mit entsprechendem Personal und
losgelöst von den Interessen der jeweiligen Praxis, konnte
die wissenschaftlich orientierte Wirkungsforschung diese
Komplexität einfangen und untersuchen. Dies gelang ihr
auch, weil es ihr nicht um die Frage ging, welche Einrich-
tung mit welchem spezifischen Angebot die besten Wir  -
kungen erzielte. So konnte sie die meisten Schwierigkeiten
umgehen, die sich für eine wirkungsorientierte Evaluation
ergeben. 

Und auch Evaluationen, die sich am Qualitätsmanagement
orientieren, haben es grundsätzlich einfacher. Mit ihrem
Fokus auf die Struktur- oder Ergebnisqualität, ihrer Be -
schränkung auf Ausstattungsmerkmale einer Einrichtung,
die Qualifikation ihres Personals oder die Zufriedenheit
ihrer Nutzerinnen und Nutzer konnten die Verantwortlichen
die Komplexität des Feldes so weit reduzieren, dass sie es
methodisch „in den Griff“ bekamen. Dabei nahmen die
Evaluatoren in Kauf, über weitergehende Wirkungen der
Hilfen keinerlei qualitative Aussagen treffen zu können.

Eine Evaluation, die von sich behauptet, Wirkungen fest-
stellen zu können, muss sich mit den erschwerenden
 Merkmalen des Feldes auseinandersetzen. Die wichtigsten
 dieser Merkmale und die Probleme, die sie für die wir-
kungsorientierte Evaluation mit sich bringen, will ich im
Folgenden kurz vorstellen.

Koproduktivität der Leistungen

Im Sinne der von den Ökonomen angestoßenen Diskussion
untersucht wirkungsorientierte Evaluation, verkürzt for-
muliert, die Frage, ob die freien Träger die vom öffentlichen
Träger festgelegten Ziele erreicht haben. Wie erfolgreich
sie dabei waren, könnte ein Maßstab für die Effizienz der
Leistung sein. Tatsächlich aber bestimmen nicht nur die
öffentlichen Träger Ziele, sondern mehrere Beteiligte defi-
nieren und verfolgen unterschiedliche Ziele, tragen zu 
der Leistung und zum Erfolg oder Misserfolg der Hilfe bei:

–  Der öffentliche Träger, das heißt in der Regel die Sozial-
arbeiterin des Jugendamtes, das Fachteam und die Leitung
des Allgemeinen Sozialdienstes (ASD), trägt entscheidend
dazu bei, die Ausgangslage des Falles zu bewerten, für
seine sozialpädagogische Diagnose Hypothesen aufzustel-
len, Ziele zu finden und zu formulieren, ein geeignetes An -
gebot auszuwählen und die Adressaten auf die Hilfe vor -
zubereiten. Der öffentliche Träger ist nicht nur bei der Fest-
legung und Gestaltung der Hilfeleistung beteiligt, er muss
auch die Rollen, die er und der freie Träger während des
Verlaufes der Hilfe einnehmen werden, mit aushandeln.

–  Die Leistungsberechtigten sollen nicht nur gemäß den
ihnen auferlegten äußerlichen Verpflichtungen am Hilfe-
verlauf mitwirken. Der Erfolg der Hilfe hängt in aller Regel
davon ab, ob sie sich mit der Art der Hilfe, den Zielen und

den ihnen „zugedachten“ Beiträgen identifizieren und wie
viel sie tatsächlich aktiv beitragen können.

–  Die minderjährigen Adressatinnen und Adressaten sind
selbstverständlich entscheidend am Erfolg oder Misserfolg
der Leistung beteiligt, insbesondere dadurch, dass sie 
sich die Ziele zu eigen machen oder nicht und beispielsweise
Ressourcen für den Erfolg oder für andere Ziele mobilisieren.

–  Andere Institutionen und Systeme können Erfolge be gün s-
tigen oder erschweren. Eine Einrichtung kann zum Bei-
spiel das Kind erfolgreich dazu bewegen, regelmäßig in die
Schule zu gehen. Die Schule wiederum kann seine Motiva-
tion verstärken, schwächen oder gar zunichte machen.
Schulische Erfolge etwa, die für das Kind und die Eltern ein
wichtiges Erfolgskriterium wären, kann die Einrichtung
nicht direkt sicherstellen und damit auch nicht die Nachhal -
tigkeit des Erfolges der eigenen Bemühungen und der des
Kindes.

Der freie Träger, dem Erfolg oder Misserfolg der Hilfe im
Einzelfall zugeordnet wird, ist somit bei der Gestaltung der
Hilfe, der Auswahl der bedeutenden Ziele und Erfolgskri -
terien nicht oder nur begrenzt frei. Zielformulierung, Legi-
timation der Intervention und die Frage, welche Norm -
abweichungen legitim oder illegitim sind, liegen nicht im
alleinigen Ermessen der Helferinnen und Helfer des freien
Trägers. In der Regel sind sie auf die Koproduktion von
Adressaten und anderen Akteuren angewiesen, was dazu
führen kann, dass die Leistungen ganz anders wirken, als
sie geplant waren, und sich für die Hilfe bedeutende Ent-
wicklungen dort ereignen, wo der freie Träger keinen
 Einfluss hat. Dass es oftmals seine Aufgabe ist, fremdbe-
stimmte Ziele auch gegen die Absichten anderer Akteure
zu verteidigen, kommt für den Leistungserbringer er schwe -
rend hinzu.

Für eine wirkungsorientierte Evaluation ist es sehr schwer,
das Merkmal Koproduktion angemessen zu berücksichti-
gen. Sie kann nicht von einem zusammengefassten Resultat
ausgehen, das sie einem Produzenten eindeutig zuordnet.
Stattdessen muss sie zunächst berücksichtigen, welche
Ziele sich welcher der Koproduzenten tatsächlich zu eigen
gemacht hat, um anschließend zu prüfen, welche Ziele wie
gut erreicht wurden und welche Rolle die jeweiligen Bei -
träge spielten.

Ausgangslage, Zieldefinition und Auswahl der Zielgruppe

In der Erziehungshilfe werden Ziele aus dem individuellen
Entwicklungsbedarf der Adressatinnen und Adressaten
abgeleitet. Hingegen folgt das SGB VIII einer Logik, die in
der Praxis vor allem von Problemen und Defiziten ausgeht,
die es zu beheben gilt. Eltern sind nicht in der Lage, ihre
Kinder angemessen zu versorgen, also soll die Sozialpäda-
gogische Familienhilfe sie in die Lage versetzen, ihre Kin-
der angemessen versorgen zu können. Ein Jugendlicher
geht nicht regelmäßig in die Schule, also soll die Heimerzie-
hung oder der Erziehungsbeistand dazu beitragen, dass 
er sie wieder besucht. Eine Jugendliche ist noch nicht in
der Lage, selbstständig zu leben, also ist es die Aufgabe des
betreuten Wohnens, sie in die Selbstständigkeit zu führen.
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Trotz Konzepten, die sich an den Ressourcen der Adressa-
tinnen und Adressaten orientieren, ist Erziehungshilfe
immer auch „Normalisierungsarbeit“, und ihre Ziele lassen
sich als das Erreichen einer wie und von wem auch immer
konstruierten Normalität beschreiben. Selbst wenn man
diese Figur prinzipiell akzeptiert und Raum für unterschied -
liche Ausformungen von Normalität lässt, ist der Weg zur
Normalität für die Adressatinnen und Adressaten je nach
Ausgangslage unterschiedlich weit und beschwerlich. Um
Wirkungen gerecht bewerten zu können, müssen die Un -
terschiede in der Ausgangslage angemessen berücksichtigt
werden, das heißt, die Ausgangslage muss so abgebildet
werden, dass sich die unterschiedliche „Schwierigkeit der
Zielerreichung“ abbildet. Dies stellt wiederum hohe metho-
dische Anforderungen, weil einfache quantitative Erhebun -
gen darüber wenig aussagen. Die Bewältigung des Pro-
blems Schulschwänzen hängt beispielsweise weniger von
der Anzahl der Fehltage ab als vielleicht von der Frage
nach den Perspektiven für einen erfolgreichen Abschluss,
nach der Motivation des Schwänzens oder Ähnlichem.

Wenn sie die Ausgangslage nicht hinreichend berücksich-
tigt, könnte eine wirkungsorientierte Steuerung dazu füh-
ren, dass Einrichtungen gezielt versuchen, sich Adressaten
gemäß den Evaluationskriterien auszuwählen. Andere
Bereiche sozialer Sicherung sind von dieser Praxis bereits
betroffen. So wird von Maßnahmen der Arbeitsförderung
berichtet, bei denen bevorzugt langzeitarbeitslose allein -
erziehende Mütter mit Hochschulabschluss in bestimmte
Kurse aufgenommen werden, weil mit ihnen das Erfolgs-
kriterium „Integration in den ersten Arbeitsmarkt“ am
leichtesten zu erfüllen ist. Analog könnte eine Einrichtung
der Erziehungshilfe zum Erfolgskriterium „Wiedereingliede -
rung in die Herkunftsfamilie“ gezielt nach solchen Kindern
und Jugendlichen Ausschau halten, deren Familien eini-
germaßen intakt erscheinen.

Langfristige und kurzfristige Wirkungen

Wirkungsorientierte Evaluation muss nicht nur entschei-
den, welche Wirkungen bewertet werden sollen, sondern
auch zu welchem Zeitpunkt des Hilfeprozesses sie in Er -
scheinung treten sollen. So können sich Wirkungen wäh-
rend der Hilfe zeigen und sogar möglicherweise wieder
verschwinden, sie können jedoch auch unmittelbar bei der
Beendigung der Hilfeleistung eintreten oder sich erst län-
gere Zeit nach Beendigung einer Hilfe entwickeln.

Welche zeitliche Dimension von Wirkungen bedeutsam sein
soll, muss fachlich entschieden und legitimiert werden. So
ist die Erlangung von Selbstständigkeit als Ziel der Heim -
erziehung nicht ausschließlich daran zu messen, dass eine
junge Erwachsene ohne Hilfe in einer eigenen Wohnung
leben kann. Bedeutsamer und zugleich anspruchsvoller
kann der Wunsch und das Ziel eines jungen Menschen sein,
in naher Zukunft eine eigene Familie zu gründen und eini-
germaßen angemessen für sie sorgen zu können. Allge-
mein gesprochen ist Kinder- und Jugendhilfe dann beson-
ders erfolgreich gewesen und auf längere Sicht wirksam,
wenn Adressatinnen und Adressaten ihre Probleme, die erst
nach der Hilfe eintreten, selbstständig bewältigen können. 

Je später die erwünschten Wirkungen in der biografischen
Entwicklung der Adressatinnen und Adressaten eintreten
sollen und können, desto schwieriger und aufwendiger 

ist ihr Nachweis. Anders als Forschungen in der Schweiz
oder die Untersuchung von Lieselotte Pongratz und Hans-
Odo Hübner, die sich stark für die Nachhaltigkeit der Hilfen
interessierten, legt es die Pragmatik wirkungsorientierter
Steuerung und Evaluation nahe, eher kurzfristige und leicht
messbare Wirkungen in den Blick zu nehmen. Als Folge
dieser Art Evaluation droht die Gefahr, dass sich bei den
Verantwortlichen insgesamt der fachliche Fokus auf aktuelle
Alltagsprobleme, die „Behebung“ akuter Verhaltensauffäl-
ligkeiten und die Umsetzung kurzfristiger Ziele verschiebt.

Wirkungen und Nebenwirkungen

In der Kinder- und Jugendhilfe gehören Entwicklungen, wie
„schlechte Freunde“, die die günstige Entwicklung eines
Jugendlichen beendeten, oder die neue Freundin, die wah -
re Wunder im positiven Sinne erreicht hat, zum Alltag. 
Wir wissen nicht genau, ob bei der einen die moderate Ver-
schlechterung ein Erfolg der Hilfe ist und bei einem ande-
ren die positiven Entwicklungen nicht auch ohne die Inter-
vention eingetreten wären. Erziehungshilfen finden letztlich
nicht in Laborsituationen und kontrollierbaren Räumen
statt, und selten sind eindeutige Eingangs- und Ausgangs-
diagnosen möglich, die tatsächliche Vergleiche im Entwick-
lungsprozess der Kinder und Jugendlichen zuließen. Sicher-
lich ist es möglich, Veränderungen zu beobachten und
 vielleicht auch zu messen, jedoch können sie wegen, trotz
oder völlig unabhängig von der Intervention eingetreten
sein. Folglich können Veränderungen im Einzelfall nicht er-
klärt, sondern allenfalls nachträglich so rekonstruiert wer-
den, dass sie für den Adressaten sinnvoll erscheinen und,
gemessen an den Bedingungen, unter denen sie entstanden
sind, für alle Beteiligten plausibel werden.

Es ist daher in den Erziehungshilfen faktisch unseriös, von
eindeutigen Wirkungen bestimmter Hilfeleistungen zu
reden. Dennoch werden die Fachkräfte wie auch die Kinder
und Jugendlichen offensichtliche Veränderungen, Erfolge
und Misserfolge immer erklären wollen und müssen und
folglich in einen kausalen Zusammenhang stellen. Solche
Kausalzuschreibungen können jedoch keine objektive,
messbare Wirklichkeit beanspruchen, da sie immer wieder
neu ausgehandelte Konstruktionen von Wirklichkeit sind.
Sie liefern zwar Hinweise auf mögliche Ursachen, sind
jedoch stark von der oftmals sehr ungleich verteilten Defi-
nitionsmacht der Beteiligten und ihren Alltagstheorien
geprägt.

Mit der Frage, wem oder was ein Erfolg oder Misserfolg
kausal zugeschrieben werden kann, erhält die oben be -
schriebene Paradoxie der Finanzierung von Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe eine weitere problematische Fa -
cette. Die Fachkraft muss nicht nur positive Resultate
beschreiben, deren Erfolg jedoch so bescheiden auszufal-
len hat, dass weitere Hilfe notwendig wird. Sie muss zu -
dem entscheiden, wem sie Erfolge und Misserfolge kausal
zuschreibt. Aus eigenem Interesse und dem ihres Trägers
muss sie ihre Rolle hervorheben. Sozialpädagogisch sinn-
voll ist es jedoch, wenn nicht wie bei „Supernanny“ die
Wirkung der Helferin zugeschrieben wird. Besonders nach-
haltig sind Erfolge der Adressatinnen und Adressaten
dann, wenn sie mit einer erhöhten Kontrollmeinung und
Selbstwirksamkeitserwartung einhergehen, das heißt,
wenn die Kinder und Jugendlichen Erfolge ihrer eigenen
Anstrengung zuschreiben.
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Ungelöst erscheint bei Ansätzen wirkungsorientierter
 Evaluation die Berücksichtigung nicht intendierter Neben-
wirkungen. Sie sind in der Regel nicht eindeutig vorher -
zusehen und somit bei standardisierten Befragungen kaum
zu erfassen. Hier könnte sich gerade die Fokussierung auf
kurzfristige Ziele und Verhaltensanpassungen fatal aus -
wirken. Hilfen, die schnell zu vordergründigen Effekten füh-
ren, ließen sich mit sehr guten Ergebnissen evaluieren,
ohne dass sie nachweisen müssten, dass sie nachhaltig po -
sitiv zur weiteren Lebensbewältigung der Adressatinnen
und Adressaten beitragen und nicht etwa kurzfristig wir-
ken, jedoch von unerwünschten Nebenwirkungen begleitet
werden, die sich erst später zeigen.

Die Diskussion um wirkungsorientierte Steuerung
hat sich entspannt und wird konstruktiver 

Wirkungsorientierte Evaluation muss sich auf tatsächlich
messbare Dimensionen beschränken, die hinreichend
 allgemein und relativ leicht zugänglich sind. In der Regel
gilt es zu überprüfen, ob sogenannte „smarte“ Ziele er -
reicht wurden, die spezifisch, messbar, aktuell, realistisch
und zeitlich einzugrenzen sind. Dieser Zwang, Komplexität
zu reduzieren, birgt viele Risiken. Er kann die fachliche
Diskussion jedoch auch befördern, wenn die spezifischen
Einschränkungen hinsichtlich der Aussagekraft und Reich-
weite solcher Kriterien nicht verleugnet werden und sie
zum Anlass genommen werden, über die Möglichkeiten und
Einschränkungen des Feldes zu reflektieren. Wenn von 
der wirkungsorientierten Evaluation positive Impulse für
das Selbstverständnis der Profession ausgehen sollen, darf
Evaluation einerseits nicht als Drohmittel benutzt und   an -
dererseits auch nicht als Bedrohung verstanden werden.
Für Klarheit in der Diskussion und Sicherheit in der Be wer -
tung der Chancen und Risiken könnten gemeinsame fach -
liche Standards sorgen.

Fachliche Standards für wirkungsorientierte Evaluation im
Bereich der Erziehungshilfen sind noch nicht in Sicht. Die
Deutsche Gesellschaft für Evaluation hat jedoch allgemei-
ne Standards für Evaluationen (www.degeval.de) verab-
schiedet, an der sich die aktuelle Fachdiskussion orientie-
ren kann. Eine erste Initiative hierzu hat die Internationale
Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGfH) im Rahmen
einer Expertentagung im Mai 2006 ergriffen. Tenor der Ta -
gung war die Forderung, dass die Entwicklung einer wir-
kungsorientierten Evaluation offen und transparent erfolgen
muss. Als ein Standard zeichnet sich ab, in jedem Fall die
freien Träger, die Personensorgeberechtigten und, falls sie
nicht mit ihnen identisch sind, die Adressatinnen und
Adres saten im gesamten Prozess zu beteiligen, auch wenn
die Regie beim öffentlichen Träger liegt.

Seit etwa zwei Jahren ist das Thema Wirkungsorientierung
und wirkungsorientierte Steuerung in vieler Munde. Die
Diskussion wurde von Personen begonnen, forciert und zu
Beginn auch dominiert, die außerhalb der sozialpädago -
gischen Fachwelt standen und ausschließlich an der ökono-
mischen Seite der Erziehungshilfen interessiert waren.
Dem gegenüber blieb den Pädagoginnen und Pädagogen an-
fangs nur übrig, auf ihre seit Langem geführte Diskussion
um Wirkung und entsprechende Forschungen hinzuwei-
sen und sich gegen die Einvernahme ihres Feldes zur Wehr
zu setzen. 

In der Folge hat sich die Diskussion wieder deutlich ver-
langsamt und entspannt. Das Thema ist nicht mehr mit der
Erwartung verknüpft, alle Probleme der Qualitätssicherung
und der Steuerung erzieherischer Hilfen oder gar insge-
samt aller sozialen Dienstleistungen mit wirkungsorientier-
ter Steuerung und Evaluation lösen zu können. Wende-
punkt in der Diskussion war neben einer sehr konstruktiven
Tagung des Deutschen Jugendinstitutes im November 2005
die Vergabe des Bundesmodellprogrammes zur wirkungs-
orientierten Qualifizierung der Hilfen zur Erziehung an Insti -
tute, die eher der Sozialen Arbeit als der Ökonomie nahe-
stehen, und die zahlreiche Beteiligung sozialpädagogisch
ausgewiesener Fachkräfte an diesem Projekt. Mittlerweile
werden die Konzepte der einzelnen Projektstandorte in der
Fachöffentlichkeit ebenso diskutiert wie das an der Uni -
versität Bielefeld entwickelte Konzept zur Evaluation des
gesamten Modellprogrammes.

Die Diskussion ist nicht nur zunehmend sachlicher gewor-
den, sie hat auch für freie Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe, denen eine voreilig in die Praxis umgesetzte fach-
fremde wirkungsorientierte Steuerung drohte, an Brisanz
verloren. Nun erscheint ein Diskurs möglich, in dem nicht
die jeweiligen Systeminteressen im Vordergrund stehen,
sondern die konstruktive Weiterentwicklung der Kinder-
und Jugendhilfe im Interesse ihrer Adressatinnen und
Adressaten. Die neue Qualität der Diskussion ist auch in der
Reihe „Wirkungsorientierte Jugendhilfe“ dokumentiert,
von der inzwischen vier Schriften erschienen sind und die
über das Bundesmodellprojekt (www.wirkungsorientierte-
jugendhilfe.de) oder das ISA Münster bezogen werden
 können.
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Wenn öffentlich über demografische Entwicklungen ge spro -
chen wird, dominiert das medial überzeichnete Bild einer
„Vergreisung“ der Gesellschaft, die in der Gefahr steht, sich
durch einen Kampf der Generationen sozial zu spalten.
Hintergrund ist die zukünftige Altersverteilung der Bevöl-
kerung. Als gesicherte Erkenntnis gilt, dass die Bevölke-
rungsgröße in Deutschland seit 2003 abnimmt und immer
weniger Kinder geboren werden. Dies und die steigende
Lebenserwartung führen zu einem Anstieg des durchschnitt -
lichen Lebensalters. So wird sich langfristig das Verhältnis
zwischen jungen und alten Menschen hinsichtlich der
Größe ihrer Population weiter zuungunsten der jungen Be -
völkerung verändern. Während für den Einzelnen die Aus-
sicht erfreulich ist, ein langes Leben bei besserer Ge sund -
heit zu verbringen, ist die Gesellschaft auf die damit ver-
bundenen Kosten und die Frage, wie sie verteilt werden
sollen, wenig vorbereitet (Kröhnert, Medicus und Klingholz
2006). Uneinigkeit besteht vor allem darin, wie die sozia-
len Sicherungssysteme zukünftig finanziert werden sollen.

Die klare Tendenz, dass die Bevölkerung in Deutschland im
Durchschnitt immer älter, aber auch immer weniger wird,
lässt mitunter den Eindruck entstehen, es gehe bei dem
Thema demografische Entwicklung allein um die nume -
rische Zu- und Abnahme von Bevölkerungsgruppen. Dem-
gegenüber sind die Auswirkungen einer demografischen
Alterung der Bevölkerung immer erst im Zusammenspiel
mit politischen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren zu
bewerten. Beispielsweise hängt das finanzielle Gleichge-
wicht der Altersvorsorge nicht nur von demografischen
Veränderungen, sondern auch von wirtschaftlichen Wand-
lungen ab (Höpflinger 1997).

Wurden die Veränderungen im altersspezifischen Aufbau
der Bevölkerung in Deutschland zunächst nur in der Dis-
kussion um die Sicherung der Renten- und Krankenver si che-
rungssysteme und allenfalls um die Zukunft des Ar beits -
marktes thematisiert, so hat sich spätestens seit Anfang der
2000er-Jahre das Spektrum der Diskussionen erweitert
und gleichzeitig ihre Intensität zugenommen. Anders als
dies noch vor wenigen Jahren der Fall war, ist die demogra-
fische Entwicklung nun auch deutlich in die Aufmerk sam -
keit der Kinder- und Jugendhilfe gerückt, die spätestens
auf der lokalen Ebene einer der Akteure in den Ausein an der-

setzungen um die Auswirkungen der demografischen Ent-
wicklung und den daraus resultierenden kommunal poli -
tischen Entscheidungen ist (Schone 2005). Die Verantwort-
lichen der Kinder- und Jugendhilfe haben mittlerweile die
Notwendigkeit er kannt, sich mit der zukünftigen Be völ -
kerungsentwicklung zu be schäftigen, und auch in der Fach  -
debatte etabliert sie sich mehr und mehr als planerische
und politische Herausforderung.

Wie dringlich diese Aufgabe ist, zeigen Ergebnisse der
aktuellen elften Bevölkerungsvorausberechnung des Statis-
tischen Bundesamtes (2006, 2007). Demnach setzt sich in
Ostdeutschland der Anfang der 1990er-Jahre verzeichnete
Geburteneinbruch in der Altersgruppe der Jugendlichen
weiter fort und erreicht allmählich auch die jungen Volljäh-
rigen. Allein diese Entwicklung ist mit zum Teil dramati-
schen Auswirkungen auf den Bevölkerungsaufbau verbun-
den und wird sich natürlich auch in der Kinder- und Jugend-
hilfe in Ostdeutschland bemerkbar machen. Auf den ersten
Blick mag nun der Schluss naheliegen, dass es um eine
 einfache Rechnung gehe und die Antwort auf die Frage, ob
der Heimer ziehung in Ostdeutschland die Kinder ausgehen,
auf der Hand läge: Weniger Kinder und Jugendliche be -
deuten auch weniger Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe. Ein Blick in die Geschich  te der Hilfezahlenentwick-
lung in Ostdeutschland zeigt jedoch, dass diese Rechnung
nicht immer aufgeht. Warum dies so ist und  welche Fakto-
ren und Schwierigkeiten es bei der Berechnung zu künfti -
ger Bevölkerungsentwicklungen einerseits und von ihnen
abzulei tender öffentlicher Hilfeleistungen andererseits 
zu berücksichtigen gilt, werden wir im Folgenden näher
beschreiben. Es wird sich zeigen, dass es nicht nur um die
möglichst korrekte Berechnung des Zusammengreifens
mehrerer, an sich bereits sehr komplex beschaffener Fakto-
ren geht, sondern in erster Linie um die sozial politische
Interpretation dieser Rechenleistung.

Was ist der demografische Faktor?

Ausgangspunkt für die Beschäftigung mit der demografi-
schen Entwicklung sind Bevölkerungsvorausberechnungen
wie die be reits erwähnte des Statistischen Bundesamtes.
Sie wird in regelmäßigen Abständen unter Berücksichtigung
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verschiedener An nah men und Abschätzungen zu Wande-
rungsbewegungen, Gebur tenentwicklung und Lebenser-
wartung erstellt. Mittlerweile steht das Ergebnis der elften
Vorausberechnung für Deutschland und die einzelnen Bun-
desländer zur Verfügung (www.destatis.de).

Die Berechnung der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung
muss mit einigen Unsicherheitsfaktoren zurechtkommen,
sodass prognostizierte und tatsächliche Entwicklungen
immer wieder auseinanderliegen. Bei den für die Kinder-
und Jugendhilfe relevanten Altersgruppen sind die größten
Abweichungen zum einen bei den Jahrgängen zu ermitteln,
die jeweils zu dem Zeitpunkt, an dem die Vorausberech-
nungen erstellt wurden, noch nicht geboren waren. Zum
anderen treten Abweichungen in den Alterskohorten der
mobilen jungen Erwachsenen auf, deren Wanderungsver-
halten nur schwer vorherzusehen ist. Die Aussagekraft
einer Bevölkerungsvorausberechnung hängt also von der
Wahrscheinlichkeit ab, mit der Ereignisse eintreten wer-
den, und von den hierzu getroffenen Vorannahmen. Solche
Prognosen sind vor allem für kleinräumige Gebiete, wie
einzelne Stadtteile, sehr schwierig. Entsprechend hoch ist
ihre Fehleranfälligkeit im Vergleich zu Vorausberechnun-
gen von Entwicklungen in Bundesländern oder für Ost- und
Westdeutschland. Daher müssen Vorausberechnungen zur
Bevölkerungsentwicklung regelmäßig überarbeitet und
frühere Annahmen den aktuellen Entwicklungen hinsicht-
lich Geburtenrate, Lebenserwartung und Wanderungsver-
halten der Bevölkerung angepasst werden. Im Rahmen der
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes geschieht dies im Abstand von vier
Jahren, für kleinräumige Planungen sind gleichwohl kür -
zere Zeitabstände zu empfehlen.

Um abschätzen zu können, wie sich die Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe in den nächsten Jahren entwickeln
werden, ist eine sorgfältig berechnete Prognose der Bevöl-
kerungsentwicklung nur ein Aspekt unter weiteren, die
weitaus schwerer vorherzusehen sind. Die Geschichte der
Kinder- und Jugendhilfe in Ostdeutschland zeigt, dass sozi-
alpolitische Maßnahmen nicht zwangsläufig der demogra-
fischen Entwicklung folgen müssen.

Hilfen zur Erziehung in Ostdeutschland – 
Anstieg und Konsolidierung der Leistungen 
trotz Bevölkerungsrückgang

Zählt man für 2005 die innerhalb des Jahres beendeten
und die am Jahresende andauernden Hilfen zur Erziehung
zusammen (§§ 29–35 SGB VIII), so ergibt sich in Ost-
deutschland ein Volumen von 44.663 Leistungen. (1) Die
Anzahl der erzieherischen Hilfen ist zunächst von 1995 bis
2000 um 4.896 auf 47.438 gestiegen (+12 %), aber seitdem
bis auf die für 2005 gezählten nicht ganz 44.700  Leistun -
gen zurückgegangen (– 6 %). Parallel hierzu haben sich die
finanziellen Aufwendungen für diese Leistungen, die in
kommunalen Haushalten durchaus eine hohe lokalpoli tische
Relevanz haben, von zirka 518,8 Millionen auf zu nächst
621,1 Millionen Euro im Jahr 2000 erhöht (+ 20 %). 2005
lagen die finanziellen Aufwendungen bei 623,8 Millio nen
Euro und damit nur unwesentlich höher als fünf Jahre zuvor.

Motor der Steigerung sind wie im gesamten Bundesgebiet
die familienunterstützenden und -ergänzenden, also die
ambulanten Leistungen. Insgesamt sind diese zwischen
1995 und 2005 von rund 11.800 auf nunmehr 20.762 Hilfen
angestiegen (+76 %). Finanziell drückt sich dies in der Zu -
nahme der Aufwendungen für ambulante Leistungen ohne
die Hilfen für junge Volljährige von 45,5 Millionen auf
136,6 Millionen Euro (+ 200 %) aus.

Der Anstieg der Gesamtleistungen ist jedoch nicht gleicher-
maßen auf die einzelnen Bereiche der erzieherischen Hil-
fen verteilt. Die Zahl der Fremdunterbringungen ist in Ost-
deutschland zwischen 1995 und 2005 von rund 30.700 auf
etwa 23.900 (– 22 %) gesunken. Speziell die Hilfen in der
Heimerziehung und in betreuten Wohnformen sind von
knapp 20.800 auf rund 15.200 zurückgegangen (– 27 %).
Für sie und die zum größten Teil ebenfalls in der Heimerzie-
hung und im betreuten Wohnen angebotenen Hilfen für
junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) wurden 2005 zusammen
487,2 Millionen Euro aufgewandt und damit drei Prozent
mehr als noch 1995. Diese Zunahme liegt allerdings weit
unter der allgemeinen Preissteigerungsrate von etwas mehr
als vierzehn Prozent in diesen Jahren. (2)

Die für den Zeitraum Mitte der 1990er- bis Mitte der 2000er-
Jahre alles in allem ansteigende Entwicklung der Hilfen
(+ 5 %) hat sich bereits vor dem Hintergrund erheblicher de -
mografischer Veränderungen vollzogen. Insgesamt ist zwi-
schen 1995 und 2005 die Zahl der unter Einundzwanzig-
jährigen um 28 Prozent zurückgegangen (siehe Abbildung 1).
Speziell in der Altersgruppe der Sechs- bis unter Zwölf -
jährigen ist die Zahl der jungen Menschen um 54 Prozent
sowie bei den Zwölf- bis unter Achtzehnjährigen um 35 Pro -
zent gefallen.

Hilfen zur Erziehung Bevölkerung unter 21 Jahren

Abbildung 1
Entwicklung der Zahl der Hilfen zur Erziehung gemäß Paragrafen 
29–35 SGB VIII sowie der jungen Menschen unter einundzwanzig
 Jahren (Ostdeutschland, 1995, 2000, 2005)

Quellen: Statistisches Bundesamt. Bevölkerung am 31.12.1995,
31.12.2000, 31.12.2005; Statistisches Bundesamt. Statistiken der
 Kinder- und Jugendhilfe – Hilfen zur Erziehung außerhalb des Eltern-
hauses, verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen.
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Ein genauerer Blick zeigt folgendes Ergebnis: Während sich
sowohl zwischen 1995 und 2000 als auch zwischen 2000
und 2005 die Zahl der unter Einundzwanzigjährigen um
knapp 420.000 beziehungsweise nicht ganz 530.000 redu-
ziert hat, sind die erzieherischen Hilfen Ende der 1990er-
Jahre zunächst gestiegen (+11,5 %), Anfang der 2000er-Jah-
re hingegen zurückgegangen (– 5,8 %).

Die für den Zeitraum 1995 bis 2000 überraschende Entwick-
lung, „Anstieg und Konsolidierung der Leistungen trotz
Bevölkerungsrückgang“, ist relativ leicht zu erklären. So ist
die Ausweitung der ambulanten Leistungen in den 1990er-
Jahren in erster Linie auch das Ergebnis der Einführung
eines familienunterstützenden und familienergänzenden
Hilfespektrums für junge Menschen und ihre Familien auf-
grund der Anfang der 1990er-Jahre in Kraft getretenen
Regelungen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes. Zusam-
men mit dem gleichzeitigen Rückgang bei der Fremdunter-
bringung zeigt sich hier recht deutlich, wie kinder- und
jugendhilfepolitische Entscheidungen die Hilfezahlen be ein-
flussen – mit oder auch gegen den demografischen Trend.
Aus den Entwicklungen Ende der 1990er-Jahre jedoch
nunmehr den Umkehrschluss zu ziehen, dass sich demogra-
fische Entwicklungen nicht auf die Fallzahlenentwicklung
bei den Hilfen zur Erziehung auswirken, wäre zu einfach.
Das deutet sich in den Rückgängen Anfang der 2000er-
Jahre zumindest an. Somit bestätigen die aufgezeigten Ent-
wicklungslinien einmal mehr, dass die Inanspruchnahme
dieser Leistungen nicht allein von einer Einflussgröße ab -
hängt, sondern vielmehr das Ergebnis mehrerer aufein -
ander einwirkender Faktoren ist (Bürger und Schone 2006).
Und es stellt sich insgesamt die Frage nach der Möglich-
keit, die Hilfen zur Erziehung zu prognostizieren.

Prognosefähigkeit der Hilfen zur Erziehung

Für die planerische und politische Gestaltung einzelner
Arbeitsfelder der Kinder- und Jugendhilfe hat der Faktor
Bevölkerungsentwicklung eine unterschiedliche Bedeu-
tung. Für die Kindertageseinrichtungen beispielsweise ist
die demografische Entwicklung ähnlich wie im Bereich 
der Schulen ein „harter“ Faktor. Der Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz schafft Klarheit darüber, wie viel
Plätze und Personal angesichts der Entwicklung der Kin -
der zahlen zukünftig benötigt werden. Für die Hilfen zur Er-
ziehung im Allgemeinen sowie die Heimerziehung im
Besonderen haben die Ergebnisse der Bevölkerungspro -
gnose als Basis für eine Vorausschätzung hingegen eine sehr
viel geringere Bedeutung, auch weil sich keine verbindli-
chen Platz- oder Personalquoten ableiten lassen. Der demo -
grafische Faktor ist hier eine zu beachtende Hintergrund-
variable – nicht mehr, aber auch nicht weniger. So hat nicht
zuletzt der Elfte Kinder- und Jugendbericht festgestellt,
dass im Rahmen aller fachlichen Einschätzungen der Bedarf
an Hilfen zur Erziehung in einem viel stärkeren Maße im
Zusammenhang mit der Entwicklung sozialstruktureller Be -
lastungsfaktoren zu sehen ist (Bundesministerium für Fami -
lie, Senioren, Frauen und Jugend 2002, S.121).

Doch auch diese reichen nicht aus, die Höhe der Inanspruch-
nahme familienersetzender Hilfen zu erklären. Ulrich
 Bürger (2005 a) bezieht in sein theoretisches Modell nicht
nur die demografische Entwicklung und die Belastungen
der sozioökonomischen Lebenslagen von jungen Menschen
und ihren Familien mit ein, sondern er benennt zudem
neben jugendamtsspezifischen Wahrnehmungs-, Definitions-
und Entscheidungsprozessen auch die politisch-fiskalische

Indexentwicklung (2006 = 100)

Abbildung 2
Prognostizierte Entwicklung der kinder- und jugendhilferelevanten
Altersgruppen bis 2015 (Ostdeutschland)

Quellen: Statistisches Bundesamt. 
11. koordinierte Bevölkerungs -
vorausberechnung, Variante V1 W1;
 eigene Berechnungen.
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Einflussnahme, unter denen Jugendämter ihre Aufgaben
erledigen, Wechselwirkungen zwischen stationären und
nicht stationären Hilfen und nicht zuletzt Veränderungen in
den Rechtsgrundlagen der Kinder- und Jugendhilfeleistun-
gen als weitere Einflussfaktoren.

Die Höhe der Fremdunterbringungen von jungen Menschen
ist also kein eindimensional erklärbares Phänomen, das
allein von der Bevölkerungsentwicklung abhängt. Dennoch
ist der Faktor demografische Entwicklung von den unter-
schiedlichen Einflussfaktoren derjenige, der möglicher -
weise nicht am stärksten wirkt, sich aber vergleichsweise
verläss  lich bestimmen lässt. Zudem kann er nicht direkt
beeinflusst und niemand für ihn zur Rechenschaft gezogen
werden.

Zur Abschätzung der zukünftigen Inanspruch -
nahme stationärer Erziehungshilfen

Wie wird sich nun in Ostdeutschland die Anzahl der Hilfen
zur Erziehung im Allgemeinen sowie die der Heimunter-
bringungen im Besonderen in den nächsten Jahren entwi-
ckeln? Präziser gefragt: Wie würden sich die demografischen
Veränderungen auf diese Hilfezahlen auswirken, wenn 
alle anderen Faktoren gleich blieben?

Die in der elften koordinierten Bevölkerungsvorausberech -
nung (Statistisches Bundesamt 2006, 2007) für junge
 Menschen prognostizierte Entwicklung ist in Ostdeutsch-
land dadurch gekennzeichnet, dass die Zahl der Kinder in
den nächsten Jahren relativ stabil bleiben, die der Sechs-
bis unter Zwölfjährigen bis 2015 sogar noch etwas ansteigen
wird (siehe Abbildung 2). Die Auswirkungen des drasti-
schen Geburtenrückganges im ostdeutschen Landesteil in
den 1990er-Jahren waren hingegen in den letzten Jahren
bereits im Segment der Zwölf- bis unter Achtzehnjährigen
abzulesen. Ihre Zahl hatte sich allein zwischen 2000 und
2005 von rund 1.156.600 auf 775.450 und damit um mehr

als 30 Prozent verringert. Während innerhalb dieser Alters-
gruppe die Anzahl der Zwölf- bis unter Fünfzehnjährigen
in den nächsten Jahren wieder deutlich zunehmen wird,
setzt sich bei den Jugendlichen von fünfzehn bis unter acht -
zehn Jahren der Rückgang der Bevölkerung zunächst noch
weiter fort. Ihre Zahl wird Ende 2010 laut Bevölkerungs -
vorausberechnung mit 218.600 nur noch 51 Prozent des
Ausgangswertes von 2006 (426.400) betragen. Zeit versetzt
verschiebt sich diese Entwicklung anschließend auf das
Segment der jungen Erwachsenen im Alter von achtzehn
bis unter siebenundzwanzig Jahren. Ab 2007/2008 wird sich
in dieser Altersgruppe der Bevölkerungsrückgang er heb -
lich beschleunigen, und bis 2015 ist auch hier nahezu von
einer Halbierung der Anzahl junger Menschen in diesem
Alter auszugehen.

Was bedeuten diese demografischen Veränderungen nun
für die Hilfen zur Erziehung und insbesondere für die Heim -
erziehung? Es ist zu vermuten, dass bei unveränderten
Rahmenbedingungen diejenigen Hilfen, die ihren Schwer-
punkt insbesondere eher bei den jüngeren Kindern haben,
leicht zunehmen und diejenigen Hilfen, die ihren Schwer-
punkt bei den Jugendlichen haben, aufgrund des gravieren-
den Rückganges der Zahl der potenziellen Adressatinnen
und Adressaten abnehmen werden. Da Jugendliche insbe-
sondere für die Heimerziehung die wichtigste Zielgruppe
darstellen, ist sie von dieser Entwicklung besonders betrof-
fen. Bei den 2005 in den ostdeutschen Bundesländern neu
begonnenen rund 4.600 Hilfen der Heimerziehung ein-
schließlich der betreuten Wohnformen (siehe Tabelle) ent-
fielen 25 Prozent auf unter Zwölfjährige, rund 27 Prozent
auf Zwölf- bis Vierzehnjährige und die deutliche Mehr-
heit von 43 Prozent auf die Altersgruppe der Fünfzehn- bis
Sieb zehnjährigen. Mit vier Prozent sind neue Hilfen für
junge Volljährige hingegen die Ausnahme.

Wenn man davon ausgeht, dass sich die derzeitige Quote der
unterschiedlichen erzieherischen Hilfen nicht verändert,
lässt sich errechnen, in welche Richtung diese Hilfen quan-

Tabelle
Schätzung der Entwicklung der begonnenen Hilfen gemäß Paragraf 34
SGB VIII für 2010 auf der Datengrundlage von 2005 (Ostdeutschland)

Quellen: Statistisches Bundesamt. 11. koordinierte Bevölkerungs voraus -
berechnung, Variante V1 W1; Statistisches Bundesamt. Bevölkerung 
am 31.12.2005; Statistisches Bundesamt. Statistiken der Kinder- und
Jugendhilfe – Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses, begon-
nene Hilfen 2005; eigene Berechnungen.
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titativ in den nächsten Jahren tendieren (Fendrich und
Schilling 2003). Besonders wichtig ist dabei, die Ungleich-
zeitigkeiten der Zu- und Abnahme von Leistungen in be -
stimmten Altersgruppen zu berücksichtigen, da die Inan-
spruchnahme einer bestimmten erzieherischen Hilfe in den
einzelnen Altersjahrgängen der jungen Menschen unter-
schiedlich hoch ausfällt. Bei diesem Verfahren deutet sich
ein tendenzieller Rückgang der begonnenen Hilfen gemäß
Paragraf 34 SGB VIII um rund 30 Prozent bis 2010 an,
immer unter der Voraussetzung, dass die derzeitige Gewäh-
rungspraxis beibehalten wird und sich die sonstigen Rah-
menbedingungen nicht ändern (siehe Tabelle, S. 43).

So exakt diese Berechnungen auf den ersten Blick auch
scheinen mögen, sicher ist, es werden 2010 nicht genau
1.075 Leistungen gemäß Paragraf 34 SGB VIII weniger be -
gonnen werden als fünf Jahre zuvor. Wie viele es tatsäch-
lich sein werden, lässt sich nicht berechnen. Blickt man
noch einmal auf die eingangs genannten Einflussfaktoren,
so sind diese neben der demografischen Entwicklung noch
schwerer vorherzusagen. Und doch werden sie sich gleich-
zeitig entscheidend auf die Entwicklung der Hilfezahlen
auswirken, die denen der demografiebedingten Wirkungen
entgegenstehen. Dies sollen zwei Beispiele verdeutlichen.

Weitere sozioökonomische Veränderungen der in vielen
Teilen Ostdeutschlands jetzt schon prekären Lebenslagen
von jungen Menschen und ihren Familien könnten zu
einem höheren Bedarf an Leistungen der Heimerziehung
führen. Dass sich die Lebenslagen in den nächsten Jahren
spürbar verbessern könnten, scheint derzeit nicht in Sicht
(Chassé 2006). Nicht zuletzt ist hier auf die Analysen von
Ulrich Bürger deutlich hinzuweisen, wonach eine „Folie
harter sozialer Wirklichkeit“ (Bürger 1999, S. 27) den Bedarf
an Fremdunterbringungen in einem hohen Maße bestimmt.
Empirisch belegt ist dieser Zusammenhang mittlerweile
mehrfach. So weisen Berechnungen für 173 Jugendämter 
in Nordrhein-Westfalen deutliche Zusammenhänge zwischen
Indikatoren sozialstruktureller Belastungen und der Inan-
spruchnahme von Fremdunterbringung nach (Schilling,
Pothmann und Fischer 2005, S. 70 f.). Dies bestätigt einmal
mehr, dass im Zusammenhang mit der demografischen Ent -
wicklung insbesondere regionale ökonomische und so ziale
Faktoren zu beachten sind (Fendrich, Lange und Schilling
2007). Kinder- und jugendhilfepolitisch kommt es wie -
derum entscheidend darauf an, diese Entwicklungen und
Zusammenhänge aufzuzeigen und mit in die kommunal -
politischen Steuerungsdiskurse zu transportieren (Bürger
2005 b).

Auch die Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen
und deren Auswirkungen auf die Praxis der Kinder- und
Jugendhilfe sind kaum abzuschätzen. Selbst die Auswirkun-
gen der jüngsten Novellierung in Zusammenhang mit dem
Paragrafen 8 a SGB VIII im Herbst 2005 sind in ihren Fol-
gen noch kaum vorauszusehen. So scheint es durchaus
möglich, dass die Festschreibung des Schutzauftrages bei
Kindeswohlgefährdung und die Aufforderung, den Perso-
nensorgeberechtigten Hilfen anzubieten und bei ihnen auf
eine entsprechende Inanspruchnahme hinzuwirken, in 
den nächsten Jahren die Fallzahlen der Hilfen zur Erzie-
hung und damit auch der Heimerziehung ansteigen lassen
werden.

Bei all diesen Relativierungen und den damit einhergehen-
den Ungewissheiten liefern Bevölkerungsvorausberech-
nungen jedoch erste Anhaltspunkte dafür, wie sich die Fall-
zahlen entwickeln können, solange die sonstigen Rahmen-
bedingungen unverändert bleiben. Zumindest bietet eine
derartige Analyse der Bevölkerungsdaten Informationen da -
r  über, wie sich die Grundgesamtheit zukünftig voraussicht-
lich verändert und welche Auswirkungen dies auf die In -
anspruchnahme von Hilfen zur Erziehung haben wird.
Somit lassen sich mit entsprechenden Vorausberechnun-
gen Tendenzen abbilden und Aussagen darüber treffen, ob
– immer unter der Annahme des Status quo der Leistungs-
angebote – Potenziale frei werden, sich Zu- und Abnahmen
insgesamt eher ausgleichen oder allein aufgrund der zu -
künftigen Bevölkerungsentwicklung zusätzlicher Bedarf
entsteht.

Bevölkerungsvorausberechnungen können nur Tendenzen
abbilden und eine erste grobe Orientierung geben. Für
konkrete Planungen sind zusätzlich kleinräumige, aktuelle
Prognosedaten zu der Entwicklung in einzelnen Alters-
gruppen auf Ebene der Städte, Landkreise oder auch Stadt-
teile notwendig. (3) Doch auch hier ist Vorsicht geboten,
insbesondere dann, wenn es beispielsweise wie bei der
Heimerziehung um ein familienersetzendes Unterbringungs -
setting der Kinder- und Jugendhilfe geht, in dem weit we -
niger als ein Prozent der jungen Menschen lebt. Je klein-
räumiger die Prognosen angelegt sind und je differenzierter
die einzelnen Altersgruppen betrachtet werden, desto 
größer werden die Ungenauigkeiten bei der Vorausberech-
nung der Hilfezahlenentwicklung.

Politische Herausforderungen der 
demografischen Veränderungen

Gehen der Heimerziehung in Ostdeutschland nun die Kin-
der aus? Auch wenn die Antwort möglicherweise nach der
ersten und auch nach der zweiten Lektüre der Bevölke-
rungsvorausberechnungen „ja“ lauten müsste, so besteht
doch Anlass, daran zu zweifeln. Ein Zusammenhang zwi-
schen Bevölkerungs- und Hilfezahlenentwicklung ist seit den
1990er-Jahren nicht oder nur zeitweise zu erkennen. Fer-
ner sind Entwicklungen anderer anerkannter Einfluss -
größen auf den Fremdunterbringungsbedarf weitaus weni-
ger verlässlich zu bestimmen als die Veränderungen im
Bevölkerungsaufbau. Möglich ist, dass Veränderungen bei
den rechtlichen Rahmenbedingungen und die Finanznot
der Kommunen zu einer Reduzierung von Leistungszahlen
führen, möglich ist aber auch, dass die anhaltend prekären
Lebenslagen von jungen Menschen und deren Familien
demgegenüber eher zu einem Anstieg des Hilfebedarfes
führen werden. So kommt es wohl auch nicht von ungefähr,
dass laut einer Studie des Deutschen Jugendinstitutes
immerhin 55 Prozent der Einrichtungen in Ostdeutschland
nicht von einer Abnahme ihrer Zielgruppe für die nächsten
Jahre ausgehen (Gragert, Pluto, van Santen und Seckinger
2005, S. 52). Entscheidend ist also weniger, ob 2010 im
Osten nunmehr knapp drei Millionen unter Einundzwanzig -
jährige leben und nicht mehr rund dreieinhalb Millionen,
sondern vielmehr, wie sich die Bedingungen des Aufwach-
sens für junge Menschen bis dahin ändern werden. Aller-
dings ist nicht von der Hand zu weisen, dass die Vehemenz
der demografischen Veränderungen in Ostdeutschland
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 vermutlich nicht spurlos am Bedarf an Maßnahmen der
Heimerziehung vorbeigehen wird. Möglicherweise deuten
die jüngsten Entwicklungen zu den stationären Hilfen genau
dies an. Es kann und sollte jedoch keinesfalls davon die
Rede sein, dass ein Rückgang der potenziellen Adressaten-
gruppe einen Abbau von Plätzen in einem Verhältnis von
eins zu eins bedeutet.

Die Beobachtung der vorausberechneten Bevölkerungs -
zahlen ist somit keine Universallösung für eine exakte Be -
darfsbestimmung der benötigten Angebote vor Ort. Gleich -
wohl bietet ein kontinuierlicher Blick auf die Prognosen
eine brauchbare Wissensgrundlage für die Entwicklung
von Szenarien zur Zukunft, in diesem Fall von der Heim -
erziehung in ostdeutschen Regionen. Es würde den Rahmen
sprengen, hier ein vollständiges Szenario für die Heim -
erziehung in Ostdeutschland für das Jahr 2010 zu entwer-
fen, jedoch lassen sich einige Herausforderungen benen-
nen, mit denen sich die Heimerziehung, aber auch insge-
samt die Kinder- und Jugendhilfe in den nächsten Jahren
wird (weiter) auseinandersetzen müssen.

Im politischen Raum sind mit der Botschaft eines Rückgan-
ges der Kinder- und Jugendlichenzahlen und vor dem Hin-
tergrund der vielerorts stetig gestiegenen Kinder- und
Jugendhilfeausgaben Hoffnungen verknüpft, die zukünftige
Entwicklungsdynamik könnte mit der Formel „weniger
Kinder – weniger Krisen – weniger Ausgaben“ beschrieben
werden (Bürger 2005 b, S.131). Damit werden die Progno-
sedaten strategisch eingesetzt, um eine Ressourcenum-
steuerung plausibel zu machen. Vor dem Hintergrund der
demografischen Entwicklungen werden auf lokaler Ebene
Auseinandersetzungen um die Verteilung öffentlicher Res-
sourcen zwischen Politikfeldern und kommunalen Leis-
tungsbereichen geführt (Schone 2005). Die Vehemenz dieser
Auseinandersetzungen wird künftig vermutlich eher zu- als
abnehmen. Allein angesichts der Datenlage ist die Heim -
erziehung in diesen Diskussionen zunächst einmal in der
Defensive, und sie steht unter einem enormen Legitimations -
druck. Und nicht nur das. Erfahrungen aus Nordrhein-
Westfalen zeigen, dass bereits bei weit weniger dramati-
schen demografischen Veränderungen als in ostdeutschen
Kommunen eine prognosebasierte Kinder- und Jugend -
hilfeplanung und -politik auf lokaler Ebene ein hohes Maß
an Aufmerksamkeit bei Politikerinnen und Politikern sowie
insgesamt in der Öffentlichkeit erzeugt (Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe 2004).

Wenn die Kinder- und Jugendhilfe nicht selbst rechtzeitig
Strategien und Konzepte entwickelt und beschreibt, mit
welchem Bedarf sie aufgrund der Veränderung der Adressa-
tenzahlen künftig konfrontiert sein wird, dann werden 
dies andere tun und der Kinder- und Jugendhilfe ihre Res-
sourcen zuweisen (ebd.). Dann wäre auch die Chance ver-
tan, öffentlichkeitswirksam das politische Mandat für junge
Menschen und deren Familien auszufüllen, und zwar ins -
be sondere für die in sozioökonomisch besonders belasteten
Lebenslagen und in prekären familiären Konstellationen.
Dass diese Problemlagen für junge Menschen mitunter
katastrophale biografische Konsequenzen haben, ist bekannt.
Allein aus diesem Grunde sind Hilfesettings wie die Heim-
erziehung notwendig und unverzichtbar, zumal diese
nachweisbar nicht nur effektiv, sondern auch effizient sind
(Roos und Petermann 2006). Führt man diesen Gedanken

weiter, stellen Maßnahmen der Heimerziehung eine langfris-
tige Investition in das sogenannte Humankapital einer
Gesellschaft dar. Die Bedeutung dieser Investitionen steigt
in Zeiten des Bevölkerungsrückganges sowie des Anstieges
des Durchschnittsalters der Bevölkerung. Anders formu-
liert: „Wenn es an Nachwuchs fehlt, kann sich eine Gesell-
schaft ‚Bildungsverlierer‘ um so weniger leisten“ (Kaufmann
2005, S.182).

Dies sind triftige Gründe für die Notwendigkeit und den Nut -
zen von Heimerziehung. Gleichwohl ist der Rückgang von
Leistungszahlen in der Heimerziehung Ostdeutschlands,
wie die aktuellen Zahlen zeigen, keineswegs auszuschließen.
Angesichts der Dynamik der derzeit und auch in Zukunft
noch anhaltenden demografischen Veränderungen wird er
sich mitunter zwangsläufig ergeben. Allerdings geht es
darum aber nur vordergründig. Die zentrale planerische und
vor allem politische Herausforderung besteht auf der loka-
len Ebene vielmehr darin, Heimerziehung als ein be darfs -
gerechtes Angebot für junge Menschen und ihre Familien
zu organisieren, sie vor Ort in eine auf individuelle Er -
fordernisse zugeschnittene, flexible und plurale An gebots -
landschaft einzubetten, die auf demografische Veränderun-
gen reagieren kann.

Anmerkungen

1
Dabei sind die Leistungen im Rahmen der Erziehungs -
beratung (§ 28 SGB VIII) noch nicht mitberücksichtigt. Für
die sozialpädagogische Familienhilfe wird hier und im
Folgenden die Anzahl der Hilfen berücksichtigt, nicht die
Zahl der in den Familien lebenden Kinder.

2
Die amtliche Statistik trennt zwischen leistungs- und ein-
richtungsbezogenen Ausgaben. Die hier für die stationä-
ren Hilfen und die Vollzeitpflege im Jahr 2005 angegebene
Summe von 487,2 Millionen Euro enthält noch keine An -
gaben über die einrichtungsbezogenen Aufwendungen.
Diese beliefen sich inklusive Aufwendungen für die Inob-
hutnahmestellen 2005 auf 20,9 Millionen Euro. 

3
Die Zusammenstellung von kleinräumig berechneten
Prognosedaten kann bei den Statistischen Landesämtern,
mitunter gegen Gebühr, in Auftrag gegeben werden. 
Wir empfehlen zudem die Internetplattform „Wegweiser
Demographischer Wandel“ der Bertelsmann-Stiftung
(www.wegweiserdemographie.de). Für sämtliche kreis-
freie Städte, Landkreise und Gemeinden sind hier Demo-
grafieberichte hinterlegt und abzurufen.
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Marlon, ein Rapper, tauchte beim Konzert
un serer Hip-Hop-Band plötzlich auf der Bühne
auf und war danach sofort wieder weg. Er
kleidete sich gerne exzentrisch und wirkte auf
den ersten Blick total selbstsicher und von
sich überzeugt. So krass gekleidet wollte er
aber nicht fotografiert werden. Vor der Ka -
mera zeigte er sich als fragile Person. Seine
Unsicherheit und meine gingen ineinander
über. Florian Peljak
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Laura war im letzten Jahr vor dem Abitur. Der
Gedanke daran forderte sie. Pflicht war ihr
wichtig, aber auch ein Fremdwort. Vor allem
die Frage, wohin es nach der Schule gehen
soll, beschäftigte sie sehr. Laura war eher still
und in sich gekehrt, nicht recht greifbar. Per-
sönliche Fragen überraschten sie. Die Mas -
ke, die sie gefunden hatte, schien für sehr viel
zu stehen. Florian Peljak
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Mit den vor einem Jahr verabschiedeten Novel -
lierungen wurde das deutsche Kinder- und
Jugendhilferecht an zentralen Punkten verän-
dert. Trotz der bundesweit gestiegenen kom-
munalen Ausgaben in diesem Bereich „hat der
Gesetzgeber bisher dem populistischen Druck
widerstanden, Leistungen der Jugendhilfe zu
kürzen und sich darauf konzentriert, Einspa-
rungen durch Verwaltungsvereinfachung und
leistungsgerechte Heranziehung zu den Kosten
zu erzielen“ (Wiesner 2005, S. 249). Wohl
auch, weil mit dem Gesetz zur Entlastung der
Kommunen im sozialen Bereich (KEG) Schlim -
meres verhindert werden konnte, begrüßte
das Gros der Fachkommentare das Tagesbe-
treuungsausbaugesetz (TAG) und das Gesetz
zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe (KICK) als gelungene Nachbesserung und
Neujustierung zwischen „formal-juristischer
Reparaturnovelle“ und „fachlich-konzeptionell
gebotener Modernisierung der Kinder- und
Jugendhilfe“ (Marquard 2005, S. 358).

Mit dem KICK wurde auch die Heranziehung
zu den Kosten in der Kinder- und Jugendhilfe
(§§ 90 bis 97b SGB VIII) grundlegend über -
arbeitet. Das Ziel des Gesetzgebers war es, die
Wirtschaftlichkeit der Kinder- und Jugendhilfe
zu stärken. Hierzu sollten zum einen durch
eine deutliche Verminderung des Verwaltungs-,
insbesondere des Personalaufwandes Kosten
eingespart werden, zum anderen wurde der
Nachrang der Kinder- und Jugendhilfe gegen-
über der elterlichen Verantwortung betont.
Eltern sollen nun bei (teil-)stationären Hilfen
entsprechend ihrer „wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit“ stärker und gerechter als nach der
alten Regelung, die in der Praxis auch nur sel-
ten angewandt wurde (Rauschenbach 2007,
S. 30 f.), finanziell in die Pflicht genommen
wer den. Entgegen den Forderungen im KEG
werden ambulante Hilfen weiterhin ohne Kos-
tenbeteiligung der Eltern von der wirtschaft -
lichen Kinder- und Jugendhilfe getragen.

Mit der Neuregelung soll jedoch nicht nur eine
finanzielle Entlastung der Kommunen von
jähr lich rund hundert Millionen Euro erreicht
werden. Es ging auch darum, die Kostenher -
anziehung in einigen Punkten deutlicher zu
fassen, so die Rangfolge der Heranziehung: In
erster Linie sind junge Menschen selbst heran-
zuziehen, danach die Ehegatten oder Lebens-
partner und erst zuletzt die Eltern. Auch die
unterschiedliche Handhabung der Kostenher -
anziehung bei Hilfe in einer Tageseinrichtung
für Kinder und der Kindertagespflege wurde
vereinfacht. Durch das KICK ist sie nun ab -
schlie ßend in Paragraf 90 SGB VIII bundesein-
heitlich geregelt (Busch in Fieseler, Schleicher
und Busch, § 90 Rz.1).

Ein riskanter KICK – die Neuregelung zur
 Kostenheranziehung in der Kinder- und Jugendhilfe

Stel  lung  nah  me

Eine folgenreiche Änderung betrifft die Art
und Weise, wie die Kostenheranziehung in der
Kin der- und Jugendhilfe bestimmt wird. Nach
dem bisherigen Recht durfte das Jugendamt
Eltern nur zu den Kosten einer stationären oder
teilstationären Maßnahme heranziehen, wenn
für die Eltern mit der Fremdunterbringung
eine finanzielle Entlastung verbunden war. Statt
der Heranziehung dieser individuellen „häus-
lichen Ersparnis“ sind mit dem KICK einheit -
liche Kostenbeiträge eingeführt worden, die
sich nach dem Einkommen der Eltern richten.
Geregelt werden die Pauschalbeiträge in der
„Verordnung zur Festsetzung der Kostenbeiträ -
ge für Leistungen und vorläufige Maßnahmen
in der Kinder- und Jugendhilfe“ (Kostenbei-
tragsverordnung – KostenbeitragsV) vom 
1. Oktober 2005. Sie wurde vom zuständigen
Bundesministerium mit Zustimmung des Bun-
desrates festgelegt und wird als bundesein-
heitliche Berechnungsgrundlage alle zwei Jahre
an die ökonomischen Verhältnisse angepasst.
Kernstück der Verordnung ist eine Tabelle, 
aus der die nach Einkommensgruppen gestaf-
felten Kostenpauschalen von Elternteilen, 
Ehe gatten und Lebenspartnern junger Men-
schen für stationäre und teilstationäre Leis-
tungen er sichtlich werden.

Mindestkostenbeitrag belastet Familien 
mit geringem Einkommen

Neue Bemessungsgrundlagen zur Kostenbe -
teiligung (in der früheren Regelung noch Ge bühr
genannt) provozieren zwangsläufig die Frage,
ob sie sozial gerecht ausfallen. Mit der Ein -
führung von gestaffelten Pauschalen wurde
prin zipiell eine sozial ausgleichende Komponen-
te mit eingebaut, und ein Ziel der Umstellung
war, wie es auf einer Tagung des Niedersächsi-
schen Landesjugendamtes (2006, S. 5) hieß,
die „höhere Heranziehung von ‚Millionären‘“.
Auch sollen Eltern mit vielen Kindern tenden-
ziell bessergestellt werden als solche mit nur
einem Kind, aber, und das ist die große Crux der
neuen Regelung, dies wirkt sich nicht auf Fa mi -
lien mit kleinem Einkommen aus, da auch 
bei ihnen ein Mindestkostenbeitrag in Höhe
des ganzen Kindergeldes von derzeit 154 Euro
verlangt wird (§ 94 Abs. 3 SGB VIII). Diese 
Fa milien haben mit besonders belastenden
Lebensumständen zu kämpfen, und die auswär -
tige, zumeist vorübergehende Unterbringung
eines Kindes führt gerade bei ihnen nicht zur
finanziellen Entlastung in Höhe des Kinder -
geldes, denn weder ändert sich die Miete noch
werden die Zins- und Tilgungsleistungen für
das Familienheim geringer. Eher können zu -
sätzliche Aufwendungen hinzukommen, die erst
durch die auswärtige Unterbringung entstehen,
insbesondere die Kosten für die Pflege des
Kontaktes zum Kind.
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Jahrgang 1952, Jurist und Psycho-
loge, Fachberater in der Kinder-
und Jugendhilfe.
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Jahrgang 1937, Professor Dr. jur.,
Jurist, emeritierter Hochschulleh-
rer für Recht und Verwaltung, lehrt
an der Universität Kassel und ist 
in der Fort- und Weiterbildung tätig.

Entnommen aus: Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.) (2007). 
SOS-Dialog 2007. Jugendliche zwischen Aufbruch und Anpassung (S. 50 – 52). München: Eigenverlag.



51SOS-Dialog 2007, Stellungnahme

Die neue Regelung widerspricht zudem der
Intention des Kindergeldes. Das staatliche Kin -
dergeld dient dazu, die Kosten der allgemei-
nen Lebensführung eines Kindes oder Jugend-
lichen teilweise abzudecken und zur Entlas-
tung der Familie beizutragen. Vom Charakter
her ist es eine Leistung zur Förderung der
Familie und dient nicht allein oder vorrangig
der Förderung des Kindes, für das Kindergeld
gewährt wird. Gemäß der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes (2005) dient das Kin-
dergeld dem allgemeinen Familienlastenaus-
gleich und wird Eltern gewährt, um ihre Unter-
haltslast gegenüber den Kindern zu erleichtern.
Daher muss es den Eltern überlassen blei ben,
das Kindergeld nach ihren Vorstellungen in
einer ihnen entsprechenden Weise zugunsten
des Kindes einzusetzen. Obgleich der Charak-
ter des Kindergeldes unverändert geblieben ist
und es im Falle der Fremdunterbringung des
Kindes den Familien nicht als „häusliche Er -
sparnis“ zur Verfügung steht, wird es aber bei
der Kostenheranziehung der Eltern nunmehr
als Mindestkostenbeitrag angesetzt. Die alte
Regelung war in diesem Punkt sozial ausgegli-
chener.

Ob sich bei besonders belasteten Familien die
im Paragraf 92 Absatz 5 SGB VIII eingesetzte
Notfallregelung bewährt, wonach von der
 Kostenheranziehung im Einzelfall ganz oder
teilweise abzusehen ist, wenn sonst die Hilfe
ge fährdet wäre oder sich aus der Heranziehung
eine besondere Härte ergäbe, bleibt ab zu war -
ten (Busch in Fieseler, Schleicher und Busch,
§ 92 Rz. 69 ff.).

Vor diesem Hintergrund wirkt es fast schon
zy nisch, dass die Eltern ihre Aufwendungen für
die Heimunterbringung eines Kindes oder 
Ju gendlichen als außergewöhnliche Belastung 
in ihrer Steuererklärung geltend machen kön-
nen. Dies setzt allerdings voraus, dass die
Eltern zum einen ein steuerpflichtiges Einkom-
men haben und zum anderen durch ein vor der
Unterbringung ausgestelltes amts- oder ver-
trauensärztliches Gutachten nachweisen kön-
nen, dass die Unterbringung auf einer Krank-
heit beruht und medizinisch notwendig ist.

Neuer Streit um die Zuständigkeit ist
 vorprogrammiert

Familien mit niedrigem Einkommen sind von
der grundlegenden Änderung der Kostenher an-
ziehung auch deswegen besonders betroffen,
weil der Katalog der Leistungen und Aufgaben
der Kinder- und Jugendhilfe, für die Kosten-
beiträge erhoben werden können, ausgeweitet
worden ist. Dies betrifft vor allem die heilpäd -
agogischen Hilfen im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe. Sie fielen bislang unter die Finan-

zierungsregelung der Sozialhilfe nach Paragraf
92 Absatz 2 Nummer 2 SGB XII und waren
kostenfrei. Diese Regelung wird jedoch nicht
mehr angewendet. Für die genannten Hilfen
müssen nach dem neuen Paragrafen 35 a 
SGB VIII die Eltern ebenso wie für andere Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe mindes-
tens den pauschalierten Kostenbeitrag erbrin-
gen, wenn die Hilfe nicht ambulant zu Hause,
sondern in einer Einrichtung erbracht wird.

Da die Hilfen für Menschen mit geistiger Be hin-
derung im Zuständigkeitsbereich der Sozial-
hilfe verbleiben, hat die Diagnose, ob es sich
bei einem Heranwachsenden um eine geistige
oder seelische Beeinträchtigung beziehungs-
weise Behinderung handelt, auch eine finan-
zielle Konsequenz. Mit der Frage, ob die Kinder-
und Jugendhilfe oder die Sozialhilfe zuständig
ist, wird nun zugleich entschieden, ob die El -
tern im Zuge der Eingliederungsmaßnahmen
nach Paragraf 35 a SGB VIII zu einem Mindest-
kostenbeitrag herangezogen werden können,
der bei der Gewährung von Leistungen der Ein -
gliederungshilfe nach dem Sozialgesetzbuch
Zwölftes Buch Sozialhilfe (SGB XII) entfiele.
Bei der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII
ist die Kostenbelastung für die Eltern im Ver-
hältnis zu einer Eingliederungshilfe nach § 35 a
SGB VIII spürbar geringer (Wendt 2005, S.113).

Einfluss auf das Wunsch- und Wahlrecht

Die Erfahrung zeigt, dass es immer Eltern ge -
ben wird, die Hilfe nicht in Anspruch nehmen,
auch wenn sie mit noch so geringen Kosten
verbunden ist und sie es sich leisten könnten.
Dies ist bedauerlich, und der Gesetzgeber sollte
sich Gedanken machen, wie in solchen Fällen
zukünftig im Sinne des Kindeswohles besser
verfahren werden kann. Hier geht es jedoch in
erster Linie um Familien, insbesondere Allein-
erziehende, mit geringem Einkommen, die 
in Armut leben und existenziell auf das Kinder-
geld angewiesen sind. Ihnen wird es bei der
Entscheidung, welche Erziehungshilfe für sie
die geeignete ist, jetzt weitaus schwerer fallen,
einer stationären oder teilstationären Maß-
nahme zuzustimmen, da ihnen anders als bei
der Entscheidung für eine ambulante Hilfe mit
dem Kindergeld eine existenzielle Einnahme-
quelle zum Überleben nicht (mehr) zur Verfü-
gung stünde.

In zweiter Linie sind auch und gerade Eltern,
die wirtschaftlich besser dastehen, in ihren
Wahlmöglichkeiten von den Änderungen durch
das KICK betroffen. Wenn es um eine Eingliede-
rungshilfe geht, müssen sie sich fragen, ob sie
im Falle der Finanzierung nach dem SGB VIII
die höhere Kostenbelastung in Kauf nehmen
wollen.

Insgesamt werden so das geltende Wunsch- und
Wahlrecht und das einhergehende Gebot der
Subjektstellung der Betroffenen in der Kinder-
und Jugendhilfe (Busch in Möller und Nix 2006,
§ 5 Rz.1) durch die Veränderungen in der Kos-
tenheranziehung tendenziell ausgehöhlt. Da
ist es nur ein schwacher Trost, dass die Kosten-
beteiligung insgesamt einfacher und für die
Hilfeempfänger transparenter gestaltet wurde.
Nun erhalten zwar alle Beteiligten vor Beginn
der Hilfe Informationen über die Höhe der
Kostenbeiträge, ob jedoch die vermehrte Erör-
terung von Kostenfragen für die Einleitung
eines Hilfeplanverfahrens förderlich ist, er -
scheint höchst fraglich (Fieseler 2004). Hier stel-
len sich gravierende Fragen, die jedoch noch
nicht beantwortet werden können, weil bislang
keine gesicherten Erfahrungswerte vorliegen.
Es ist noch völlig offen, ob und wie sich die
Neuregelung der Kostenheranziehung auf Hilfe-
verläufe auswirkt, wenn nicht nur die Fach-
kräfte im Jugendamt, sondern auch die Sorge-
berechtigten sich verstärkt nach Kostenge-
sichtspunkten für oder wider (teil-)stationäre
Hilfen entscheiden. Und wie werden diese
 Entscheidungen die familiäre Dynamik beein-
flussen? Karl Späth (2004) weist darauf hin,
dass sich eine höhere Kostenbeteiligung be son -
ders nachteilig für Mädchen auswirken kann,
die aus Migrantenfamilien stammen. Wegen
gegensätzlicher inner- und außerfamiliärer Er-
wartungen und Lebensweisen erleben sie
massive familiäre Konflikte und sind deshalb
auf eine außerfamiliäre Hilfe besonders ange-
wiesen.

Nachteilige Auswirkungen für Einrichtungen
der Kinder- und Jugendhilfe

Es ist abzusehen, dass sich die Nachfrage bei
den Eingliederungshilfen stärker zu den Hilfen
verändern wird, die von der Sozialhilfe finan-
ziert werden, da sie im Verhältnis zu denen
der Kinder- und Jugendhilfe günstiger sind. Bei
Eltern und Ämtern besteht ein gemeinsames
Interesse, Kosten zu sparen. Dies ist zum einen
möglich, da die Einrichtungen der Sozialhilfe
tendenziell mit bis zu einem Drittel niedrige-
ren Kosten kalkulieren können, was wiederum
vor allem auch mit den unterschiedlichen Stan-
dards, etwa der Qualifikation beim Personal,
zu tun hat. Durch die Hintertür „Kostenher an -
ziehung“ wurde eine für die Fachlichkeit der
Kinder- und Jugendhilfe gefährliche Entwick-
lung in Gang gesetzt. Sollte es bei der gegen wär-
tigen Lethargie und Sprachlosigkeit der Ju gend -
hilfe bleiben, droht entweder die Ausbootung
der Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen in
diesem Sektor oder die Einrichtungen müssen
ihre Konzepte den teils kinder- und ju gend hilfe-
(be)fremden(den) SGB-XII-Maßstäben an pas -
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sen und ihre Standards, aber vor allem ihre
Entgelte nachhaltig absenken. Für die fach liche
Weiterentwicklung der Kinder- und Ju gend hilfe
wäre dies ein bitterer Rückschritt.

Für eine endgültige Bewertung der Novellie-
rungen ist es zu früh, da sich in der Praxis noch
vieles in der Umsetzung befindet und entspre-
chende Erfahrungsberichte bislang noch aus-
stehen. Diese Stellungnahme will jedoch dar -
auf aufmerksam machen, dass die Kinder- und
Jugendhilfe im Bereich der Kostenheranzie-
hung dabei ist, ihre fachlichen Standards zu un-
terhöhlen und ihren Grundsätzen zuwiderzu-
handeln, da die Neuregelung sozial ungerecht
ist und Armutslagen verstärkt, statt sie zu mil-
dern. Und die Kinder- und Jugendhilfe geht
mit den Änderungen der Rahmenbedingungen
das Risiko ein, in die ohnehin schon komple-
xen und schwierigen Aushandlungen bei der
Einleitung von Hilfen einzugreifen. Die Folgen
sind noch kaum abzusehen.

Wendt, Sabine (2005). Verabschie-
dete Jugendhilfereform bringt erhöhte
Kostenbelastung für Eltern. Rechts-
dienst der Lebenshilfe, 3, 112–114.

Wiesner, Reinhard (2005). Das Gesetz
zur Weiterentwicklung der Kinder-
und Jugendhilfe. Forum Erziehungs-
hilfen, 4, 245–249.
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Das Internet wird immer mehr ein fester Bestandteil unse-
res Alltagslebens. Insbesondere Jugendliche nutzen dieses
Medium und seine neuen sozialen Räume ganz selbstver-
ständlich. Hier informieren sie sich, spielen, hören Musik,
kaufen ein, kommunizieren mit Freunden, (re-)präsentieren
sich, suchen und finden Gleichaltrige mit ähnlichen Inter -
essen und jugendkulturellen Vorlieben.

Für Jugendliche liegt es daher nahe, auch dann, wenn sie
Sorgen haben, online zu gehen und dort Rat zu suchen.
 Die sen Bedarf haben Fachkräfte erkannt, die seit einigen
 Jahren Jugendlichen die Möglichkeit bieten, sich im Internet
beraten zu lassen. Eine dieser Initiativen ist die virtu elle
Beratungsstelle der Bundeskonferenz für Erziehungsbera-
tung e.V. (bke). Sie wurde in Zusammenarbeit mit den Bun -
desländern aufgebaut, sodass sich Beraterinnen und Be ra -
ter verschiedener Erziehungsberatungsstellen aus der  ge  -
samten Bundesrepublik an ihr beteiligen. Die virtuelle 
Be   ra tungsstelle stellt den Jugendlichen verschiedene Formen
und Zugänge der Onlineberatung zur Verfügung: ein all ge -
meines Themenforum, moderierte Gruppenchats, die mit
und ohne thematische Vorgaben und teilweise mit weiteren,
externen Fachleuten angeboten werden, eine an Öffnungs-
zeiten gebundene Sprechstunde, den zu einem be stimmten
Termin vereinbarten Einzelchat und die Einzelberatung 
via Mailformular. Während im Forum und in den Gruppen-
chats der Austausch mit anderen Jugendlichen im Vorder-
grund steht, kommunizieren die Jugendlichen in den Ein-
zelchats und bei der Mailberatung ausschließlich mit einem
professionellen Berater, intern „Fachkraft“ ge nannt. Häu -
figkeit und Länge der Kontakte sind jeweils sehr unterschied-
lich. In der Einzelberatung sind wiederholte Mailwechsel
auch über einen längeren Zeitraum möglich (Bundeskonfe-
renz für Erziehungsberatung e.V. 2003).

Die Zugriffe auf die Beratungsseite und die Zahl der regis-
trierten Nutzerinnen und Nutzer steigen seit Jahren deutlich
an. Daran gemessen kann die virtuelle Beratungsstelle der
bke schon jetzt als voller Erfolg bewertet werden (Bundes-
konferenz für Erziehungsberatung e.V. 2003, 2007; bke-
Projektgruppe Online-Beratung 2004; Thiery 2005, 2006).
Viele Beraterinnen und Berater sind jedoch skeptisch und
lehnen diese neue Form der Beratung mit unterschiedli-
chen Argumenten noch ab. Zum Teil wird die Ge fahr gese-

hen, dass Beratung im oberflächlichen elektronischen Me -
dium seine besondere emotionale Tiefe verliert und dass
ohne direkten Kontakt der für den Beratungserfolg unerläss-
liche Beziehungsaufbau nicht geleistet werden kann.

Als ich von der virtuellen Beratungsstelle das erste Mal er -
fuhr, war auch ich eher skeptisch. Mittlerweile habe ich
nach eineinhalb Jahren meine Tätigkeit in der Mailberatung
abgeschlossen. In diesem Beitrag möchte ich darstellen,
wie Onlineberatung funktioniert, wo ihre technischen und
methodischen Besonderheiten und Herausforderungen
 liegen und worin der Gewinn für Beratende und vor allem
für die Jugendlichen besteht. Dabei möchte ich insbeson-
dere der Frage nachgehen, wie es möglich ist, gerade in
schwierigen Fällen mit komplexen Problemlagen einen Be -
ratungsprozess zu initiieren und eine tragfähige berateri-
sche Beziehung aufzubauen.

Wer nutzt die Onlineberatung der bke?

Die kostenlose Onlineberatung der bke steht allen Jugend-
lichen offen, die Zugang zum Internet haben. Rückmeldun-
gen der Nutzerinnen und Nutzer zufolge wird das Ange-
bot vor allem von Jugendlichen und jungen Erwachsenen
 zwischen 15 und 24 Jahren genutzt, insbesondere von
Mädchen zwischen 16 und 19 Jahren (bke-Projektgruppe
Online-Beratung 2004, S. 207). 2006 lag das Durchschnitts -
alter bei 18 Jahren, knapp 76 Prozent der neu registrier-
ten Besucherinnen und Besucher waren Mädchen. Bei der
Mailberatung, an die sich 886 Jugendliche wandten, lag ihr
Anteil bei 88 Prozent (Bundeskonferenz für Erziehungs -
beratung e.V. 2007). Eine Voraussetzung für die Nutzung
des Angebotes ist es, dass sich die Jugendlichen zumindest
ansatzweise schriftlich ausdrücken können. Der anonyme
und niedrigschwellige Zugang ermöglicht es ihnen, ohne
sich wie bei den klassischen Beratungsangeboten auf ein
fremdes und unsicheres Terrain begeben zu müssen, auch
tabuisierte oder schambesetzte Problembereiche zu the-
matisieren. Die Internetberatung erreicht insbesondere
zurückgezogene Jugendliche, die viel Zeit vor und mit dem
Computer verbringen. Nach den im Projekt gesammelten
Erfahrungen haben nicht wenige Jugendliche bisher den
Besuch einer Beratungsstelle mit den Hinweisen gemieden,

„Du bist die Erste, die mir glaubt, dass ich mich ernsthaft
mit meinen Problemen auseinandersetzen will!“

Ansätze

Elfriede Seus-Seberich

Jugendberatung online

Entnommen aus: Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.) (2007). 
SOS-Dialog 2007. Jugendliche zwischen Aufbruch und Anpassung (S. 53 – 62). München: Eigenverlag.
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Sophie lebte wohlbehütet auf dem Land. 
Mit ihrer besten Freundin bildete sie eine
verschworene Gemeinschaft. Sie teilten die
Un sicherheit, wie viel Neugierde sie zulas-
sen könnten. Mit ihrem vorsichtigen Lachen,
dem Blick, der das Gegenüber prüft, mit
ihren wohl überlegten Sätzen wirkte Sophie
wie auf der Suche nach sich selbst. Nach
außen abge si chert, schien sich diese Suche
subtil in ihrem Inneren abzuspielen.
Sabine Höroldt



55SOS-Dialog 2007, Ansätze

dass ihnen dort „ohnehin nicht geglaubt werden wird“, „Er-
wachsene sie nicht verstehen können“, sie sich dort „klein
und dumm“ vorkämen oder weil sie Angst vor einer sta -
tionären Einweisung beziehungsweise Eingriffen in die Fa -
milie haben. Gerade für die Jugendlichen, die Nähe und
Distanz schlecht ausbalancieren können, scheint es wesent -
lich einfacher zu sein, sich über die Anonymität des Inter-
nets zu öffnen als in einer direkt (1) erlebten Situation. Auch
Jugendliche, die zum Beispiel aufgrund der Wohnlage,
aber auch wegen anderer Barrieren, wie körperlicher Ein-
schränkungen, keinen Zugang zu professioneller Beratung
finden, können sich dieser Möglichkeit bedienen. Eindeu-
tig von Vorteil ist, dass die Onlineberatung eine Problem-
schilderung ohne Zeitverzug ermöglicht und damit auch eine
Hilfe für Jugendliche in akuten Krisen sein kann.

„Entwicklungsauffälligkeiten/Auseinandersetzungen mit
sich selbst“ war 2006 mit 41,6 Prozent die häufigste in der
Online-Einzelberatung angesprochene Problemlage. Da -
nach kamen „Beziehungsprobleme“ (32,2 %) und „sonstige
Probleme in und mit der Familie“ (12 %). Dies entspricht
den Pubertätsschwierigkeiten der Heranwachsenden und
ihrer altersspezifischen Entwicklungsaufgabe der Loslösung
von der Herkunftsfamilie. Hingegen spielten „Schul-/Aus-
bildungsprobleme“ (5,8 %), „Suchtprobleme“ (2,8 %) und
„Trennung/Scheidung der Eltern“ (1,2 %) als Beratungs -
anlässe nur eine nebensächliche Rolle. In 3,5 Prozent der
Erstkontakte thematisierten Jugendliche Erfahrungen mit
sexueller Gewalt (Bundeskonferenz für Erziehungsbera-
tung e.V. 2007). Von 2005 auf 2006 sind bei der Mailbera-
tung die Erstanfragen zwar um 35 Prozent zurückgegangen,
die Gesamtzahl der Mailkontakte jedoch um 30 Prozent
gestiegen und damit auch die Intensität der Beratungen.
Depressionen bis hin zu Suizidalität, Essstörungen, selbst-
verletzendes Verhalten und ähnliche Problemlagen kom-
men nach meiner Beobachtung in der Onlineberatung häu-
figer vor als in der Beratung vor Ort.

Bereits in der ersten Projektphase der virtuellen Beratungs -
stelle kristallisierten sich in der Einzelberatung drei Haupt-
typen von Anfragen heraus (bke-Projektgruppe Online-
Beratung 2004, S. 215 f.). Relativ klar formuliert und ein -
deu tig zu bearbeiten sind die „Anfragen zu konkreten
Informationen“, etwa zu rechtlichen Problemen, möglichen
Hilfen durch das Jugendamt oder alltäglichen Themen wie
das Taschengeld. Hier geht es den Jugendlichen darum,
schnell und einfach an sachliche Informationen zu kommen.
Der emotionale Anteil der Beratung ist dabei eher gering.

Der zweite Anfragetyp enthält „Problemschilderungen mit
relativ klar ableitbaren Handlungsoptionen“. Hier geht es
den Jugendlichen um ein konkretes Problem, zu dem die
Beraterin unterschiedliche Interpretationen und Handlungs -
möglichkeiten vorschlägt. Oft antworten die Jugendlichen
mit Rückfragen, die der Beraterin eine Einschätzung dar -
über erlauben, ob sie die Problemlage adäquat erfasst hat.
Themen können beispielsweise Fragen zur sexuellen Ent-
wicklung, zu Beziehungsproblemen oder zu beruflichen
Entscheidungen sein. Daraus entwickeln sich mitunter län -
gere Dialoge mit stärker emotionalen Inhalten, oft be schrän-
ken sich die Anfragen aber auch auf wenige Mailwechsel.

Der dritte Typ stellt für die Beraterinnen und Berater eine
besondere Herausforderung dar. Er umfasst komplexe 
und zum Teil diffuse Problematiken. Hier entfalten und er -

Die virtuelle Beratungsstelle der bke

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bke begannen
2000, ein Projekt für die Onlineberatung im World
Wide Web aufzubauen. Ausgangspunkt war der
„Sorgenchat“ eines privaten Internetcafés. Als sich
die dort ehrenamtlich beratenden Lehrerinnen und
Lehrer mit den zum Teil massiven Problemschil -
derungen der Jugendlichen überfordert sahen, suchte
der Anbieter der Webseite die Zusammenarbeit mit
Fachleuten. Mittlerweile hat sich daraus die „Virtu-
elle Beratungsstelle der bke“ entwickelt. Das Ange bot
ist zweigeteilt. Es richtet sich zum einen wie die
 traditionelle Erziehungsberatungsstelle an Eltern
(www.bke-elternberatung.de) und zum anderen an
Jugendliche und junge Erwachsene (www.bke-
jugendberatung.de).

Die Jugendberatungsseite bietet drei mediale Zu -
gänge, die wiederum unterschiedliche beraterische
Settings bereithalten und den Jugendlichen erlauben,
sich verschieden intensiv und mal distanzierter, 
mal persönlicher zu zeigen und einzubringen. Das
öffentlich zugängliche Forum ähnelt einem virtuellen
Jugendzentrum (bke-Projektgruppe Online-Bera-
tung 2004, S. 208), in dem sich Jugendliche mittels
fortlaufender, gegenseitig kommentierender Beiträ-
ge austauschen und gegenseitig beraten. Das Ge -
sprächs klima wirkt „auf neu registrierte Jugendliche
offen, hilfsbereit und einladend“ (Bundeskonferenz
für Er ziehungsberatung e.V. 2007, S. 28). Bisweilen
werden unterschiedliche Meinungen deutlich, auch
konflikthaft ausgetragen. Im Laufe der Zeit sind
umfangreiche Archive zu verschiedensten Themen
entstanden, zu denen Jugendliche Rat suchen oder
die sie bewegen und zu denen sie etwas sagen wollen:
„Stress mit mir selbst“, „Eltern und Geschwister“
oder „Gewalt und Terror in der Welt“. Mitlesen kann
im Forum jeder. Unter einem anonymisierten Namen
eigene Beiträge publizieren können nur registrierte
Nutzerinnen und Nutzer. Einen spannenden Beitrag
zur Förderung der Kommunikation zwischen den
Generationen bietet seit letztem Jahr das Forum „Die
offene Tür“, in dem Eltern und Jugendliche gegen-
seitig über Entwicklungs- und Familienprobleme be -
richten und auf Augenhöhe gemeinsam diskutieren.

Die von den Fachkräften moderierten Gruppenchats
wenden sich ausschließlich an registrierte Besu -
cherinnen und Besucher. Es sind zuvor angekündig-
te, bis zu zwei Stunden andauernde Unterhaltungen
mittels synchroner Textmitteilungen. Die Teilneh-
merzahl ist begrenzt, durchschnittlich finden sich
neun bis sechzehn Jugendliche im Chatbereich ein.
Es gibt themenungebundene Chats, in denen pro
 Sitzung vier bis sechs Hauptthemen behandelt wer-
den können (Piplack 2006), und themengebundene,
die zu „Was ich schon immer zum Thema ‚kiffen‘
wissen wollte“ oder „Dann fress ich alles in mich
rein …“ ausgeschrieben sind. In den Chats machen
die Jugendlichen „oft den ersten Schritt, über erlebte
Traumata zu berichten und damit, sich auf die Be -
rater-Klient-Beziehung einzulassen. Der Chat kann
somit als Testphase betrachtet werden zu lernen,
sich anderen anzuvertrauen und sich mit den Proble-
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vielleicht ihre Eltern einzubeziehen. Die in diesem Zusam-
menhang erhaltenen Hinweise und Tipps konnte sie teil-
weise, teilweise nicht oder erst später umsetzen.

Allmählich änderte sich der Inhalt ihrer Mails. Sie begann,
sich mit ihren Ängsten auseinanderzusetzen, arbeitete
schwierige Situationen in Gedanken vor, berichtete, dass
ihr das Aufschreiben der Probleme helfe. Und sie begann,
sehr intensiv die anderen Formen der bke-Jugendbera-
tung, wie Forum und Gruppenchat, zu nutzen. Sie wandte
sich an eine alte Freundin, die sich aus ihr unerklärlichen
Gründen zurückgezogen hatte, und sammelte gute Erfah-
rungen mit einem freundlich gesinnten Lehrer, mit dem sie
zu sprechen begann, statt seine Fragen abzuwehren.

Nachdem Flöckchen erstmals deutlich mit den eigenen
Anteilen an ihren Problemen konfrontiert war, blieb meine
Mail einige Wochen unbeantwortet. Nach Rücksprache
innerhalb der Intervisionsgruppe von bke-Beraterinnen und
-Beratern schrieb ich ihr eine weitere Mail, die sie veran-
lasste, den „Briefwechsel“ wieder aufzunehmen. Thema
wa ren nun vor allem wiederkehrende Probleme, wie ihre
Sündenbockrolle in der Familie und in ihrer näheren so zia-
len Umwelt. Flöckchen fing zudem an, sich zum Bera -
tungsprozess zu äußern: „Du bist die Erste, die mir glaubt,
dass ich mich ernsthaft mit meinen Problemen auseinan-
dersetzen will!“ Auch fragte sie zunehmend bei Formu -
lierungen nach, die sie nicht genau verstand. Sie begann, die
Personen in ihrer Familie deutlicher zu differenzieren und
aktiv an eigenen Lösungen zu arbeiten. So versuchte sie,
den immerwährenden Streitpunkt mangelnder Mithilfe im
Haushalt zu entkräften, indem sie klare Regeln aufstellte
und ihre Tätigkeiten protokollierte. Das familiäre Gespräch
dazu bereitete sie in den Mails vor und holte sich dafür kon-
krete Hilfestellungen, zum Beispiel bei Formulierungen.

Den Abschied von einer Praktikumsstelle erlebte sie zwie-
spältig. Die sehr liebevollen Reaktionen der Kollegen und
Senioren und die mit ihnen ausgedrückte Zuneigung trafen
sie unerwartet und waren von ihr kaum zu ertragen. Später
flüchtete sie nach einem „Riesenkrach“ zu Hause zu Ver-
wandten. Dank deren Zureden meldete sie sich zwar wie-
der zu Hause, jedoch wollte sie nicht akzeptieren, dass sich
ihre Eltern in der Zwischenzeit Sorgen um sie gemacht hat-
ten. Thema der Beratung war nun, wie schwer es ihr fällt,
positive Gefühle anzunehmen, und was die Gründe dafür
sein könnten.

In der Folge berichtete sie von Fortschritten, blieb bei Fa mi -
lienkrächen öfter ruhig oder ging weg, suchte neue Wege,
mit ihrer Mutter zu sprechen, führte sich in der zweiten
Praktikumsstelle besser ein, überwand einige Ängste – und
fing an, sich um die Wiederaufnahme ihrer Therapie zu
bemühen. Zudem berichtete sie von weiteren positiven Er -
fahrungen, wie gut sie sich mit anderen Nutzerinnen, die
sie im Forum und Gruppenchat kennengelernt hatte, ver-
stand. Diese Kontakte führten zu Treffen vor Ort und in
einem Falle zu einer anhaltenden Freundschaft. Gleichzeitig
offenbarte Flöckchen jedoch neue, besonders scham be -
setzte Symptome, über die sie bislang nichts erzählt hatte:
Essprobleme und selbstverletzendes Verhalten in Form von
Ritzen, vor allem in hilflosen Wutsituationen oder nach
intensiven Erinnerungen an unbearbeitete Verlustsituatio-
nen. Diese Symptome veränderten sich im Verlauf der On -
line beratung nicht mehr dauerhaft.

schließen sich die Problemstellungen erst im Laufe eines
längeren Prozesses, und die Jugendlichen scheinen vor
allem die persönliche Beziehung zur Beraterin zu suchen.
Oft stehen am Anfang undifferenzierte Notsignale ohne
genauere Beschreibungen und Erklärungen, und die Rat-
suchenden wirken sehr belastet. Teilweise treten dann im
Laufe des Beratungsprozesses schwerwiegende Symptoma-
tiken oder sehr belastende lebensgeschichtliche Hinter-
gründe zutage. Dieser Anfragetyp mündet am Ende eines
manchmal monatelangen beziehungsorientierten Prozesses
in eine Empfehlung an die Jugendliche, professionelle Hilfe
vor Ort aufzusuchen.

Der Aufbau einer Beziehung verläuft in der Regel über ver-
schiedene Sinneskanäle, vor allem auch über unmittelbare
und nichtverbale Kommunikation. Viele beraterische und
therapeutische Methoden nutzen diese Wege, um indirekte
Botschaften zu entschlüsseln und nonverbale zu senden. 
In der Onlineberatung ist es gerade bei dem letzten Anfrage-
typ sehr bedeutsam, auch ohne diese Wege mit den Ju gend-
lichen eine tragfähige Beziehung aufzubauen.

„Flöckchen“ – ein komplexer Fall in der
 Onlineberatung

„Flöckchen“ (2) war siebzehn Jahre alt, als sie sich wegen
„Stress mit der Familie“ an die Einzelberatung der virtu -
ellen Beratungsstelle wandte. Ihr erstes Schreiben begann
mit den Worten: „Ich weiß überhaupt nicht, wie ich das
noch aushalten soll …“ Flöckchen schilderte, dass ihre  
El tern sich streiten, ihr Vater sie ständig anschreit, ihr Bru-
der sie nervt, dass sie mit ihrer Mutter über nichts reden
kann und ihre beste Freundin sich zurückgezogen hat. Die
Mail mutete verzweifelt und hoffnungslos an, ließ keiner -
lei Ansatz erkennen, wie die Probleme erklärt oder gar be -
wältigt werden könnten.

Der Kontaktaufbau gelang, und nach der ersten Antwort
be schrieb Flöckchen in den folgenden Mails ausführlich
schwierige Situationen mit Eltern oder Freundinnen und
berichtete aus ihrer Vergangenheit. Sie schilderte ihre
Schwierigkeiten, überhaupt positive soziale Kontakte zu
knüpfen und zu halten, und deutete an, dass sie zwar eine
Therapie machen solle, aber sehr viel Angst davor habe.
Ein besonders belastender Lebensbereich war ihre Ausbil-
dung zur Altenpflegerin. In der Fachschule erlebte sie sich
als gemobbt und abgelehnt sowohl von Lehrern als auch
von Mitschülern. Als einzigen positiven Aspekt ihrer Situa-
tion berichtete sie, dass sie sich gut in Bildern und Musik
ausdrücken könne. Ihre Gefühle und Probleme jedoch in ent-
sprechende Worte zu fassen, gelänge ihr nicht. Flöckchen
erhielt von mir in der Anfangsphase neben viel Verständnis
auch Tipps, wie sie sich in besonders angstbesetzten Situ -
ationen verhalten könne, etwa in der Fachschule.

Die folgenden Mailwechsel beinhalteten neben weiteren
Schilderungen schwieriger Situationen auch Beschreibun-
gen neuer Symptome, wie Zwangsgedanken, extreme
Schüchternheit, psychosomatische Probleme. Deutlich wur-
de auch, dass die beabsichtigte Therapie nicht stattfand –
Flöckchen hatte den zweiten Termin abgesagt und wartete
nun passiv auf das Angebot eines neuen. Sie hatte nicht
nur Angst vor dem Therapeuten, sondern auch Angst vor
ihrer eigenen Sprachlosigkeit und Angst vor der Forderung,
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Eine neue Dimension ihrer Problembearbeitung zeigte
Flöck chen, als sie begann, über Songtexte positive Erfahrun -
gen und auch Enttäuschungen auszudrücken. Einige ihrer
Texte schickte sie mir – kurze, sehr verdichtete und treffende
Beschreibungen von Gefühlen. Schließlich nahm sie ihre
Therapie auf, mit der sie nun besser umgehen konnte, ob -
gleich ihr dort das Reden immer noch sehr schwer fiel. Ihre
Schwierigkeiten mit der Therapie besprach sie aber nicht
nur in der Onlineberatung, sondern auch mit einer Freun-
din, die sie über das Internet kennengelernt hatte. Kurz
nach Beginn der Therapie verstärkten sich einige der alten
Symptome, ehe eine vertiefte Reflexion eintrat. Die Mails
wurden nun immer seltener.

Gegen Ende meiner aktiven Zeit bei der Onlineberatung der
bke thematisierte ich den bevorstehenden Abschied. Die
Mails wurden nun nochmals sehr häufig: „Ich will es nut-
zen, solange du noch da bist :-)“ Flöckchen hatte mittler-
weile ein Gespräch mit ihrer Mutter beim Therapeuten, bei
dem ihr massives Ritzen aufgedeckt wurde, was bei der
Mutter zu sehr enttäuschenden und lieblosen Reaktionen
führte. Dessen ungeachtet konfrontierte sich Flöckchen mit
schmerzhaften Erinnerungen, indem sie entsprechende
Orte aufsuchte. Sie hatte zwar weiterhin soziale Probleme
in der Fachschule, aber gleichzeitig entstanden dort auch
freundschaftliche Beziehungen. Es wurde ihr bewusst,
dass sie eigentlich sehr hilfsbereit, aber meist überlastet war,
und Flöckchen begann, sich weniger zu bemitleiden, son-
dern über erlittene Kränkungen wütend zu sein und damit
die eigene Stärke zu spüren.

Der Abschied konnte gut thematisiert und bewältigt wer-
den. Flöckchen schickte eine letzte Mail, in der sie in Form
eines Gedichtes mitteilte, was ihr der Kontakt gebracht
hatte. Sie habe sich ernst genommen und akzeptiert ge fühlt,
sie finde nun neue Wege, auch wenn sie gedacht hatte, es
gehe nicht mehr weiter. Sie habe erkannt, was sie alles
könne. Und sie fand für ihren Dank bewegende Worte.

In der Onlineberatung Beziehung gestalten –
methodische Zugänge, Beratungsphasen und
Beraterverhalten

Diese Falldarstellung lässt bereits erkennen, wie sich in der
Onlineberatung eine tragfähige Beziehung zwischen Ju -
gend  lichen und Beraterinnen aufbauen kann. In der weiter-
führenden fachlichen Reflexion der Geschichte lassen sich
verschiedene Phasen der Beratung, des methodischen
Zuganges und der Rolle, die die Beraterin jeweils ausfüllt,
unterscheiden.

Erste Phase – Kontaktaufbau

Die erste Mail hatte den Charakter eines Hilferufes, sie war
aber auch eine Probe, ob die Beraterin Flöckchen versteht.
In der ersten Antwort kommt es darauf an, Kontakt zu der
Jugendlichen zu bekommen, ihr zu signalisieren, dass man
ihre Probleme ernst nimmt, und so weit Vertrauen zu er -
zeugen, dass sie antwortet.

Flöckchen erhielt also zunächst Anerkennung für ihr offenes
und vertrauensvolles Schreiben und dafür, dass sie sich öff-
net und überhaupt über ihre Probleme spricht.

men und Konflikten im Hintergrund auseinander zu
setzen“ (bke-Projektgruppe Online-Beratung 2004,
S. 211). 

Die Einzelberatung erfolgt zum einen über persön -
liche Chats während der täglich zwischen eineinhalb
und dreieinhalb Stunden angebotenen Sprechstunde
oder zu individuell festgelegten Terminen, die
durchschnittlich dreißig Minuten andauern. Im Jahr
2006 waren es insgesamt 1.605 Einzelchats und
damit dreimal so viele wie im Jahr zuvor. Zum ande -
ren besteht die Möglichkeit, sich jederzeit über die
Eingabe in ein Webseitenformular zur Einzelberatung
anzumelden. Dieser Zugang entspricht hinsichtlich
seiner technischen Möglichkeiten und Einschrän-
kungen einer E-Mail-Beratung, wobei die Mails nicht
„nach Hause“ verschickt werden, sondern als interne
Mitteilungen im Datensystem der Beratungsstelle
verbleiben. Die Wartezeit bei der Mailberatung soll
von der ersten Anfrage bis zu einer Antwort nicht
länger als 48 Stunden sein. Dies ist ein für die her-
kömmliche Beratung vor Ort unerreichbarer Quali-
tätsstandard, der den besonderen Bedürfnissen
jugendlicher Lebenslagen und -stile entgegenkommt.
Die im letzten Jahr sinkenden Zahlen bei den Erst-
anfragen dieser Beratungsform und entsprechende
Rückmeldungen zeigen jedoch, dass sich die Ju -
gendlichen noch kürzere Wartezeiten wünschen und
sie sich lieber zum Chat während der Sprechstun-
den melden.

Insgesamt gesehen ist die Inanspruchnahme der vir-
tuellen Beratungsstelle in den letzten Jahren kon ti -
nuierlich und deutlich gestiegen. Für 2006 zählte
das bke-Projekt auf den Jugendseiten durchschnitt-
lich 2.434 Besucherinnen und Besucher pro Tag,
215 neue Registrierungen im Monat und im Laufe des
Jahres 26.218 Forenbeiträge, 222 Gruppenchats
und mit insgesamt 9.658 Beratungskontakten 21 Pro-
zent mehr als 2005.

Wie die Jugendlichen, die sie beraten, bleiben auch
die Fachkräfte anonym. Zu erkennen sind sie ledig-
lich an dem Kürzel „bke-“ vor ihrem Benutzer -
namen, der einheitlich immer aus einem Vornamen
gewählt wird. Individuell abgefasste kurze Steck-
briefe berichten über (Zusatz-)Ausbildungen, Berufs-
und Beratungserfahrungen, ungefähres Alter, mit-
unter auch den Familienstand und die Hobbys der
Fachkräfte. Voraussetzung für ihr Engagement bei der
virtuellen Beratungsstelle sind die mehrjährige
Zugehörigkeit zu einer institutionellen Erziehungs-
und Familienberatungsstelle sowie eine fachlich
einschlägige Hochschulausbildung (2006 waren es
zu 60 % Diplompsychologen, 9 % Diplompädagogen,
29 % Diplomsozialpädagogen/-sozialarbeiter und
1% Heil pädagogen). 

Jede Fachkraft wird zunächst in einer einwöchigen
Fortbildung geschult. Neben einer fachlichen Ein-
führung in die verschiedenen Formen der Online -
beratung geht es dabei um die Bedienung des Medi-
ums Internet und die richtige Anwendung der spe -
zifischen, für diese Beratungsform entwickelten
Soft ware. Von Beginn an werden die Beraterinnen
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Was Du über Deine Situation geschrieben hast, dass bei
Dir zu Hause niemand auf Deine Probleme eingeht und Du
nicht über Deine Gefühle sprechen kannst, dass Deine
Eltern ständig so reizbar sind und Deinen Bruder bevor -
zugen, dass Du Deine beste Freundin verloren hast, das
hat mich sehr berührt, denn da kam viel Einsamkeit rüber.
Es beeindruckt mich, dass Du nun auf diesem Weg ver-
suchst, über Deine Probleme zu sprechen, denn das ist ja
oft der erste Schritt, einen Weg zu finden.

Beim Erstkontakt werden vor allem explorierende Fragen
gestellt, um mögliche Ressourcen zu erkennen und Erklä-
rungen für die Situation zu erhalten. Zugleich geht es
bereits hier darum, Verständnis zu signalisieren. Wie von
Flöckchen erwartet, beinhaltete mein erster Brief aber
auch einige konkrete Hinweise und Ratschläge für ein Ge -
spräch mit den Eltern und der Freundin.

Du weißt nicht, warum sich Deine Freundin so plötzlich
zurückgezogen hat.
Wäre es für Dich möglich, von Dir aus erneut Kontakt auf-
zunehmen?
Frage sie, was los ist – wenn Du sie nicht schon danach
gefragt hast. Vielleicht hast Du sie verletzt und es gar
nicht gemerkt; vielleicht hatte sie selbst auch große Sor-
gen und keine Zeit und traut sich jetzt nicht mehr, sich zu
melden.
Nutze mit dem Nachfragen die Chance, zu klären, ob ihr
weiter Freundinnen sein könnt oder nicht. Dazu kannst Du
zum Beispiel einfach ein- oder auch zweimal etwas von Dir
erzählen, auch Persönliches. Dadurch „gibst“ Du etwas,
und das weckt Beziehung und stiftet Vertrauen.
Oder kennst Du andere Mädchen, mit denen Du Dir vor -
stel len könntest, befreundet zu sein?

Zweite Phase – vertiefende Fragen, Anregung zur 
Selbstreflexion, Lösungssuche

Diese Phase nahm den größten Teil des Beratungsprozes-
ses ein. Methodisch können bei der Online-Einzelberatung
sehr unterschiedliche Ansätze eingehen, das heißt, die
Beratung ist wie auch in Beratungssituationen vor Ort eher
eklektisch. Verständnis im Sinne der Roger’schen Gesprächs -
psychotherapie, also Empathie, Echtheit, Wertschätzung,
sind aber auch bei der Onlineberatung wichtige Grundsätze.

Weitere methodische Möglichkeiten entstammen der kog ni   ti -
ven Verhaltenstherapie, wie zum Beispiel die konsequente
Verstärkung positiver Ansätze, konkrete Hinweise auf Lern -
mechanismen, Ordnen der Gedankenflut und deren struk-
turierte kognitive Verarbeitung sowie ganz konkrete Tipps.
Eher deutende Interpretationen können tiefenpsy cho lo -
gischen und systemischen Therapieformen entlehnt  werden.
Je nach Problem können auch Ansätze aus der Trau ma -
therapie in die Beratung einfließen. Zum Thema selbstver-
letzendes Verhalten war mir im Fall von Flöckchen die Da -
ten bank der bke eine große Hilfe, in der unter an derem
frühere Vergleichsfälle und Literaturempfehlungen hinter-
legt sind.

Meine Antworten beinhalteten zu Beginn dieser Phase vor
allem konkrete Hinweise, wie die Ratsuchende mit schwie-
rigen Situationen umgehen könnte, aber zunehmend auch
Problemdeutungen, vorsichtige kleine Konfrontationen 
mit ihrem eigenen Verhalten, distanzierende Reflexionen,

und Berater von erfahrenen Projektmitarbeitern
unterstützt. Für die professionelle Leitung des Pro-
jektes wurde eine Geschäftsstelle eingerichtet.

Zunächst fängt jede neue Fachkraft mit der Mail -
beratung an und erhält zu Beginn die Unterstützung
durch eine erfahrene Mentorin beziehungsweise
einen erfahrenen Mentor. Nach drei Monaten soll
sich jede Fachkraft noch in eine zweite Beratungs-
form, beispielsweise Gruppenchat, Forum oder Ein-
zelchat während der Sprechstunde, einarbeiten.
Jeder Berater nimmt an einer virtuellen Intervisions-
gruppe per Chat teil. Hier sollen bei längeren Ein-
zelberatungen auch interne Hilfepläne mit Empfeh-
lungen erstellt werden. Es gibt Möglichkeiten zur
Supervision und einmal pro Jahr einen dreitägigen
Erfahrungsaustausch.

Zusätzliche Unterstützung bieten zum Beispiel
Datenbanken, in denen anonymisierte Beratungen
oder Chats nach Themenbereichen gespeichert sind
und die bei der Beratung in ähnlichen Fällen kon-
sultiert werden können. Hier finden die Beraterinnen
und Berater zudem Fachartikel, Literaturhinweise
und ein Verzeichnis sämtlicher Beratungsstellen.
Ein internes Forum bietet Austauschmöglichkeiten
hinsichtlich der verschiedenen Beratungsformen,
technische Informationen und organisatorische Hin-
weise. Für verschiedene Themenbereiche können
Expertinnen und Experten angefragt werden, und
Administratoren sind für die Organisation der vir-
tuellen Beratungsstelle und der Benutzerumgebung,
die individuell angepassten „Sprechzimmer“, ver-
antwortlich.

In der Modellphase von Juli 2003 bis Dezember 2004
ist das Beratungsangebot im Internet durch das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) gefördert worden. Am 1. Ja nuar
2005 begann die letzte Phase des Ausbaues, und seit-
her übernehmen die sechzehn Bundesländer die Kos  -
ten für die Projektleitung und -koordination. Jedes
Bundesland stellt entsprechend seiner Größe bezie-
hungsweise Bevölkerungszahl eine feste Anzahl 
von Beratungsstunden, die im Rahmen der üblichen
Tätigkeit von einer Beratungsfachkraft durchge-
führt werden, zur Verfügung. Aktuell sind am Projekt
84 Fachkräfte von 72 Beratungsstellen aus der ge -
sam ten Bundesrepublik beteiligt. Nach eineinhalb
bis zwei Jahren endet in der Regel das Engage ment
einer Beratungsstelle, und es geht im Rotationsver-
fahren auf eine andere über.

Zur Begleitung der Arbeit der virtuellen Beratungs-
stelle wurde ein Beirat gebildet, dem das BMFSFJ
angehört sowie die Länder Bayern (Federführung),
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Die
wissenschaftliche Begleitung liegt beim Deutschen
Jugendinstitut e.V. (DJI). Eine Evaluationsstudie ist
derzeit in Vorbereitung.
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Anders als in der Beratung vor Ort ist es bei der Onlinebera-
tung im Einzelfall nicht möglich, ihren Erfolg durch Nach -
befragungen zu überprüfen. Allerdings geben die schrift -
lichen Zeugnisse deutliche Hinweise auf veränderte Empfin -
dungen, Deutungen und Verhaltensweisen bei den Ratsu -
chenden. Flöckchen zeigte beispielsweise, dass sie nach und
nach ihre passive Opferhaltung aufgab und für sie schwie -
rige Situationen aktiver gestaltete. Insgesamt waren ihre
Bei träge zunehmend von positiven Selbstzuschrei bungen
geprägt. Und nicht zuletzt ließ sie trotz der Schwierigkeiten
in der Fachschule eine optimistische Haltung zu ihrem Be-
ruf erkennen. Sie wuchs mit dem Erfolg und der Freude in 
den Praktika.

Herausforderungen und Gewinn der
 Onlineberatung

Die Ratsuchenden haben in der Onlineberatung sehr viel
Macht und Autonomie. Denn auch das gehört zu den Eigen -
tümlichkeiten dieses Mediums – Ratsuchende können sich
gut entziehen, sie gestalten die Termine eigenverantwort-
lich und regeln die Dichte der Beratung selbst. Es gibt aller -
dings auch hier für die Beraterin die Möglichkeit, „nach -
gehend“ zu arbeiten: Im vorliegenden Fall schrieb ich von
mir aus eine zweite Mail, nachdem die erste längere Zeit
unbeantwortet geblieben war.

Eine weitere Besonderheit betrifft das Verhältnis zur Thera-
pie vor Ort, die viele Userinnen und User parallel zur Online-
beratung aufsuchen oder die dies zumindest beabsichti-
gen. Andere haben bereits Therapieerfahrung gesammelt.
Für Flöckchen war die Onlineberatung sehr wichtig, da es
ihr zunächst nicht gelang, eine Therapie zu beginnen. Ihre
Hemmung führte dazu, dass sie in den ersten Therapie -
sitzungen eine regelrechte Sprachblockade bekam und da -
her froh war, als sie keine weiteren Termine mehr hatte:
„Ich kann über all das im Moment einfach nicht reden, da
ist es einfacher, alles zu schreiben und zu wissen, dass es
da jemanden gibt, der das alles liest.“ Und ein anderes
Mal gab sie mir zu verstehen: „Schreiben kann ich wenigs-
tens, wenn ich schon mit keinem reden kann.“

Sie selbst sah die Onlineberatung nicht in Konkurrenz 
zur Therapie. Im Gegenteil, sie beschrieb nach der Wieder-
aufnahme ihre Gefühle zu ihrem Therapeuten und nutzte
die Onlineberatung zur Reflexion über die Therapie: „Es
fällt mir total schwer, mit ihm zu reden, aber das liegt nicht
an ihm. Es ist einfach, weil ich früher nie mit jemand 
über so was geredet habe. In der Stunde dachte ich oft,
ich will da weg. Aber jetzt bin ich super froh, dass ich es
ge macht hab.“

Dieses Beispiel zeigt, dass Onlineberatung Jugendliche
motiviert, auch Möglichkeiten der Beratung und Therapie vor
Ort zu nutzen, und sie ihnen den Zugang hierzu erleich tert.
Es ist weiterhin zu vermuten, dass gerade für Jugendliche
mit negativen Therapieerlebnissen der geschützte und
ano nyme Zugang zur Onlineberatung eine der wenigen Mög -
lichkeiten darstellt, überhaupt noch mit professioneller
Beratung in Kontakt zu kommen und mit ihr möglicherwei-
se die negativen Erlebnisse zu thematisieren und zu ver -
arbeiten.

etwa durch Geschichten über Mädchen in ähnlichen Situa -
tio nen, Hinweise auf Bücher und Filme, die ähnliche Pro-
bleme thematisieren.

Was kann man aber gegen die Angst tun? Es gibt dafür
therapeutische Möglichkeiten, die in Deiner Therapie er -
arbeitet werden können. Eine gute Möglichkeit für den
Alltag ist, das, wovor man Angst hat, in so kleine Portio-
nen oder Schritte aufzuteilen, dass man sie trotz Angst
bewältigen kann; das gibt dann auch zunehmend Sicherheit
und Selbstvertrauen, dass man die Dinge schaffen kann.
Oder: Manchmal hilft es auch, wenn man für sich selbst
das Wort „noch“ benutzt. Zum Beispiel: Das macht mich
noch fertig, das halte ich noch nicht aus, das kann ich noch
nicht. Damit baust Du für Dich selbst die Erwartung ein,
dass sich das ändern kann und wird.

Zaghafte Hinweise auf eine beginnende Ablösung von den
Eltern wurden in meinen Antworten verstärkt, aber ich
brachte auch eigene Erlebnisse als Beispiel für Problemlö-
sungen ein. Neben Tipps, wie „Fantasien zum sicheren Ort“
oder „Gedankenstopp“, bekam Flöckchen viel Unterstüt-
zung darin, sich selbst und das, was sie bisher schon erar-
beitet hatte, positiver zu bewerten.

Ganz toll finde ich ja, dass und wie Du es geschafft hast,
das Meckern Deines Vaters nicht so auf Dich zu beziehen.
Das ist ein ganz wichtiger Schritt, dass er seine Gefühle
und schlechte Laune haben kann, ohne dass Du Dich
davon runterziehen lässt. Das ist ein Beginn, unter wirk-
lich schwierigen Bedingungen innerlich unabhängig zu
werden.

Meine Antworten enthielten Hinweise auf ihre Selbstwirk-
samkeit und hohe Anerkennung für die vielen Veränderun-
gen. Ich bot auch Deutungen für die Ängste an, die wohl
aus der Kindheit von Flöckchen herrührten, und reflektierte
die Beziehungsdynamik in der Familie. Das Ziel war es,
einen Weg zu finden, der von der „Schuld“-zuweisung an
einzelne Personen wegführte und die familiären Beziehungs-
muster in den Vordergrund stellte. Das beinhaltete auch
eine vorsichtige Konfrontation mit eigenen Anteilen an der
aktuellen Situation. So spiegelte ich ihr zum Beispiel, wie
schwer es ihr fällt, positive Gefühle anzunehmen, und setz-
te dies in Bezug dazu, wie es ihr in ihrer Familie bisher
ergangen war. Gleichzeitig verdeutlichte ich ihr, wie verlet-
zend für andere ihre Ablehnung sein konnte.

Dritte Phase – Vorbereitung der Beendigung, Abschied

Ähnlich wie bei den von Kostenträgern für einen bestimm-
ten Zeitraum bewilligten Therapien ist auch bei der Online-
beratung der bke die Dauer der Beratung begrenzt. Die
Begrenzung ergibt sich hier durch die befristete Mitarbeit
der Fachkräfte in der virtuellen Beratungsstelle. Dadurch
war es möglich, den Abschied aus der beraterischen Bezie -
hung rechtzeitig zu thematisieren. Ich teilte Flöckchen mein
Ausscheiden zirka fünf Wochen vorab mit. Das Ergebnis
waren nun regelmäßige und sehr häufige Mails, gleichzeitig
nahm die Tiefe der besprochenen Probleme deutlich ab. Ich
erlebte dieses Ende als sehr organisch, da Flöckchen nun
in der Therapie vor Ort gut verankert war. Dort lag jetzt ihr
Schwerpunkt, und es galt, eine Doppelbetreuung zu ver-
meiden. Dafür wurde der Abschied liebevoll und konsequent
gestaltet.
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Krisenberatung dient in Form einer Impulsberatung dazu,
die Hemmnisse abzubauen und durch diese Begleitung 
den Mut zu finden, die Beratungsstelle aufzusuchen und
die ein geleiteten Veränderungen nicht wieder aufzugeben“
(ebd., S. 46).

Damit die Beraterinnen und Berater ihre Aufgabe auf pro-
fessionelle Weise erfüllen können, sollte Onlineberatung
aber unbedingt eingebettet sein in ein System von Qualitäts-
maßnahmen. Hierzu gehören fachliche Standards, Unter-
stützungssysteme und Handreichungen für schwierige Situ-
ationen. Und die Fachkräfte sind gefordert, sich auf das
neue Medium und seine fachlichen Möglichkeiten und Risi-
ken einzustellen, bewährte Haltungen und Methoden zu
hinterfragen und anzupassen. Hierzu gehört auch, eine
schriftliche Ausdrucksform zu finden, die sowohl dem Me -
dium als auch den jugendlichen Bedürfnissen gerecht wird:
„Die User erwarten verbindliche Antworten vom Modera-
tor und nehmen es mit der Sprache sehr genau. Floskeln wie
‚Ich bin für dich da‘ können auch als Provokation oder
Kränkung erlebt werden […]“ (bke-Projektgruppe Online-
Beratung 2004, S. 210). Nicht zuletzt müssen die Fachkräfte
lernen, mit der Unsicherheit umzugehen, dass es in der
Regel die Ratsuchenden sind, denen das Medium vertrau-
ter ist und die es kompetenter bedienen.

Die ansteigenden Nachfragen zeigen, dass Beratung über
das Internet für viele Jugendliche zunehmend ein norma-
ler, ein selbstverständlicher Weg wird, sich Verständnis
und Hilfe zu organisieren. Dabei ist gerade angesichts der
oft massiven Problemlagen ebenso wie bei der Beratung
vor Ort ausgewiesene Fachlichkeit gefragt. Da das Internet
praktisch jedem ermöglicht, beratend tätig zu werden,
stellt eine Onlineberatungsstelle mit geprüfter Qualität, wie
sie beispielsweise die bke anbietet, einen Weg zu qualifizier-
ter Hilfe dar.

Dass es möglich ist, auch über die medial eingeschränkte
Kommunikation im Internet eine beraterische Beziehung
aufzubauen, erlebte ich selbst sehr eindringlich in Form
von Gegenübertragungsgefühlen. Im Laufe des langen
Schriftwechsels entstanden bei mir intensive Gefühle ge -
genüber einem Mädchen, das ich nie zu Gesicht bekommen
hatte. Zunächst verspürte ich Ärger und Genervtheit auf-
grund der sich stets wiederholenden Klagen und Beschuldi -
gungen, ohne dass sie ein Gefühl für die eigene Beteiligung
entwickelt hätte. Dann folgte bei mir Betroffenheit, vor
allem als Flöckchen deutlicher werden ließ, wie heftig ihre
Symptome waren, und als sie die sehr verletzenden und
wenig einfühlsamen Reaktionen ihrer Familie schilderte.
Ich entwickelte „mütterliche“ Gefühle ihr gegenüber: Als
sie einige neue Verhaltensweisen an den Tag legte, war ich
„stolz“ auf sie. Als sie sehr depressiv und fast suizidal klang,
machte ich mir große Sorgen und war erleichtert, als ich
wieder von ihr hörte. Hilflos fühlte ich mich, als sie relativ
spät davon berichtete, dass sie sich selbst verletzte. Der
Abschied fiel auch mir nicht leicht, denn sie war mir mittler -
weile ans Herz gewachsen. Bei der unerlässlichen Klärung
und Bewältigung meiner eigenen Gefühle war mir die Be -
sprechung im Team der Beratungsstelle vor Ort ebenso hilf -
reich wie die Intervision innerhalb des Beraterkreises der
virtuellen Beratungsstelle.

Gerade das geschilderte Beispiel hat mich selbst überzeugt,
dass auch online intensive Beziehungsarbeit bei komplexen
und tiefgreifenden Problemen möglich ist. Die Anonymität
des Beratungsmediums begünstigt einen guten Einstieg,
und die erste Beziehungsfindung kann wie bei „Flöck chen“
recht schnell glücken. Gleichwohl muss der Beratungspro-
zess von den Beteiligten immer erarbeitet werden. In jeder
der beschriebenen Phasen kann es auch zu Krisen bis hin
zum Beziehungsabbruch kommen: „Nach wie vor rea -
gieren beide Zielgruppen empfindlich auf personelle Ver-
änderungen, verbunden mit Bedauern auf der Elternseite
und Verunsicherung und Beratungsabbruch auf der Ju -
gend seite“ (Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e.V. 
2007, S. 47). Der Vorteil der Onlineberatung ist jedoch, dass
für die Jugendlichen der Zwang zur sozialen Verbindlich-
keit niedriger ist und ihre Autonomie und Handlungsfähig-
keit gewahrt bleiben, da sie jederzeit die Möglichkeit haben,
ohne „soziale Nebenfolgen“ die Beraterin zu wechseln.

Die Onlineberatung ersetzt somit nicht die direkte Beratung
oder Therapie, stellt aber eine neue wichtige Form der
Beratung dar, in der sich auch neue Formen der berateri-
schen Beziehung entwickelt haben. Gerade das Nichtkennen
kann Übertragungen anregen und Fantasien ermöglichen.
Vor allem kann die Onlineberatung wie im geschilderten
Beispiel Barrieren umgehen, die die Inanspruchnahme von
Therapie gerade für eine sehr belastete Zielgruppe zunächst
unmöglich machen. Den wichtigen Zusammenhang von
Beratung online und vor Ort unterstreichen zudem die Er -
fahrungen mit der Sprechstunde im Einzelchat, die seit
ihrer Einführung intensiv nachgefragt wird. Viele Sprech-
stunden werden von den Jugendlichen genutzt, „die am
gleichen Tag anstehende Sitzung in der ambulanten Bera-
tungsstelle oder beim Psychiater vorzubereiten und ‚Mut zu
tanken‘. Ähnlich gelagert sind die Probleme mit der Selbst-
motivation, wenn es darum geht, Leistungsanforderungen
nicht aus dem Weg zu gehen oder Zusagen einzuhalten,
auch wenn sich die persönliche Einstellung zur Angelegen -
heit zwischenzeitlich (wieder einmal) geändert hat. Die



Anmerkungen

1
Oftmals fällt es schwer, für neue Medien treffende Bezeich-
nungen zu finden, so auch bei der Onlineberatung. Im bke-
Projekt beispielsweise suchen die Verantwortlichen bis
heute nach einem passenden Begriff für die Einzelberatung
über das Webseitenformular (Bundeskonferenz für Erzie-
hungsberatung e.V. 2007, S. 34 f.). Der ursprüngliche Be -
griff „webbasierte Einzelberatung“ war im Alltag zu sper-
rig, und der gegenwärtige Begriff „Mailberatung“ kann
leicht zu Irritationen führen, da die Mails nicht „nach Hau -
se“ zugestellt, sondern im System hinterlegt werden. Ähn-
lich schwierig ist es, die besonderen Merkmale der On -
lineberatung sprachlich auf den Punkt zu bringen. Sie fin-
det zwar in einer virtuellen Umgebung statt, ist jedoch
nicht im strengen Sinne virtuell, da sie Beratung und ihre
Wirkung nicht simuliert, sondern für die Beteiligten sehr
real beziehungsweise wirklich ist.

2
Die Falldarstellung wurde ebenso anonymisiert wie der
von der Jugendlichen frei gewählte Benutzername, unter
dem sie in der virtuellen Jugendberatung Beiträge
schrieb.
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Gespannt bis skeptisch warten Penny, Tim, Marc, Jennifer,
Klaus, Miro und Sabine im Wohnzimmer ihrer Wohngrup-
pe darauf, dass es losgeht. Eine Zukunftswerkstatt zum
Thema „Gruppenabend“ soll heute stattfinden. Alle sind
eingeladen worden, und alle sind gekommen. Die Idee zu
dieser Veranstaltung hatte Erika, ihre Betreuerin, die
mich als Aktive des Vereins Kinder haben Rechte e.V. für
die Vorbereitung und Moderation gewonnen hat. Kinder
haben Rechte e.V. hat in den vergangenen Jahren zahlrei-
che sogenannte Beteiligungsworkshops mit Kindern 
und Jugendlichen aus der Erziehungshilfe zu verschiede-
nen Themen, wie zum Beispiel Mitbestimmung, Kinder-
rechte, Hilfeplanung oder Gruppenregeln, durchgeführt.
Erika wollte nicht mehr nur im Team überlegen, wie man
den meist zähen Gruppenabend verändern könnte, son-
dern dies den Jugendlichen überantworten. Schließlich
sollte die Gruppenversammlung ja eine Veranstaltung der
Ju gendlichen sein, nicht der Pädagogen, die bislang immer
wieder dafür sorgten, dass der Gruppenabend überhaupt
stattfindet. Die Zukunftswerkstatt beginnt mit einer  Ein -
stiegsgeschichte. Von ihr angeregt, tragen die Jugendlichen
zusammen, wie bei ihnen ein Gruppenabend ab läuft. 
Die Erzählungen lassen darauf schließen, dass diese Zu -
sammen künfte tatsächlich eher eine Veranstaltung der
Pädagoginnen und Pädagogen sind. Sie bringen die Themen
ein, moderieren die Gruppenabende und nutzen die Gele-
genheit, aktuelle Probleme zu besprechen, die Ämter für
die nächste Woche zu verteilen und Wünsche für das Essen
oder für Freizeitaktivitäten zu sammeln. In der anschlie-
ßenden Kritikphase der Zukunftswerkstatt bemängeln die
Jugendlichen, dass immer alle eng am Tisch sitzen müs-
sen und der Gruppenabend zu lange dauert, man seine
Mei nung nicht immer offen sagen kann und sie über die Re-
geln nicht mitbestimmen können, beispielsweise wie oft
manche Ämter erledigt werden müssen oder wie der Spei-
seraum genutzt wird. Es folgt die Fantasie- oder Zukunfts -
phase. Hier spielen die Jugendlichen eine „blöde“ und
eine „coole“ Gruppenversammlung, während einer von
ihnen das Geschehen filmt. Deutlich wird, dass Beteiligung
Spaß machen kann, während der Spielszenen und beim
Anschauen des Videos wird viel gekichert und gelacht. In
der coolen Gruppenversammlung übernimmt Tim die Mo -
deration, und die Betreuerin wirkt als Teilnehmerin mit.

Es werden neue Ämterregeln aufgestellt, eine lockere Nut -
zung des Speiseraumes beschlossen und Highlights für 
die nächs ten Gruppenabende festgelegt, zum Beispiel zu -
sam men einen Film gucken, essen gehen, über Sex reden
und noch einmal was mit der Videokamera machen. In 
der letzten Phase, der Umsetzungs- oder Realisierungspha -
se, rege ich an, auch die möglichen Konsequenzen ihrer
 Entscheidungen mitzubedenken: Was passiert zum Beispiel,
wenn sich jemand nicht an die neue Ämterregelung hält?
Nachdem ich ihre Antwort: „Wie immer sind die Betreuer
für die Umsetzung verantwortlich“, nicht akzeptiere, kommt
es zu einer hitzigen Diskussion. Drakonische Taschen -
geld abzüge und Ausgangssperren werden ebenso erwogen
wie die Idee, Regelverstöße beim nächsten Gruppenabend
zu besprechen. Aber auch Ängste werden deutlich, etwa
die, von anderen Jugendlichen nicht ernst genommen oder
angemacht zu werden, wenn man sie auf einen Regelver-
stoß anspricht. Den Jugend lichen wird klar, dass Mitbe-
stimmung weniger damit zu tun hat, sich etwas wünschen
zu dürfen, als damit, verschiedene Interessen zu diskutie-
ren, Einfluss zu nehmen und Verantwortung zu tragen.
Auch heute bin ich wieder beeindruckt, wie engagiert sich
Mädchen und Jungen auf solche Veranstaltungen einlas-
sen, und finde es spannend, ihre Gedanken, Einschätzun-
gen und Ideen kennenzulernen.

Was in diesem Beispiel aufscheint, entspricht den Erfahrun-
gen und Ergebnissen aus zahlreichen anderen Workshops
mit Kindern und Jugendlichen in der Heimerziehung. Sie
wünschen sich ein Mehr an Beteiligung, bringen sich, wenn
sie sich ernst ge nommen fühlen und tatsächlich Einfluss-
möglichkeiten haben, engagiert ein und sind hinsichtlich
ihrer Ideen und Veränderungs vorschläge in der Regel sehr
realistisch. Wie wichtig es für die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen ist, dass sie sich bei der Gestaltung
ihres Alltags beteiligen und dass gegen ihren Willen ohne-
hin nicht viel zu machen ist, wissen auch die pädagogischen
Fachkräfte in der Heimerziehung. Gleichzeitig wird im Hin -
blick auf Beteiligung immer wieder eine Diskrepanz zwi-
schen Anspruch und Umsetzung deutlich. Dies gilt nicht nur
für die Be teiligungsworkshops. In ihrem Projekt „Beteili-
gung – Qualitätsstandard für Kinder und Jugendliche in der
Heimerziehung“ kommen zum Beispiel Mechthild Wolff

„Wir wollen nicht immer alle so eng am Tisch sitzen!“

Aktuelle Ansätze zur Partizipation von Kindern und
Jugendlichen im Alltag der Heimerziehung

Ansätze
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und Sabine Hartig (2006) aktuell zu dem Ergebnis, „dass
der Beteiligung grundsätzlich große Aufmerksamkeit ge -
schenkt und sie von vielen Erwachsenen als Leitidee akzep-
tiert wird, dass in der Umsetzung im Alltag mit Kindern
und Jugendlichen aber ein erheblicher Entwicklungsbedarf
besteht. Die Recherche ergab zudem, dass wenig empiri-
sche Erkenntnisse über die Umsetzung von Beteiligung in
der Heimerziehung vorliegen, dass es wenig Best-practice-
Beispiele von gelingender Beteiligung im Heimalltag gibt,
und dass die Sichtweise der Kinder und Jugendlichen und
deren Definitionen von guter Beteiligung kaum bis gar nicht
vorkommen“ (ebd., S. 3).

Wer an der Weiterentwicklung der Beteiligungspraxis inter -
essiert ist, für den lohnt es sich, diese Diskrepanz zwischen
Anspruch und Praxis genauer unter die Lupe zu nehmen.
Es fällt auf, dass „Partizipation“ zu einem Modebegriff
avanciert ist, der sehr verschieden ausgelegt wird. Daher
ist es wichtig, sich zunächst darüber zu verständigen, was
unter diesem Begriff zu verstehen ist und wie er jeweils
her geleitet und begründet wird. Ist er geklärt, lässt sich
an schließend die Frage beantworten, welche zentralen An -
sätze es für die qualifizierte Umsetzung von Partizipation
in der Heimerziehung geben kann. Dies soll exemplarisch
an einem Praxisprojekt beschrieben werden.

Warum ist Partizipation für Kinder und
 Jugendliche wichtig? Zur Konkretisierung 
eines Modebegriffes

Wenn im Zusammenhang mit Kindern und Jugendlichen
über Partizipation gesprochen wird, geschieht dies zumeist
aus drei Perspektiven. Aus rechtlicher Sicht wird Partizi -
pation mit Verweis auf entsprechende Normierungen in der
UN-Kinderrechtskonvention, im Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz (KJHG) und auch im Familienrecht gefordert. Aus
politischer Sicht wird Partizipation als Demokratisierungs-
strategie begründet, die den Einfluss von Bürgerinnen 
und Bürgern auf politische Entscheidungen sichert. Für
Kinder und Jugendliche heißt das, nur wenn sie frühzeitig
demokratische Orientierungs- und Entscheidungsmöglich-
keiten erfahren, werden sie diese später als bedeutsame
Werte für sich übernehmen können. Kinder- und Jugend -
lichenräte sind Beispiele dafür, wie eine politische Begrün-
dungsperspektive in der Heimerziehung praktisch umge-
setzt wird.

In der sozialpädagogischen Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen haben partizipative Ansätze eine lange Tradition.
Als zentrales Strukturelement der Kinder- und Jugendhilfe
sind sie vor allem im Konzept der Lebensweltorientierung
verankert. Ein häufig zitierter Satz aus dem Achten Ju gend -
bericht bringt es programmatisch auf den Punkt: „Wenn
lebensweltorientierte Jugendhilfe darauf hinzielt, dass Men -
schen sich als Subjekte ihres eigenen Lebens erfahren, 
ist Partizipation eines ihrer konstitutiven Momente“ (Bun-
desministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit
1990, S. 88). In der aktuellen Diskussion um die konzep -
tionelle Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe gewinnt
die Frage, welche Bildungsaufgaben sie erfüllen und wie
sie mit anderen Bildungsinstitutionen zusammenspielen
soll, zunehmend an Bedeutung. Auch hier im Konzept der
„Bildung als Selbstbildung“ stehen das Subjekt und seine

Beteiligungsmöglichkeiten im Mittelpunkt. Ausgangspunkt
ist die Erkenntnis, dass Bildungsprozesse eng mit der Eigen-
aktivität von Subjekten verknüpft sind, die sich mit ihrer
Umwelt auseinandersetzen. Nur durch Erfahrungen von
Anregung, von Herausforderung oder Grenzen in der Um -
welt können Sinn- und Bedeutungsstrukturen konstruiert
und modifiziert werden. Folglich verlangt der Bildungsauf-
trag der Jugendhilfe, Kindern und Jugendlichen die Mög-
lichkeit zu geben, sich mit ihrem Alltag zu beschäftigen und
ihn bewusst und in ihrem Sinne erfolgreich mitzugestalten
und zu verändern.

Partizipation ist somit eine notwendige Voraussetzung für
die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen. Dies be -
stätigen auch Forschungen zur Herausbildung moralischer
Überzeugungen, ohne die ein eigenverantwortliches Leben
in einer Gemeinschaft nicht möglich ist. Mädchen und
 Jungen übernehmen Normen und normative Vorgaben eher
und dauerhafter, wenn sie, wie in der einführenden Ge -
schichte am Beispiel der Ämterregelung, in den Prozess der
Formulierung von Normen eingebunden sind, deren Sinn
verstehen und selbst eine Vorstellung davon entwickeln
können, was geschehen würde, wenn diese Normen keine
Gültigkeit hätten. Solche Untersuchungen zeigen auch, dass
die Androhung von Sanktionen selbst bei Kindern im Grund-
schulalter ein relativ wirkungsloses Instrument ist, um
moralische Überzeugungen zu verfestigen und entsprechen-
des Verhalten zu fördern. Deutlich wird dagegen, dass
wesentliche Erziehungsziele dann gut zu erreichen sind,
wenn Kinder und Jugendliche selbst aktiv ihre Lebenswelt
und die Bedingungen ihres Aufwachsens mitgestalten kön-
nen und sich hierbei als wirksam erleben (Pluto und
Seckinger 2003).

Seit einiger Zeit werden unter Pädagoginnen und Pädago-
gen vermehrt Erkenntnisse aus neurobiologischen For-
schungen (Beck 2003) diskutiert, die alte erzieherische
Grundsätze, zum Beispiel reformpädagogische, bestätigen.
Untersucht werden die neurologischen Bedingungen des
Lernens, wie Gehirnfunktionen aufgebaut sind und sich
organisieren, und was sich positiv oder negativ auf ihre
Entwicklung auswirkt. Damit ein Kind sein Gehirn gut nut-
zen, das heißt optimiert lernen kann, ist es wichtig, dass
die Nervenzellen im Gehirn intensiv und stabil untereinan-
der verschaltet sind. Um diese Verschaltungen ausbilden
zu können, müssen Kinder möglichst viele eigene Erfah-
rungen machen. Dabei brauchen sie Orientierungshilfe,
also äußere Vorbilder und innere Leitbilder, die ihnen Halt
bieten und an denen sie ihre Entscheidungen ausrichten.
Kinder und Jugendliche lernen vor allem dadurch, dass sie
etwas tun, und dies immer wieder in unterschiedlichen
Zusammenhängen und mit verschiedenen Menschen. „Durch
die neuere Hirnforschung wird eindrucksvoll bestätigt: 
Le bewesen lernen am besten, wenn sie selbst tätig sind.
 Bloßes Zuschauen oder Zuhören genügt nicht: Wir müssen
schon in einen aktiven Dialog mit der Umwelt eintreten,
wenn wir lernen wollen“ (ebd., S. 3).

Diese Forderung deckt sich nicht zuletzt mit Erkenntnissen
aus der neueren sozialwissenschaftlichen Kindheitsfor-
schung. Sie versteht Kinder als eigenständige Subjekte, die
sich von der Welt der Erwachsenen nicht durch einen „Ent-
wicklungsrückstand“, sondern durch eine andere Gestalt
ihrer Subjektivität unterscheiden (Honig, Leu und Nissen
1996). Entsprechend erfordern die Wahrnehmung und  
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An erkennung der Kinder als Subjekte mit eigenen Vorstel-
lungen und Wünschen eine direkte Beteiligung von Mädchen
und Jungen. Es reicht nicht aus, dass Erwachsene stellver-
tretend für sie handeln und entscheiden.

Die ausgeführten Ansätze begründen nicht nur jeweils für
sich die Notwendigkeit von Partizipation, sondern lassen
auch ein gemeinsames Verständnis erkennen. Partizipation
muss demnach mehr sein als die bloße Anwesenheit von
Kindern und Jugendlichen bei Entscheidungen und deren
Mitteilung. Beteiligung bedeutet mindestens, die Bedürfnis-
se von Kindern zu erkunden und das Miteinander gemäß
ihrem Alter so zu gestalten, dass sie sich mit Entscheidun-
gen auseinandersetzen und sie verstehen können. Der wei-
ter gehende Anspruch von Partizipation besteht jedoch
grundsätzlich in der möglichst umfassenden Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen bei Entscheidungen, die sie
betreffen. Es gilt, so weit es geht, mit ihnen zusammen
Ent scheidungen zu entwickeln und umzusetzen, etwaige
Konsequenzen mit ihnen auszuhandeln und ihnen die ent-
sprechende Verantwortung einzuräumen. Ohne an dieser
Stelle Partizipation weiter zu differenzieren, wie stark
 Kinder und Jugendliche bei was mitbestimmen, wird deut-
lich, dass die Umsetzung von Partizipation beides erfordert,
sowohl Möglichkeiten tatsächlicher Einflussnahme als
auch die Berücksichtigung der alters- und entwicklungs -
gemäßen Bedürfnisse und Kompetenzen von Mädchen und
Jungen. Wie stark die eine oder andere Seite betont wird,
hängt davon ab, wie Partizipation jeweils begründet wird.

Mitbestimmung ausüben oder erst einmal lernen?

Wenn Fachkräfte aus der Heimerziehung über die Umset-
zung von Partizipation diskutieren, ergeben sich immer
wieder zwei Positionen. Zum einen wird argumentiert, dass
Partizipation sich am besten innerhalb der pädagogischen
Beziehung zum einzelnen Kind oder Jugendlichen reali -
sieren lässt. Anstehende Fragen und Entscheidungen könn -
ten so im Alltag direkt und persönlich mit ihnen geklärt
werden. Ein Heimrat würde hingegen viele Kinder und Ju -
gendliche überfordern, da sie oft schon in Gruppengesprä-
chen kaum bereit wären mitzuarbeiten. Viele Mädchen
und Jungen müssten erst einmal in der Beziehung zu einem
Erwachsenen lernen, ihre Bedürfnisse und Interessen zu
äußern, mitzubestimmen und Verantwortung zu überneh-
men. Die Vertreter dieser Position sehen Partizipation dann
als gesichert an, wenn Pädagoginnen und Pädagogen, die
über eine beteiligungsorientierte Haltung verfügen, die
Interessen und Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen
verantwortlich in den Blick nehmen, sie alters- beziehungs -
weise entwicklungsgemäß an Entscheidungen beteiligen
und ihnen gezielt Verantwortung übertragen.

Andere betonen hingegen, dass es für Partizipation allge-
mein gesicherter, institutionalisierter Mitbestimmungsmög-
lichkeiten bedarf. So unterstreichen beispielsweise Vertre-
ter der Heimräte in Hessen, wo Interessensvertretungen 
in den Heimrichtlinien gesetzlich verankert sind, dass von
realisierter Partizipation erst dann gesprochen werden
kann, wenn es formalisierte Mitbestimmungsverfahren, wie
beispielsweise gewählte Gruppensprecher, Gruppenver-
sammlungen oder Heimräte, in den Einrichtungen gibt.
Schließlich könne man Partizipation nicht ausschließlich zu
einer Haltungsfrage machen und damit weitestgehend in

das Belieben von Pädagoginnen und Pädagogen stellen. 
Sie geben zu bedenken, dass es immer wieder zu Störungen
in der pädagogischen Beziehung kommen kann, die sich
gleichzeitig auf die Mitbestimmungsmöglichkeiten der Kin-
der auswirken.

Diese kurz dargestellten Positionen verdeutlichen, dass
Partizipation einerseits – pointiert formuliert – als „Lernen
von Mitbestimmung“ pädagogisch und andererseits mit
dem Hinweis auf demokratische Spielregeln als „Ausübung
von Mitbestimmung“ politisch begründet wird. Häufig
bleibt in den Partizipationsdebatten allerdings ungeklärt,
wie sich die pädagogische Perspektive zur politischen ver-
hält. Sich dieses Verhältnis von Pädagogik und Politik deut-
licher zu erschließen (Winkler 2000), ist für die weitere
Umsetzung von Partizipation in der Heimerziehung zentral.

Aus der politischen Perspektive betrachtet, soll Partizipa -
tion den Bürgerinnen und Bürgern Einfluss auf Entschei-
dungen in einer Demokratie sichern. Es geht um Teilhabe an
Macht und um Mitwirkung an politischen Entscheidungen.
Diese Teilhabe und Mitwirkung betreffen einerseits die
Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger und ande-
rerseits Entscheidungen und Geschehnisse, die das eigene
Leben im Allgemeinen, aber auch in seiner besonderen
 alltäglichen Wirklichkeit bestimmen (ebd., S. 190). Die Teil-
habe an politischen Entscheidungen ist im Wesentlichen
strukturell geregelt, das heißt über die Mitgliedschaft in
einer politischen Gemeinschaft (wie etwa Partei, Verein,
Planungsgruppe). Als Mitglied hat man an Entscheidungs-
prozessen teil und übt Macht aus nach den Vorgaben, die
sich die Gemeinschaft selbst gegeben hat (ebd., S. 197). Die
Forderung nach mehr Partizipation ist vor allem im Zu -
sammenhang mit dem Ruf nach mehr Demokratisierung
laut geworden und hatte zum Ziel, wo immer möglich An -
ordnungsgewalt durch direkte Mitbestimmung der Betrof -
fe  nen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu ersetzen.
Damit muss dies auch für die Kinder- und Jugendhilfe und
die stationären Erziehungshilfen gelten. Für den Ausbau
der Partizipation von Kindern und Jugendlichen, der auf
Demo kratisierung der Heimerziehung zielt, können aus der
po litischen Diskussion einige zentrale Kriterien abgeleitet
werden:
–  Partizipation sichert Mädchen und Jungen formelle, ver-
bindliche Möglichkeiten der Einflussnahme auf politische
Entscheidungen.
–  Als politisch sind alle Entscheidungen zu verstehen, die
die Gemeinschaft betreffen und die folgenreich für alle sind.
–  Teilhabemöglichkeiten sind strukturell zu verankern 
und können von den Kindern und Jugendlichen als Mitglie-
der einer Gruppe beziehungsweise Bewohnerinnen und
Bewoh ner eines Heimes wahrgenommen werden.

Demgegenüber folgt die pädagogische Perspektive einer
anderen Logik. „Pädagogik ist […] nicht strukturell angelegt,
sondern prozessual und individualisierend. Sie hat mit
Veränderung, mit Entwicklung, mit Lernen, vor allem mit
Bildung zu tun, wobei es um konkrete Individuen mit ihren
je besonderen Fähigkeitspotentialen geht. In pädagogi-
schen Prozessen werden wir zu Subjekten, die mit Macht
umgehen, diese für uns und uns für sie zivilisieren“ (Wink-
ler 2000, S. 197). In pädagogischer Perspektive wird Par -
tizipation in individuell auszugestaltenden Lern-, Bildungs-
und Hilfeprozessen verortet mit dem Ziel, Kinder zu be -
mächtigen, zunehmend Verantwortung zu übernehmen. In
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diesem Sinne fasste auch der Zehnte Kinder- und Jugend-
bericht (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend 1998, S.145 ff.) Partizipation als Übernahme
wachsender Verantwortung und als Sozialisationsaufgabe,
die es erfordert, sowohl in der Familie als auch in der
Schule und Jugendhilfe für Mädchen und Jungen Verant-
wortungsbereiche zur Verfügung zu stellen. Der Bericht
behandelt nicht nur den Zukunftsaspekt von Partizipation
als Erziehungsziel, sondern betont auch die Notwendig-
keit gegenwärtiger und aktueller Möglichkeiten und Räume
für Kinder, verantwortlich zu handeln.

Allerdings darf es entsprechend der pädagogischen Pers pek -
tive nicht zu einer Überforderung oder einer Verlagerung
von Erwachsenenverantwortung kommen. Gerade Kinder
und Jugendliche in belasteten Lebenssituationen verfügen
nicht unbedingt über ausreichende Kompetenzen, ihre
Beteiligungsrechte wahrzunehmen, oder sind aufgrund er -
littener Ohnmachtserfahrungen zunächst misstrauisch
gegenüber Partizipationsangeboten, empfinden sie gar als
Zumutung. Partizipation verlangt hier von den Fachkräften,
zunächst Beteiligungsfähigkeit (wieder-)herzustellen, also
pädagogische Prozesse in Gang zu setzen, in denen Mäd-
chen und Jungen sensibel und altersgemäß unterstützt wer-
den, eigene Bedürfnisse und Stärken (wieder) zu entdecken
und Wünsche deutlich zu machen. Die Kinder und Jugend -
lichen müssen anschließend auch erleben können, dass sie
berücksichtigt werden. Wie viel Verantwortung Kindern
alters- beziehungsweise entwicklungsgemäß übertragen
oder zugetraut wird, definieren letztlich immer die Erwach-
senen. Zusammenfassend gelten für die Verwirklichung
von Partizipation aus pädagogischer Perspektive folgende
Voraussetzungen:
–  Partizipation wird in pädagogischen Prozessen informell
verwirklicht.
–  Mädchen und Jungen lernen, zunehmend Verantwortung
zu übernehmen und Macht auszuüben, und haben gleich-
zeitig Möglichkeiten, verantwortlich zu handeln.
–  (Re-)Aktivierung und Weiterentwicklung von Teilhabe
orientieren sich an den besonderen Bedürfnissen und Fä -
higkeiten einzelner Kinder beziehungsweise Jugendlicher
und der Gruppen, in denen sie eingebunden sind.

Partizipation in der Pädagogik ist bislang weniger struktu-
rell abgesichert, sondern wird vielmehr pädagogischen
Beziehungen und Prozessen und damit stark den Pädago-
ginnen und Pädagogen überantwortet. Ihre Aufgabe ist 
es, sich an den individuellen Bedürfnissen und Kompeten-
zen der Kinder und Jugendlichen zu orientieren, sie zu
unterstützen, anzuregen und ihnen Teilhabemöglichkeiten
zu eröffnen.

Für die aktuelle und zukünftige (Weiter-)Entwicklung der
Partizipationspraxis ist meines Erachtens zentral, die päd -
agogische und politische Perspektive nicht getrennt zu
 diskutieren, sondern beide gleichzeitig zu realisieren. Da -
mit wird Partizipation zu einem integrierten Ansatz, der
zum einen das Lernen von Mitbestimmung ermöglicht und
Kinder und Jugendliche individuell und entwicklungsbe -
zogen zunehmend stärkt und der zum anderen zugleich
strukturelle und verbindliche Möglichkeiten der Mitbestim-
mung schafft, Einfluss und Macht auszuüben. Notwendig
sind damit sowohl die partizipative Haltung der Pädagogin-
nen und Pädagogen als auch demokratische Beteiligungs-
verfahren, die Kindern und Jugendlichen verdeutlichen,

dass ihre Einflussnahme gewollt ist, und die ihnen entspre -
chende Möglichkeiten der Mitbestimmung sichern. Als
integrative Klammer von pädagogischer Haltung und poli-
tischen Strukturen sehen Claudia Franziska Bruner und
Mitautorinnen (2001) eine Kultur der Beteiligung. In ihrer
Untersuchung zu verschiedenen Beteiligungsmodellen in
Kindertagesstätten, Schulen, Kommunen und Verbänden
stellen sie fest: „Ohne die dauerhafte Verankerung von Be -
teiligung in bestehenden Strukturen und die Schaffung
einer lebendigen ‚Beteiligungskultur‘ wird Partizipation zu
einer flüchtigen Modeerscheinung“ (ebd., S. 89).

Eine Kultur der Partizipation anregen

Der Begriff „Kultur“ verweist auf das vermittelnde Moment
zwischen formalisierter Partizipation und den Haltungen
einzelner Betreuerinnen und Betreuer. Die Kultur einer
Einrichtung manifestiert sich in den gemeinsam geteilten
und verbindenden Einstellungen, Haltungen, Werten und
Normen. Sie schaffen Erwartungen im Hinblick auf „rich -
tiges“ Verhalten, zum Beispiel in Bezug auf die Bedeut -
samkeit und Wirkung von Partizipation. Damit wirkt eine
Einrichtungskultur auch in informellen pädagogischen
Situationen und beugt zumindest beliebigen Verhaltens- und
Handlungsentscheidungen einzelner Pädagoginnen und
Pädagogen vor. Die Kultur einer Einrichtung steht in einem
sich wechselseitig bedingenden Verhältnis zu den forma-
len Strukturen. Dies bedeutet: Strukturen regen Kulturbil-
dung und -verstetigung an und weisen gleichsam in eine
Richtung. Gleichzeitig beeinflussen kulturelle Einstellungen 
und Haltungen den Bedeutungsgehalt und die Wirkung 
von Strukturen wesentlich. Während Strukturen kurzfristig
entwickelt werden können, ist die Veränderung von Einrich-
tungskulturen jedoch ein längerer Prozess.

Wie ein solcher Prozess aussehen kann und mit welchen
Strategien er umzusetzen ist, zeigen unsere Erfahrungen
aus einem Modellprojekt, das ich gemeinsam mit meinem
Kollegen Peter Hansbauer in einer großen Jugendhilfe -
einrichtung, dem Diakonieverbund Schweicheln e.V., ange-
regt und begleitet habe. Der Name des Projektes war Pro-
gramm: „Erziehung braucht eine Kultur der Partizipation“
(Hansbauer und Kriener 2006). Eines der Projektziele 
war es, die oben angesprochene, bei der Umsetzung von
Par tizipation häufig beklagte Diskrepanz zwischen An -
spruch und Praxis zu überwinden.

Zunächst stellte sich für uns die zentrale Frage, wie beteili-
gungsorientierte Haltungen, die sich ihrem Wesen nach
nicht verordnen lassen, so angeregt werden können, dass
sich in der Wechselwirkung mit formellen Partizipations-
verfahren eine „Kultur der Partizipation“ verstetigt. Der
Weg, den wir schließlich verfolgten, führte zu der gemein-
samen Entwicklung von Partizipationsinstrumenten in den
am Projekt teilnehmenden Einrichtungen. Als formell ver-
ankerte Instrumente wurden in Arbeitsgruppen ein Rechte-
katalog für Kinder und Jugendliche, ein für sie zugäng -
liches Beschwerdemanagement und Partizipationsgremien
entwickelt. Die Gruppen arbeiteten unter Einbeziehung der
Kinder und Jugendlichen, des pädagogischen Personals
sowie nach Möglichkeit auch der Eltern und Jugendämter.
Um möglichst viele Betreuerinnen und Betreuer in den
Entwicklungsprozess einzubeziehen und zudem über die
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Arbeitsgruppenmitglieder einen kontinuierlichen Informa-
tionsfluss zu sichern, nahm in allen Einrichtungen mög-
lichst aus jedem Team eine Fachkraft teil, und es wurden
zu jedem Umsetzungsschritt neue Arbeitsgruppen gebildet.
Diese entwickelten die einzelnen Instrumente jeweils in
einem Zeitraum von einem halben Jahr und im Rahmen
von fünf bis sechs Sitzungen. Eine weitere Aufgabe im Pro-
jekt bestand in der Ausarbeitung eines Verfahrens zur Eva-
luation der Instrumente.

In diesem beteiligungsorientierten Verfahren wurden zum
einen Partizipationsinstrumente gemeinsam erarbeitet,
erprobt und eingeführt. Indem sich die Beteiligten darüber
austauschten, reflektierten sie zugleich ihre Einstellungen
und Haltungen und entwickelten somit die Kultur der Ein-
richtung weiter.

Mit den genannten Partizipationsinstrumenten wurde ein
Spektrum erfasst, das sowohl individuelle als auch kollekti-
ve oder, wie im Elften Kinder- und Jugendbericht (Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
2002) unterschieden wird, „individuelle und versammelnde“
Formen der Beteiligung berücksichtigt. Während der Rech-
tekatalog und das Beschwerdemanagement die einzelnen
Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern in ihren individuellen
Rechten beziehungsweise der Rechtswahrnehmung stär-
ken, zielen Partizipationsgremien auf die kollektive Beteili-
gung zum Beispiel der Kinder als Mitglieder einer Wohn-
gruppe. Im Folgenden werde ich die Partizipationsinstru-
mente näher erläutern und von den Erfahrungen, die wir bei
ihrer Entwicklung gesammelt haben, berichten.

Der Rechtekatalog

Bei der Entwicklung und Formulierung des Rechtekatalo-
ges wurde konsequent auf die direkte Ansprache: „Du hast
das Recht …“, „Du kannst …“, geachtet. Dieses grundle-
gende Prinzip war mehr als nur eine stilistische Orientie-
rung, es lenkte die Ideenfindung und Diskussionen und
diente als Gradmesser, ob die Rechte und Standards auch
tatsächlich aus der Perspektive und in der Sprache der
Kinder und Jugendlichen formuliert wurden. Der Rechte -
katalog war für die Beteiligten auch im Hinblick auf ihre
päd agogischen Überzeugungen eine große, im Sinne des
 Kulturbildungsprozesses jedoch gewünschte Herausforde-
rung. Dies zeigte sich in zahlreichen regen Diskussionen
darüber, was den Kindern, orientiert an ihren jeweiligen
Bedürfnissen und Kompetenzen, im Einzelfall zugestanden
werden kann. Diese pädagogische Frage kollidierte mit
dem Anspruch, unabhängig von individuellen Bedürfnissen
und Kompetenzen der Kinder und Jugendlichen ein Recht
zu formulieren. An ein Recht sind konkrete Erwartungen
und Forderungen geknüpft, die nicht infrage zu stellen und
im Einzelfall nicht zu hintergehen sind. Eine weitere
Schwie rigkeit bestand darin, dass die häufig mit unbe-
stimmten Rechtsbegriffen und Forderungen gespickten
Kinderrechte („sollen mitwirken“, „sind entsprechend
ihrem Entwicklungsstand zu beteiligen“) von den jeweili-
gen Fachkräften und Teams sehr unterschiedlich interpre-
tiert und mit Le ben gefüllt wurden.

Allgemein gilt es, Kinderrechte so festzuschreiben, dass alle
Kinder in der gesamten Einrichtung mit Recht das Glei che
erwarten können. Die Rechte für einen solchen Katalog müs-
sen nicht neu erfunden werden. Vielmehr geht es da rum,

die vorhandenen Rechte im Kinder- und Jugendhilfegesetz
oder der UN-Kinderrechtskonvention so zu konkretisieren,
dass Kinder und Jugendliche sie verstehen und wissen,
was sie erwarten und worüber sie sich beschweren können,
wenn aus ihrer Sicht etwas nicht richtig läuft. An der For-
mulierung der Rechte sind daher die Kinder und Jugendli-
chen ebenso zu beteiligen wie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und soweit möglich auch die Eltern und Jugend-
ämter. Deren Meinungen können mittels Fragebogen oder
Gruppendiskussionen eingeholt werden. Beispiele für
 niedergelegte, von allen als wichtig erachtete Rechte sind:
–  Du hast das Recht, dass andere Menschen dich ernst neh-
men und respektieren und dass sie dich respektvoll und
fair behandeln. Du darfst weder geschlagen noch bedroht,
missbraucht, beleidigt oder abgewertet werden, egal was
du getan hast.
–  Du hast das Recht, in Angelegenheiten, die dich betreffen,
informiert und beteiligt zu werden. Das heißt, dass wich ti ge
Entscheidungen in Absprache mit dir, deinen Eltern (oder
deinem Vormund) und den Betreuern getroffen werden.
–  Du hast das Recht, dich in allen Fragen an das Jugendamt
zu wenden.
–  Du hast das Recht auf einen persönlichen Kontakt zu dei-
nem Vormund.

Beschwerdemanagement

Im Gegensatz zum Rechtekatalog ist das Beschwerdema -
nage ment ein relativ verbreitetes Beteiligungsinstrument in
Einrichtungen der Erziehungshilfe. Aus der Perspektive
von Kindern und Jugendlichen ist es vor allem wichtig, den
Beschwerdezugang sorgfältig zu entwickeln beziehungs-
weise zu überprüfen. Kinder, Jugendliche und Eltern müs-
sen zielgruppengerecht und kontinuierlich über Beschwer-
demöglichkeiten und -wege informiert werden. Dies sollte
in persönlichen Gesprächen, insbesondere im Aufnahme -
gespräch, geschehen. Zudem können in Flyern und auf Pla-
katen, die in allen Gruppenräumen aushängen, kindgemä-
ße Informationen präsentiert werden. Das entwickelte
Beschwerdeverfahren muss für die Beteiligten gut zugäng-
lich sein. Erfahrungen zeigen, dass Kinder und Jugendli-
che eher persönliche Zugänge suchen und weniger Mecker-
kästen, Telefon oder E-Mails nutzen. Auch wenn diese
Möglichkeiten zur Verfügung stehen, ist es daher bedeut-
sam, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Lei-
tungskräfte offen für direkt vorgebrachte Beschwerden
sind, diese verlässlich aufnehmen und für deren weitere
Bearbeitung sorgen. Da es bei Beschwerden nicht selten
vor kommt, dass sich mit ihnen Störungen in der Betreuungs -
beziehung verbinden oder Teaminteressen berührt wer-
den, sollten neutrale Beschwerdebeauftragte oder Vertrau-
enspersonen in den Beschwerdeprozess einbezogen wer -
den, an die sich Kinder und Jugendliche direkt wenden
oder die zur Moderation der Beschwerdebearbeitung hin-
zugezogen werden können.

Mit Blick auf die Beschwerdeannahme tauchten im Modell -
projekt häufig Fragen auf wie: „Wann ist denn eine Be -
schwerde eine Beschwerde?“, „Muss jede Nörgelei oder
Un mutsäußerung gleich in ein Beschwerdeformular auf -
genommen werden?“. An diesen Fragen wird deutlich, wie
Verfahren und Kultur ineinandergreifen: Verlässliche Be -
schwerdeverfahren regen eine Beschwerdekultur an, in der
Probleme und Veränderungswünsche offen angesprochen
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und möglichst situativ und unbürokratisch mit allen Betei lig-
ten geklärt werden. Und gleichzeitig benötigen verbind -
liche Verfahren eine Kultur, von der sie getragen werden, 
in der sie sich verstetigen und weiterentwickeln können.

Wenn Beschwerdeverfahren Kinder und Jugendliche in
ihren Rechten und Beteiligungsmöglichkeiten stärken sollen,
ist es notwendig, dass die Beschwerdeführer „Herren des
Verfahrens“ bleiben. Das heißt, sie sollten letztlich bestim -
men, ob es sich jeweils um eine Beschwerde handelt, die im
Rahmen des Beschwerdemanagements zu bearbeiten ist.
Und sie müssen Einfluss darauf haben, an wen sie sich
wenden können und wer wann in die Klärung einbezogen
wird. Nicht zuletzt müssen sie die Möglichkeit haben, eine
Beschwerde jederzeit – abgesehen von strafrechtlich re -
levanten Belangen – zurücknehmen zu können. Für diese
an spruchsvollen Möglichkeiten müssen alle ausreichend
über das Verfahren und die Kriterien, für die das Beschwer -
deverfahren gilt, informiert sein.

Bei der Entwicklung eines Beschwerdemanagements wer-
den nicht nur Probleme und Fragen hinsichtlich des Be -
schwerdeverfahrens aufgeworfen. Die Einrichtungen sehen
sich gleichfalls vor organisationskulturelle Herausforderun-
gen gestellt. Solche Aspekte sind beispielsweise
–  Fehlerfreundlichkeit: Wie werden meine Leitung und
meine Kolleginnen und Kollegen reagieren, wenn Fehler
deutlich werden?
–  Offenheit und Vertrauen: Will unsere Leitung uns nicht
nur kontrollieren? Sind die Mitarbeiterinnen und Mitar -
beiter in der Lage, verantwortlich mit Beschwerden umzu-
gehen, oder werden sie nur sich und ihr Team schützen
wollen?
–  Kommunikation und Kompetenzen: Wer soll und muss
wann informiert und in die Bearbeitung einer Beschwerde
miteinbezogen werden?
–  Lernfähigkeit und -interesse: Wollen wir aus Beschwer-
den lernen und entsprechende Veränderungen vornehmen,
oder empfinden wir sie eher als Störungen unseres Arbeits-
alltags?

Partizipationsgremien

Mit Partizipationsgremien sind verbindliche Orte und Struk-
turen gemeint, die den Kindern und Jugendlichen als Mit-
glieder einer Gruppe oder eines Heimes Möglichkeiten
sichern, Entscheidungen zu beeinflussen, die sie betreffen.
Im Modellprojekt standen vor allem die Gruppengespräche,
-versammlungen oder -treffs im Mittelpunkt, die – wie im
eingangs beschriebenen Beispiel – ohnehin in fast jedem
Betreuungsangebot realisiert werden. Die bisherige Umset-
zung, so wurde deutlich, gestaltete sich dabei höchst unter-
schiedlich. Die Spanne reichte von Mitbestimmungsgre-
mien, in denen Mädchen und Jungen Themen einbringen,
moderieren und auf Entscheidungen tatsächlich Einfluss
nehmen, bis hin zu eher pädagogischen Maßnahmen, in
denen die Pädagoginnen und Pädagogen die Themen fest-
setzen und häufig Probleme besprochen werden, die Kinder
und Jugendliche in der Gruppe verursachen.

Will man Gruppenversammlungen als Orte der Mitbestim -
mung von Kindern und Jugendlichen sichern, besteht die
Herausforderung darin, einen Rahmen zu gestalten, inner-
halb dessen Kinder und Jugendliche frei aushandeln und
mitbestimmen können. Die Frage „Wer bestimmt wie stark

und woran mit?“ muss möglichst klar und eindeutig be -
antwortet werden. Das heißt, diskutiert und festgelegt 
werden sollten Kriterien und Handlungsschritte bezüglich
–  konkreter Ziele: „Kinder und Jugendliche handeln ge -
meinsam und mit ihren Betreuerinnen und Betreuern die
Alltagsregeln aus“, oder „Kinder und Jugendliche ent schei -
den über die Verwendung ihres Gruppengeldes im Rah-
men legaler Verwendungen“;
–  des Ablaufes: Moderation, Protokoll, Themen;
–  der Gegenstandsbereiche: Regeln, Betreuungsgelder,
Freizeit;
–  der Einflussstärke: Anhörung, Aushandlung oder Selbst-
bestimmung.

Im Projekt haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
einer Einrichtung, deren Angebote ganz überwiegend Ein-
zelbetreuungen umfassen, alternativ mit den Jugendlichen
regelmäßige Workshops als Orte der kollektiven Beteiligung
konzipiert. Zudem diskutierten wir Möglichkeiten und
Ansätze gruppenübergreifender und einrichtungsbezoge-
ner Mitbestimmung. Einerseits wurde in diesem Zusam-
menhang die Auffassung vertreten, dass solche übergreifen-
den Mitbestimmungsmöglichkeiten nur begrenzt sinnvoll
seien, da es aufgrund der Dezentralisierung wenig gemein-
same Anknüpfungspunkte für die Kinder und Jugendli-
chen gebe und diese auch kaum Interesse an solcher Art
der Beteiligung hätten. Andererseits sind gleichzeitig soge-
nannte Kinderdelegiertentreffen durchgeführt worden, in
denen Kinder und Jugendliche aus dezentralen Betreuungs-
angeboten interessiert und engagiert zu aktuellen The-
men, wie Rechtekatalog oder Beschwerdemanagement,
gearbeitet und Einfluss genommen haben.

Auch in den zum Thema „Partizipationsgremien“ geführten
Diskussionen trafen oftmals die pädagogische und die po -
litische Perspektive aufeinander. Die unterschiedlichen
Vorstellungen wurden deutlich, als es darum ging, ob die
Betreuerinnen und Betreuer letztlich die Federführung in
den Gruppenversammlungen und bei anstehenden Ent-
scheidungen behalten oder ob die Gruppe der Kinder und
Jugendlichen in verschiedenen Entscheidungsbereichen
tatsächlich verbindliche Einflussmöglichkeiten erhält. Immer
wieder ging es letztlich um die Frage, inwieweit Kinder und
Jugendliche bereits in der Lage sind, Einfluss auszuüben
und Verantwortung zu übernehmen, und inwieweit sie dies
erst noch lernen müssen. Deutlich wurde aber auch die be -
sondere Bedeutung der Interaktionsebene Kinder und
Jugendliche untereinander, die einen eigenen Lern- und
Erfahrungsraum eröffnet, zusätzlich zu der Ebene Betreuer
und Kind.

Partizipation als Organisationsentwicklung 
und als Querschnittsaufgabe

Seit über zehn Jahren wird über Partizipation von Kindern
und Jugendlichen intensiv debattiert, und sie wird seitdem
in zahlreichen Verlautbarungen der Kinder- und Jugend -
hilfe eingefordert. Die Chance des Modellprojektes lag
darin, Partizipation sowohl als pädagogische als auch poli-
tische Aufgabe und letztlich als Organisationsentwicklung
zu verstehen. Dieser Ansatz hat sich als sehr erfolgreich
erwiesen. Die Entwicklung von Beteiligungsverfahren führte
zur Auseinandersetzung mit und der Überprüfung und
Änderung von Einstellungen und Haltungen und mündete
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in dem gewünschten Kulturbildungsprozess. Der überwie-
gende Teil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt an,
nun deut licher für das Thema sensibilisiert zu sein, selbst-
verständlicher und stärker die Kinder und Jugendlichen 
in Aushandlungen einzubeziehen und die eigene Tätigkeit
mehr aus der Perspektive der Kinder und Jugendlichen zu
reflektieren.

Im Modellprogramm war Partizipation aber nicht nur das
Ziel, sondern auch der Weg, auf dem die Organisations -
entwicklung verlief. Wenn erst einmal eine Kultur der Be -
teiligung geschaffen ist, bleibt sie nicht auf die Beziehung
zwischen Betreuten und Betreuenden beschränkt. Es zeigte
sich, dass es für die Beteiligung von Mädchen und Jungen
unerlässlich ist, gleichzeitig offen und änderungsbereit 
zu sein bezüglich der Partizipationsmöglichkeiten der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter.

Gerade in Zeiten, in denen Einrichtungen gefordert sind,
schnell und flexibel zu reagieren, ist es die Aufgabe von
Lei tungen, immer wieder Entscheidungen zu treffen, an
denen im Vorfeld nicht alle beteiligt werden können oder die
nicht von allen geteilt werden. Wenn Partizipation jedoch
als zentrales Merkmal in einer Einrichtungs- und Kommu -
nikationskultur verankert ist, kann das Vertrauen darauf
entstehen, dass auch bei Entscheidungen, an denen nicht
alle zu jeder Zeit angemessen beteiligt sein können, dennoch
die Einschätzungen, Erfahrungen und Bedürfnisse der
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berücksichtigt werden.
Eine große Herausforderung der Leitungen ist es, fortlau-
fend zu ermessen, ob und in welchem Grade sie allein oder
mit Beteiligung anderer entscheiden sollen.

Das Modellprojekt war ein wichtiger Schritt zur Entwick-
lung von Beteiligungsverfahren und zur Anregung eines
Kulturbildungsprozesses in den Einrichtungen. Diese Ent -
wicklung ist mit dem Ende des Modellprojektes nicht ab -
geschlossen, sondern stellt im Sinne einer fortlaufenden
Reflexion, Überprüfung und Ausgestaltung eine Dauerauf-
gabe dar.

Partizipation zu fördern, ist so wie die Herstellung von
Geschlechtergerechtigkeit oder die Berücksichtigung kultur-
spezifischer Lebenslagen und -stile eine Querschnittsauf -
gabe, die über die eigene Organisation und ihre Entwicklung
hinauswirkt. Dies fängt bei einem aushandlungsorientier-
ten Hilfeplanverfahren an, umfasst die Zusammenarbeit
mit Schulen, Ausbildungsstätten und Behörden ebenso wie
die Einmischung für die Rechte von Kindern und Jugend -
lichen im öffentlichen Raum und in der Kommunalpolitik.

Für mich hat die Zusammenarbeit mit den Kindern und
Jugendlichen wieder einmal belegt, dass sie Einfluss aus-
üben und Verantwortung übernehmen können und wollen.
Sie hat auch gezeigt, wie wichtig es für ihre persönliche
Entwicklung ist, sich selbst als wirksam zu erleben. Die Dis-
kussionen und Erfahrungen sowohl in den Arbeitsgruppen
mit den Betreuerinnen und Betreuern als auch in den
Workshops und den Gesprächen mit Kindern und Jugend -
lichen unterstreichen die grundlegende Bedeutung des
Themas Partizipation. Sie haben auch einen Weg aufgezeigt,
wie Beteiligung in Organisationen wirkungsvoll um gesetzt
werden und entscheidend zur Entwicklung der Persönlich-
keit von Kindern und Jugendlichen beitragen kann.
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re Kinder und Jugendliche wendet. Unter dem Stich-
wort „Deine Rechte in der Gruppe“ werden Rechte,
die insbesondere für das Leben in stationären Erzie-
hungshilfen wichtig sind, zusammengefasst und all-
tagsnah beschrieben.

Diakonieverbund Schweicheln e.V. (Hrsg.) (2006).
Erziehung braucht eine Kultur der Partizipation –
Umsetzung und Ergebnisse eines Modellprojektes 
in der Erziehungshilfe. Hiddenhausen: Eigenverlag.
http://www.ejh-schweicheln.de; Menüpunkt 
„Mate rial“.
Dokumentation des Modellprojektes mit Arbeitshil-
fen; Sammlung von Rechtekatalogen und Fragebögen
auf der beiliegenden CD-ROM und im Internet.

EREV-Schriftenreihe (2003). Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen in Einrichtungen der Erziehungs-
hilfe. Erfahrungen, Konzepte, Verfahren, Instrumen-
tarien. Heft 1.
Umfangreiche Sammlung von Materialien und Instru-
menten, wie Rechtekataloge, Infoflyer, Satzungen
und Geschäftsordnungen von Kinder- und Jugend-
vertretungen sowie Heimbeiräten und -parlamenten,
Fragebögen und Formulare zur Erfassung von Zu -
friedenheit und Beschwerden.

FICE Schweiz (Hrsg.) (2001). Die UNO-Kinderrechts-
konvention und ihre Umsetzung in der ausserfami-
liären Erziehung. Eine Arbeitshilfe. Ohne Ort: Eigen-
verlag.
Arbeitshilfe für Fachkräfte zur praxisnahen Umset-
zung der UN-Kinderrechtskonvention mit Fragen -
katalog zur Alltagsüberprüfung und für die Erarbei-
tung von Qualitätsstandards und Einrichtungs -
konzepten.

Interessengemeinschaft Kleine Heime & Jugendhilfe-
projekte Schleswig-Holstein e.V. (Hrsg.) (2006).
 Standards für Kinder und Jugendliche in Einrichtun-
gen der IHK. Schleswig: Eigenverlag.
http://www.ikh-sh.de/neu/publikationen/weitere/
infostandards.html.
In Anlehnung an die schottischen Standards ent -
wickelt und orientiert am deutschen Kinder- und
Jugend hilfesystem.

Quality4Children (Hrsg.) (2007). Standards für die
Betreuung von fremd untergebrachten Kindern und
jungen Erwachsenen in Europa. Innsbruck: Eigen-
verlag. Als PDF-Datei auf der Homepage von 
„Quality4Children“ unter www.quality4children.info.
Auf Grundlage der UN-Kinderrechtskonvention wur-
den zusammen mit Betroffenen aus 32 europäischen
Ländern Qualitätsstandards entwickelt.

Scottish Executive (Hrsg.) (2002). National care stan-
dards – care homes for children and young people.
Edinburgh: Eigenverlag. http://www.scotland.gov.uk/
Publications/2002/03/10750/File-1.
In Schottland verbindliche Standards, die Kinder
und Jugendliche direkt und verständlich anspre-
chen. Eine nicht autorisierte deutsche Übersetzung
(2003) kann unter dem Titel „Nationale Standards
für Kinder- und Jugendheime in Schottland“ beim
Paritätischen Informationsdienst unter 
www.paritaet.org/gv/infothek/pid mit dem Suchwort
„Schottland“ abgerufen werden.

Wolff, Mechthild & Hartig, Sabine (2006). Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen in der Heimerzie-
hung. Empfehlungen des Projektes „Beteiligung –
Qualitätsstandard für Kinder und Jugendliche in der
Heimerziehung“. Herausgegeben vom Sozialpädago-
gischen Institut im SOS-Kinderdorf e.V. München:
Eigenverlag.
Empfehlungen für Fachkräfte und Einrichtungen.
Das Projekt war zugleich der deutsche Beitrag der
europaweiten Initiative „Quality4Children“.
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Kinderrechte haben im Rechtsverständnis
einen besonderen Status. Kinder sind einerseits
im Verhältnis zu Erwachsenen grundsätzlich
gleichwertige Menschen, andererseits sind sie
beim Aufwachsen auf Erwachsene angewiesen
und von diesen abhängig. Zwischen der recht-
lichen Subjektstellung des Kindes und der Ver-
antwortung von Eltern und Staat für die Be -
dingungen des Aufwachsens besteht ein nicht
auflösbares Spannungsverhältnis (Rätz-Hei-
nisch 2005).

Im letzten Jahrhundert hat sich das Verhältnis
zwischen Kindern und Erwachsenen grund -
legend gewandelt. Insgesamt wurden Kinder
und Jugendliche von Erwachsenen mehr und
mehr als autonome Wesen beziehungsweise als
Subjekte wahrgenommen, und es entstanden
viele Bewegungen, die für Kinder und Jugend-
liche mehr Rechte einforderten. Ob Kinder
und Jugendliche aber auch als Träger eigener
Rechte verstanden werden, hängt von der kon-
kreten Ausgestaltung des Verhältnisses der
Er wachsenen zu den Kindern ab (ebd.). Dieses
Verhältnis wird unterschiedlich verstanden,
was sich in verschiedenen kinderpolitischen
Leitbildern ausdrückt (Lüscher 1996):

– Bemühung um Fürsorge und Anwaltschaft:
Bei diesem Leitbild werden der Charakter des
Kindes als ein verletzliches und schutzbedürf-
tiges Wesen und seine spezifischen Bedürfnisse
nach Erziehung und Schutz betont. Das Gene-
rationenverhältnis wird einseitig zugunsten
des Fürsorgeaspektes ausgelegt mit der Folge,
dass Erwachsene und nicht die Kinder selbst
als Expertinnen und Experten für die Lebenssi -
tuation von Kindern gelten. Die Gefahr be steht,
dass Kinder leicht zu Objekten der Be mü hun -
gen von Erwachsenen werden, beispielsweise
in der politischen Lobbyarbeit, bei Kinder -
verträglichkeitsprüfungen oder im Zuge der
Vertretung durch Kinderanwälte.

– Bemühung um eine Ökologie menschlicher
Entwicklung: Auch bei diesem Leitbild domi-
niert im Generationenverhältnis die Erwachse -
nenperspektive, jedoch werden neben den
Schutzbedürfnissen der Kinder ebenfalls ihre
Autonomiebestrebungen anerkannt. Sie sind
eine wichtige Voraussetzung für die kindliche
Entwicklung, die sich in der Auseinanderset-
zung mit der sozialen Umwelt vollzieht. Dieses
Leitbild sieht vor, die Förderungsverpflichtun-
gen von Eltern und Staat mit der Sicherung
von Selbstbestimmungs-, Beteiligungsrechten
und Verantwortungsräumen in Balance zu
brin gen, auch auf die Gefahr hin, dass Heran-
wachsende hierbei bevormundet werden oder
überfordert sein können.

Rechtliche Grundlagen für die Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen

– Bemühung um Emanzipation: Bei diesem kin-
derpolitischen Leitbild gelten Kinder als Sub-
jekte, die mit Rechten ausgestattet sind und
deren Wünsche prinzipiell denen der Erwach-
senen gleichrangig sind. Daraus lässt sich ein
bilaterales Generationenverhältnis ableiten,
bei dem Kinder und Jugendliche weitreichende
Beteiligungs- und Mitentscheidungsrechte
wahr nehmen und mit Erwachsenen Regelun-
gen, die ihren Lebensalltag betreffen, gleich -
berechtigt verhandeln. Auch hier besteht die
Gefahr, Heranwachsende mit dieser Aufgabe
zu überfordern, beispielsweise in Jugendparla-
menten oder als Mitglieder im Kinder- und
Jugendhilfeausschuss.

Die unterschiedlichen Leitbilder schlagen sich
in den aktuell in der Bundesrepublik Deutsch-
land geltenden nationalen und internationalen
Rechten für Kinder und Jugendliche nieder.

Nationales Recht

Im Sozialgesetzbuch Achtes Buch Kinder- und
Jugendhilfe (SGB VIII) dominiert das Bemü-
hen, Heranwachsende im Sinne einer Ökologie
menschlicher Entwicklung zu fördern. Dies
äußert sich insbesondere in der starken sozial -
pädagogischen Ausrichtung des Gesetzes, wie
sie in Paragraf 1 Recht auf Förderung der Ent-
wicklung und Erziehung grundgelegt ist. 

Nach diesem Verständnis agieren Kinder und
Jugendliche im ständigen Kontakt mit Erwach-
senen, deren Rolle es ist, Kindern gleicherma-
ßen Autonomie (§ 8 Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen) und Schutz (§ 8 a Schutz-
auftrag bei Kindeswohlgefährdung) zu gewäh-
ren. Die Einbeziehung und Mitwirkung der
Kinder und Jugendlichen zeigt sich in vielen
Paragrafen des SGB VIII (neben §1 siehe § 5
Wunsch- und Wahlrecht, § 9 Gleichberechtigung
von Mädchen und Jungen, § 11 Jugendarbeit,
§ 27 Hilfen zur Erziehung, § 36 Mitwirkung 
im Hilfeplan, § 80 Jugendhilfeplanung). Den
Kindern und Jugendlichen werden im SGB VIII
zwar Rechte zugesprochen und sie sind Sub-
jekte im Hilfeprozess, jedoch haben sie keine
rechtliche Subjektstellung. Den Rechtsanspruch
machen die Sorgeberechtigten geltend. Damit
besteht im Kinder- und Jugendhilfegesetz 
ein Spannungsverhältnis von Eltern- und Kin-
derrechten.

Die Rechtslogik des SGB VIII unterscheidet sich
von anderen nationalen und internationalen
Rechten. Es ist ein einmaliges Gesetz, das es so
nur in der Bundesrepublik Deutschland gibt.
Im Grundgesetz (GG), mit dem das Kindeswohl
Verfassungsrang erhält, dominiert hingegen
die Bemühung um Fürsorge und Anwaltschaft.
Das Wohl des Kindes wird aus dem spezifi-
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schen Schutzbedürfnis des Kindes begründet,
dessen Interessen durch Erwachsene, in der
Regel durch die Eltern, vertreten werden.

Auch im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), unter
anderem im dort geregelten Familienrecht,  
do miniert die Bemühung um Fürsorge und An -
waltschaft. Auch wenn im BGB Kinder als eigen-
ständige Menschen verstanden werden, bleibt
das Kindeswohl hinsichtlich der Ausübung der
elterlichen Sorge (§1626 BGB) und des staat -
lichen Wächteramtes (§1666 BGB) die zentrale
Rechtsnorm. Auch im Kindschaftsrecht domi-
nieren der Fürsorgegedanke und die anwalt-
schaftliche Vertretung, dennoch kommt auch
das Bemühen um Emanzipation ansatzweise
zum Tragen. So wurde im Zuge der Kindschafts-
rechtsreform in Paragraf 1631 BGB das Recht
auf gewaltfreie Erziehung als eigenständiges
Recht eingeführt.

Internationales Recht

Die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK)
wurde am 20. November 1989 in der UN-Voll-
versammlung verabschiedet. Sie gehört zu den
sechs Menschenrechtskonventionen der Ver-
einten Nationen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat die UN-KRK 1992 ratifiziert und sich
damit verpflichtet, die in der Konvention ga ran -
tierten Rechte in nationales Recht umzusetzen.

In 54 Artikeln drückt die UN-KRK Grundwerte
zum Umgang mit Kindern, deren Schutz und
deren Beteiligung aus. Die Kinderrechte lassen
sich in drei Kategorien fassen:

– Versorgungsrechte, zum Beispiel Recht auf
Gesundheitsversorgung, Bildung und ange-
messene Lebensbedingungen sowie das Recht
auf einen Namen und eine Staatsangehörigkeit;

– Schutzrechte, zum Beispiel Schutz vor kör-
perlicher und seelischer Gewalt, vor Miss-
brauch, Verwahrlosung und wirtschaftlicher
Ausbeutung sowie die Verpflichtung der Staa-
ten, Kindern im Krieg und auf der Flucht be son -
deren Schutz zu bieten;

– kulturelle Rechte, Informations- und Beteili-
gungsrechte, zum Beispiel Recht auf Meinungs-
freiheit und Gehör, Recht auf freien Zugang 
zu Informationen und Medien sowie das Recht
auf Freizeit und Privatsphäre.

Die UN-KRK unterliegt einer anderen Rechtslo-
gik als deutsche Kinderrechte. Die Rechte wer -
den aus der Sicht der Kinder zusammenhän-
gend formuliert und wurden den Grundrechten
für Erwachsene nachgebildet (wie Meinungs-
äußerung, Religionsfreiheit, Versammlungs-
recht), wobei das Bemühen um Eman zipation

klar im Vordergrund steht. Der Erziehungs- und
Entwicklungsgedanke als pädagogische Inten-
tion spielt hingegen eine untergeordnete Rolle,
das Kindeswohl hingegen eine zentrale. Es
wird aber, anders als im deutschen Recht, eine
Verbindung von Persönlichkeitsrechten und
dem Recht auf Bildung, Gesundheitsversorgung
und wirtschaftliche Sicherung hergestellt. Die
UN-KRK formuliert Kindeswohl auf der Grund-
lage von sozialer Gerechtigkeit und nicht nur
von der elterlichen Sorge und Verantwortung
her. Diese im Vergleich zur deutschen Rechts-
auffassung unterschiedliche Rechtslogik er -
schwert die Umsetzung der UN-KRK sowie wei-
terer internationaler Kinderrechte (etwa dem
Haager Minderjährigenschutzabkommen) oder
steht sogar im Widerspruch dazu (wie etwa 
im Asylrecht). Die emanzipatorischen Kinder-
rechte der UN-KRK fanden als allgemeine und
als programmatische Formulierungen bislang
kaum eine Entsprechung in der deutschen
Gesetzgebung.

Seit Dezember 2000 sind Kinderrechte in Arti-
kel 24 der Charta der Grundrechte der Euro-
päischen Union festgehalten. Dieser bezieht
sich auf die Schutz- und Partizipationsrechte
von Kindern. Besonders verwiesen wird auf
den „Vorrang des Kindeswohles“, der bei allen
Kinder betreffenden Maßnahmen zu berück-
sichtigen ist, sowie auf den Anspruch des Kin-
des auf direkten Kontakt mit beiden Elterntei-
len. Die Grundrechtecharta ist Teil der EU-
Ver fassung, wie sie im Juli 2003 im Entwurf
vorlag. Das Ziel ist es, den neuen EU-Vertrag
bis Ende 2007 auszuhandeln, der anschlie-
ßend von den Mitgliedsstaaten ratifiziert und
2009 in Kraft treten soll. Kinderrechtsorgani-
sationen und politische Gremien wirken dar auf
hin, dass die Kinderrechte im künftigen Ver-
trag verankert sein werden.
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Thomas wächst als eines von drei Kindern bei seiner Mut-
ter und dem Stiefvater in der Nähe von Dresden auf. Mit elf
Jahren kommt er in eine psychiatrische Klinik, weil die
Mutter mit ihm nicht mehr zurechtkommt und mit seinen
Wutanfällen überfordert ist. Von den Ärzten erhält er die
Diagnose „Borderline“. Die Mutter wendet sich mit der Bitte
um Unterstützung an das zuständige Jugendamt. Thomas
wird sofort nach der Entlassung aus der Klinik in einer
Wohngruppe untergebracht. Dort tritt er im Streit eine Tür
kaputt und kommt erneut in die Klinik, aus der er mehr-
mals zu fliehen versucht. Danach kommt er wieder in die
Wohngruppe. Diesmal gelingt es ihm, sich zu arrangieren.
Ein Jahr später wird diese Wohngruppe geschlossen, und
Thomas muss in eine andere wechseln. In der neuen Gruppe
kommt es wiederholt zu Auseinandersetzungen. Zweimal
haut er ab und lebt für kurze Zeit auf der Straße. Er ist 
jetzt vierzehn Jahre alt. Die Wohngruppe nimmt ihn schließ-
lich nicht mehr auf. Es wird eine neue Unterbringung
gefun den – eine Wohngruppe für „besonders aggressive
Jugend liche“, etwa zweihundert Kilometer von seinem
ursprünglichen Wohnort entfernt. Dort verbringt Thomas
ein paar Monate, dann haut er wieder ab. Er lebt auf der
Straße und bei Bekannten und schlägt sich in verschiede-
nen Städten durch. Er hat keinen Ort, den er sein Zuhause
nennt, und hat nichts, wovon er leben kann. Er trinkt re -
gelmäßig. Mit siebzehn lernt er Suse kennen. Sie hat es zu
Hause nicht mehr ausgehalten, ist abgehauen und lebt jetzt
auch auf der Straße. Dort geht es ihr besser als daheim.
Zu sammen finden die beiden den Weg in unsere Anlauf-
stelle (1). So lerne ich Thomas kennen.

Mein erster Eindruck

Es ist nicht einfach, Zugang zu Thomas zu finden. Er ist
aggressiv, und es fällt mir zunächst schwer, sachlich mit ihm
zu reden. Wenn ihn etwas nervt, geht er einfach. Gegen -
teilige Meinungen verträgt er nicht. Ich frage mich, ob er
mir überhaupt zuhört oder mich ernst nimmt oder ob meine
Kollegen und ich für ihn nur ein paar „dumme Sozis“ sind,
die „keinen Plan vom wirklichen Leben“ haben. Die Kon-
takte mit dem Jugendamt unterstreichen meinen ersten Ein-
druck. Die Mitarbeiterin hat Thomas bereits aufgegeben:

„Ein hoffnungsloser Fall, den bändigt keiner.“ Dennoch ge -
lingt es uns, eine vertrauensvolle Beziehung zu ihm aufzu-
bauen und eine ambulante Hilfe zu installieren.

Bei genauem Hinsehen

Thomas ist einer von vielen mit einer typischen Jugend -
hilfekarriere. Kein Angebot hat für ihn gepasst, oft wurde
über seinen Kopf hinweg entschieden. Viele Möglichkeiten,
ihn zu unterstützen, wurden nicht wahrgenommen oder
versäumt. Er hat keinen Schul abschluss, keine konstanten
und verlässlichen Bezugspersonen. Zur Mutter besteht 
ein loser Kontakt, den Vater kennt er nicht. Er hat eigentlich
nur Suse. Auf dem Arbeitsmarkt ist er chancenlos – auch,
aber nicht nur aufgrund seiner Diagnose. Er lebt unter Be -
dingungen, die eine positive Entwicklung und die Chance zur
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben enorm erschweren. 

Strafstunden, zu denen er verpflichtet wird, sieht er eher
positiv: „Da kann man wenigstens mal was Sinnvolles ma -
chen.“ An dieser Haltung könnte man ansetzen, sie als Res-
source verstehen. In der Bewertung zählt aber meist nur
sein „Strafkonto“. Mit einer anderen Sichtweise betrachtet,
erhalten sein Auftreten und sein Verhalten aber durchaus
Sinn und erweisen sich als Stärke. 

Thomas ist überall rausgeflogen oder abgehauen. Er hat
seine eigenen Vorstellungen davon, wie und nach welchen
Regeln er leben will. Von Schulden und Strafverfahren lässt
er sich nicht ent mutigen, sie sind ihm „schnuppe“: „Auf
eine Anzeige mehr kommts doch bei mir eh ni’ mehr an.“
Seine Wutausbrüche haben ihm nicht nur ein negatives An -
sehen eingebracht, sondern auch Respekt verschafft, vor
allem bei jenen, die ihm Stress bereiten. Wenn Thomas auf -
taucht, brodelt es, alle springen sofort, alles muss funk tio -
nieren. Der Sicherheitsdienst vom Arbeitsamt kennt Tho-
mas, die Kollegin vom Sozialamt holt sich Verstärkung mit
ins Zimmer, und die Mitarbeiterin im Jugendamt ist auch
nie allein, wenn sie ihn trifft. 

Thomas – ein echt starker Typ

Portrait
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Diese Kehrseite an Thomas kann auch faszinieren: seine
kämp ferische Natur, sein selbstsicheres Auftreten, auch sein
Humor und überhaupt seine Einstellung zum Leben. Er
schafft es immer wieder, dass alle ihm zuhören, hat Er folg
mit seiner Art und be kommt, was er will. Was die anderen
denken, ist ihm ziemlich egal. Auf jeder Behörde kommt er
weiter, als man sich das vorstellen kann. Er steht nie in
einer Schlange hinten an. Thomas führt mit großem Engage-
ment einen schier endlosen Kampf für alles, was für ihn
einen Sinn ergibt. Er kämpft gegen Windmühlen seinen
„to talen sozialen Krieg“ und sagt sich, „warum soll ich mir
nicht holen, was mir zusteht? In dem Staat muss man eben
sehen, wie man zu was kommt, man kann sich ja schließ-
lich ni’ alles gefallen lassen, oder?“ Und so bekommt er
Förderungen, die es schon gar nicht mehr gibt, sofort einen
Termin, wo zweiwöchige Wartezeiten üblich sind, oder Mö -
bel, die schon für andere reserviert waren.

Seine psychiatrische Diagnose kennt Thomas nicht, sie ist
ihm auch egal: „Die denken eben alle, ich bin gaga. Aber
da kann ich die verarschen – verstehste? Ja, der Thomas
ist schlau.“ Das ist er wirklich. Er weiß genau, was er will,
was er erreichen kann und wie. Er hat nie einfach etwas
mit sich machen lassen, hat sein Leben selbst in die Hand
genommen.

Thomas wird Vater

Nach dreimonatiger Unterbrechung der ambulanten Hilfe
taucht Thomas mit der hochschwangeren Suse wieder 
bei uns auf. „Eh Leute – ich werd’ Vater!“, ruft er schon in
der Tür und grinst. „Ihr müsst mir helfen, ich werde jetzt
mein Leben ändern.“ Und das tut er dann auch. Innerhalb
von zwei Wochen gelingt es ihm, alles so weit zu regeln,
dass Wohnraum, Einrichtungsgegenstände, Babyutensilien
und die Sicherung des Lebensunterhaltes gewährleistet
sind. Auch zu trinken hört er von heute auf morgen auf.
Thomas hält sich an alle Termine. Er organisiert sogar uns
von der Anlaufstelle und managt sein Leben, dass es uns
schier die Sprache verschlägt. Wir haben ihn lediglich ein
wenig bei den Ämtern unterstützt, das meiste hat er alleine
geschafft. Er kann es also – wenn es nur einen Sinn für ihn
hat, denke ich mir.

Die Allzuständigkeit der Jugendhilfe 

Das Kind kommt auf die Welt, doch mit dem Kind kommt
auch die öffentliche Zuständigkeit der Jugendhilfe zurück
in Thomas’ Leben. Die Unterbringung von Kind und Freun-
din in einer Einrichtung steht im Raum. Er wird hierzu
nicht gefragt, schon gar nicht, welche Alternativen es gibt. 

Die für das Kind im Hilfeplan festgelegten Ziele kann er nicht
mitbestimmen. Sie sind überwiegend mit Thomas’ „Defizi-
ten als Vater“ begründet. Dies wird ihm aber nicht erklärt.
Er hört nur ständig den Begriff „Kindeswohlgefährdung“.
Für das Kind soll eine Rachitisprophylaxe gemacht werden.
Aber dem Kind geht es aus Thomas’ Sicht gut. Es wächst
heran, schreit nicht viel, die Ärztin ist zufrieden. Dennoch
werden Thomas jegliche Kompetenzen abgesprochen, 
sein Kind großzuziehen. Dass er die Rachitisprophylaxe
nicht durchführen lässt, wird in diese Richtung interpre-
tiert. Doch wie soll er etwas machen, von dem er nicht weiß,

was es ist, was es für einen Sinn hat und was das Ganze
mit Kindeswohl zu tun hat? Was ist eigentlich mit „Kindes-
wohl“ gemeint? Seine lauten Fragen und Proteste werden
als aggressiv gewertet, sein Verhalten wird als Gefährdung
für das Kind beurteilt. Er wird zu einem Anti-Aggressions-
Training verdonnert. Nur wenn er an diesem teilnimmt,
darf er den Kontakt zu seinem Kind behalten. 

Wie so oft wird auch hier deutlich, wie sehr der Blick auf
seine diagnostizierten Defizite die Situation von Thomas
bestimmt und wie wenig seine Stärken in den Blick genom-
men werden. Wenn er nicht gefragt und einbezogen wird,
wenn über ihn bestimmt wird, wenn er in Teamberatungen
nur auf Aufforderung reden darf und fremde Personen
über ihn zurate sitzen, dann kann er schon mal ziemlich
ausrasten. Dass dies aber auch ein Zeichen für eine hohe
Beteiligungskompetenz sein kann, die zu nutzen wäre,
wird leider oft übersehen. Konzepte wie Partizipation, Sub-
jekt- und Ressourcenorientierung, Empowerment, Flexibi-
lität bleiben damit leere Proklamation. 

Eine starke Persönlichkeit

Eigentlich will und braucht Thomas nicht viel zum Leben.
Er will arbeiten, um etwas Sinnvolles zu tun, mehr Geld zu
haben und seine Familie versorgen zu können. Er will
gebraucht und verstanden werden, sein Leben selbst ge -
stalten, teilhaben an Entscheidungen. Niemand soll sich in
sein Leben einmischen, er will einfach nur gefragt werden
und mitbestimmen. Was Thomas macht, hat immer einen
Sinn – wenn er abhaut, wenn er austickt, wenn er für
etwas kämpft. Sein Auftreten ist plausibel, seine Wut auf
Behörden nachvollziehbar. Thomas leidet unter diesem
Jugendhilfesystem, dem er sich ausgeliefert sieht. Abhängig
zu sein von Sachbearbeitern und deren Gunst, das nervt
ihn, denn „vor denen muss man sich nacksch machen, die
geht das aber nix an, was ich mache.“ Mit welchem Recht
darf er nicht arbeiten? Mit welchem Recht darf seine
Geschichte in kollegialen Beratungen vor Fremden erzählt
werden? Warum muss er so viele Menschen in sein Privat-
leben reinlassen? Warum sieht niemand, was er alles
schafft trotz der schlechten Bedingungen, in denen er auf-
gewachsen ist und in denen er lebt? Thomas ist eine starke
Persönlichkeit. Ihn so zu sehen, ist zugleich ein Plädoyer
dafür, die Stärken und Ressourcen der Jugendhilfeklientel im
Berufsalltag mehr aufzugreifen und Jugendliche als selbst-
bestimmte Persönlichkeiten zu betrachten.

Thomas’ Kind kann mittlerweile laufen, und Suse erwartet
das zweite Kind. Zu Hause fiel ihm mehr und mehr die
Decke auf den Kopf, und alles um ihn herum nervte ihn nur
noch. Erst blieb er für ein paar Tage weg, dann immer öfter.
Schließlich hat er sich von Suse getrennt. Er lebt jetzt in
einer anderen Stadt.
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Anmerkung

1
Die Treberhilfe Dresden e.V. wurde 1995 gegründet mit dem
Ziel, obdachlosen Kindern und Jugendlichen Hilfe anzu-
bieten. Der Verein ist in den Bereichen ambulante erziehe-
rische Hilfen, mobile und offene Jugendarbeit tätig und
entwickelt zudem erlebnisorientierte Aktionen. Mit einer
mobilen Sozial- und Treffstation, einem zweckmäßig
umgebauten Großbus, werden die Mädchen, Jungen und
Jugendlichen in verschiedenen Stadtteilen aufgesucht.
Dort können sie duschen, ihre Wäsche waschen, ärztlich
versorgt werden, im Cafébereich etwas zu sich nehmen
oder in Ruhe mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sprechen. Zu den Grundprinzipien der professionell und
ehrenamtlich Tätigen gehört es, niederschwellig, vertrau-
ensvoll und akzeptierend zu arbeiten. Drei Basisregeln
prägen ferner die Arbeit am und im Bus: gewaltfrei, dro-
genfrei und kriminalitätsfrei. Weitere Informationen sind
unter www.treberhilfe-dresden.de zu finden.

Antje Schneider, Jahrgang
1982, Diplomsozialpädagogin
(FH) und Multiplikatorentrai-
nerin; seit 2004 bei der Treber-
hilfe Dresden e.V. tätig. Ar -
beitsschwerpunkte: Streetwork
und ambulante erzieherische
Hilfen sowie motivierende
Kurzinterventionen bei konsu-
mierenden Jugendlichen.
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